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Seit Jahrzehnten versucht die türkische 
Regierung mit dem Ilisu-Wasserkraft-
werk einen der größten Staudämme 
im Südosten der Türkei zu errichten: 
In einer Region, in der massive Armut 
vorherrscht, die von einem jahrelangen 
politischen und gewalttätigen Konfl ikt 
geprägt ist und in der Menschenrechts-
verletzungen noch immer an der Ta-
gesordnung sind. 

Bereits 1997 beauftragte die türkische 
Regierung ein internationales Kon-
sortium, den umstrittenen Staudamm 
zu bauen. Doch fast alle beteiligten 
Investoren und Unternehmen hatten 
sich aufgrund von internationalen Pro-
testen aus dem Projekt  zurückzogen. 
Seit  Anfang 2005 fi nden Verhandlun-
gen mit einem neuen Konsortium statt. 
Bevor überhaupt ein Spatenstrich zum 
Bau des Staudamms erfolgte,  wurden 
bei den Planungen bereits gängige in-
ternationale Standards gebrochen und 
Menschenrechte missachtet. Damit ist 
kaum zu erwarten, dass der Damm den 
betroffenen Menschen Vorteile bringt. 
Sollte der Ilisu-Staudamm tatsächlich 
gebaut werden, wären die politischen, 
sozialen, ökologischen und kulturellen 
Konsequenzen fatal. Auch die Kon-
fl ikte um die Wassernutzung im Eu-
phrat-Tigris-Becken würden mit dem 
Ilisu-Staudamm eine neue Dimension 
erreichen.

Doch in Europa wittern einige ein-
fl ussreiche Befürworter des Stau-
dammbaus Milliardengewinne und 
treiben die Realisierung des Projekts 
trotz aller Probleme weiter voran. 
Ende 2005 beantragten die an den 
Planungen des Ilisu-Staudamms 
beteiligten europäischen Unternehmen 
für ihre Geschäfte staatliche Ausfuhr-

1
garantien in Deutschland (Hermes-
bürgschaften), Österreich und in der 
Schweiz. Die jeweiligen Regierungen 
entscheiden auf der Grundlage einer 
Umwelt- und Sozialverträglichkeits-
bewertung über die Bewilligung der 
Exportgarantien. Damit wird das Ilisu-
Projekt zu einem Lackmustest für die 
in den letzten Jahren durchgeführten 
Reformen in der Exportkreditvergabe. 
Es wird sich herausstellen, ob diese 
ausreichen, um die Lebensgrundlagen 
zehntausender Menschen zu sichern, 
die Umwelt zu schützen, Jahrtausen-
de alte Kulturgüter zu bewahren und 
die Verschärfung internationaler Kon-
fl ikte um die Nutzung von Wasser zu 
verhindern. Sollten die Bürgschaften 
bewilligt werden, wäre dies ein fataler 
Rückschlag. 

In dieser Broschüre werden die Rah-
menbedingungen aufgezeigt, unter 
denen ein solch umstrittenes Projekt 
überhaupt vorangetrieben werden 
kann. Es wird eine Übersicht über den 
aktuellen Planungsstand und den re-
gulatorischen Kontext des Ilisu-Stau-
dammprojekts gegeben. Auch die of-
fi ziellen Projektunterlagen, die Ende 
November veröffentlicht wurden, wer-
den einer Analyse unterzogen sowie 
die damit zusammenhängenden Pro-
bleme benannt. In erheblichem Maße 
wurde zur Anfertigung der Broschüre 
auf  Gespräche mit betroffenen Be-
wohnerInnen und aktiven Gruppen vor 
Ort, mit WissenschaftlerInnen, Archä-
ologInnen, unabhängigen ExpertInnen, 
MitarbeiterInnen in Organisationen 
und den lokalen Behörden zurückge-
griffen. Im Zuge von Delegationsreisen 
und in Kontakt mit unseren türkischen 
PartnerInnen aus der Region haben wir 
die Erfahrung gemacht, dass alles, was 
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Nach der derzeitigen Informationslage 
kann nur eins die Antwort auf die Ak-
tivitäten der beteiligten Unternehmen 
und der türkischen Regierung sein: 
Keine Exportgarantien für Ilisu!

Region nutzbar gemacht werden. Laut 
einem 1989 veröffentlichten Gesamt-
plan für das GAP sollen insgesamt 22 
Staudämme und 19 Wasserkraftwerke 
mit dem Ziel der Energiegewinnung 
und Bewässerung entstehen. Der durch 
Staudämme erzeugte Strom soll nach 
Fertigstellung ca. 20 Prozent des ge-
samten Strombedarfs der Türkei abde-
cken, insgesamt 1,7 Millionen Hektar 
Land sollen bewässert werden.2  

„Das Grundziel ist hierbei, das Einkommens-
niveau und den Lebensstandard der im Gebiet 
lebenden Bürger zu erhöhen und dadurch das 
Entwicklungsgefälle zwischen dieser und 
den anderen Regionen der Türkei auszuglei-
chen, die Produktivität in der Landwirtschaft 
zu steigern, neue Arbeitsplätze zu schaffen 
und somit einen Beitrag zu nationalen Ent-
wicklungszielen wie gesellschaftliche Sta-
bilität und wirtschaftliches Wachstum zu 
leisten. Als integriertes, multisektorales und 
auf nachhaltige Entwicklung ausgerichtetes 
Projekt ist das SAP (GAP, d.Verf.) eines der 
größten international anerkannten Beispiele für 
Regionalentwicklung in der Welt.“ 3

Das Entwicklungskonzept des GAP 
baut vor allem auf die Umwandlung 
der von Subsistenzwirtschaft gepräg-

2
von offi zieller Seite aus angekündigt 
oder versprochen wurde, vor Ort dar-
aufhin überprüft werden muss, ob und 
wie die Maßnahmen umgesetzt werden 
und welche Auswirkungen sie haben. 

1.1. Das Südostanatolienprojekt 
       (GAP)  

Die Planungen für den Bau des Ilisu-
Staudamms sind Teil eines der weltweit 
umfangreichsten Infrastrukturprojekte. 
Das unter dem Akronym GAP (Gü-
neydogu Anadolu Projesi) bekannte 
Südostanatolienprojekt wurde von der 
türkischen Regierung bereits in den 
1970er Jahren gestartet. Es erstreckt 
sich im türkischen Teil des Euphrat-
Tigris Beckens entlang der syrischen 
und irakischen Grenze im äußersten 
Südosten der Türkei. Mit insgesamt 9 
Provinzen (Adiyaman, Batman, Diyar-
bakir, Gaziantep, Kilis, Mardin, Siirt, 
Sanliurfa, Sirnak) umfasst es ein Ge-
biet von ca. 75.000 km². Dies sind 9,7 
Prozent des türkischen Staatsgebiets 
(Stern 2004, 46).

Ziel des GAP ist laut Angaben der 
türkischen Regierung die wirtschaft-
liche Entwicklung des Südostens der 
Türkei, einer der ärmsten Regionen 
des Landes (s. Kasten 1). 

Mit Staudämmen, Elektrizitätswerken 
und Bewässerungsanlagen sollen die 
reichhaltigen Wasserressourcen der 
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„Das Hauptziel des GAP (Südostanatolienprojekt) ist, das Einkommensniveau und den Lebens-
standard der im Südosten der Türkei lebenden Bevölkerung zu erhöhen und dadurch das Entwick-

lungsgefälle zwischen Südostanatolien und den anderen Regionen auszugleichen.“

Türkische Regierung 1 

  

1 Türkische Regierung, Homepage des GAP, URL: http://www.gapturkiye.gen.tr/deu/deindex.html.
2 Zu weiteren offi ziellen Informationen der türkischen Regierung über das GAP, siehe: 
   http://www.gap.gov.tr oder htttp://www.dsi.tr.
3 Homepage des GAP, http://www.gapturkiye.gen.tr/deu/okologie/index.html (28.10.2005).

Ziel des GAP ist laut 
Angaben der türkischen 
Regierung die wirtschaft-
liche Entwicklung des 
Südostens der Türkei.



ten Landwirtschaft in eine auf Export 
ausgerichtete Agrarindustrie. Mono-
kulturell bewirtschaftete Flächen sol-
len weit reichend ausgedehnt sowie die 
Verwendung modernster Maschinen 
und hochertragreicher Pfl anzensorten 
forciert werden, um die angekündigten 
Wachstumsimpulse zu erzielen. Zur 
Vermeidung von Missernten ist der 
fl ächendeckende Einsatz von Insekti-
ziden, Pestiziden und Dünger vorge-
sehen. Auch die Energieproduktion ist 
nicht nur zur Deckung des türkischen 
Eigenbedarfs vorgesehen, sondern soll 
auch dem Export dienen. Die türkische 
Regierung kündigte an, dass durch das 
GAP vor allem im Agrarbereich bis 
zu 3,8 Millionen neue Arbeitsplätze 
entstehen würden. Das Einkommens-
niveau der Bevölkerung ließe sich so 
signifi kant erhöhen (Ronayne 2005a, 
S. 20). 

Der gesamte Finanzierungsbedarf 
des GAP wird mit insgesamt 32 Mrd. 
US-Dollar angegeben. Bis Ende des 

3

Jahres 2003 wurden jedoch erst 16,6 
Mrd. US-Dollar ausgegeben – also 
48 Prozent der anvisierten Gesamt-
summe.4 Im Bereich Energie ist das 
GAP-Plansoll dagegen bereits zu 84 
Prozent erreicht worden (ORF 2005). 
Daran wird deutlich, dass vor allem 
der Bau von Staudämmen und Kraft-
werken vorangetrieben wurde, die 
entwicklungsbezogenen Komponen-
ten jedoch in wesentlich geringerem 
Maße umgesetzt wurden. Das ge-
plante Datum der Fertigstellung des 
GAP-Projekts wurde insofern vor 
kurzem von 2010 auf 2015 verschoben 
(ebd., S. 20).5 

1.2. Die GAP-Staudämme 
 
Seit den 1990er Jahren wird das GAP 
als „nachhaltiges Entwicklungspro-
gramm“ deklariert und mit sozialen und 
ökologischen Projekten im ländlichen 
und städtischen Raum fl ankiert. An 
der Finanzierung dieser Projekte sind 
internationale Organisationen (UNDP, 
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Abbildung 1: Die GAP-Region
Quelle: Homepage des GAP, www.gap.gov.tr.

4 Diese Informationen stammen von der offi ziellen GAP-homepage der türkischen Regierung. Southeastern 
   Anatoli Regional Development Administration http://www.gap.gov.tr/English/Frames/fr1.html (30.10 
   2005).
5 Allerdings ist auch dieses neue gesetzte Datum als unrealistisch einzuschätzen. Eine andere Quelle gibt als 
   Datum der Fertigstellung das Jahr 2047 an (ETH 2001, S. 6).
 

Vor allem der Bau 
von Staudämmen und 
Kraftwerken wurde 
vorangetrieben, die 
entwicklungspolitischen 
Komponenten weniger.



der Region“ zu tun. Denn trotz eini-
ger weniger kultureller und sozialer 
Vorzeigeprojekte konterkarieren vor 
allem die negativen Auswirkungen 
der GAP-Staudämme die Ziele einer 
nachhaltigen und sozialen Entwick-
lung: Die mit den Staudammbauten 
verbundenen sozialen, kulturellen, 

ökologischen, 
geopolitischen 
und menschen-
rechtlichen Fol-
geprobleme sind 
gravierend. Dass 
diese nicht nur 
für die GAP-
Region, son-
dern auch für 
Großstaudämme 
in anderen Ge-
genden typisch 
sind, hat die 
Arbeit der Welt-

staudammkommission gezeigt (s. Kas-
ten 2). 

1.3. Die sozio-politische Dimen-
sion der Staudammbauten: Mas-
senumsiedlung im Konfl iktgebiet   

Mehrere hunderttausend Menschen 
mussten Schätzungen zufolge den 
bisher im Rahmen des GAP gebauten 
Staudämmen weichen.7 Die Folgen 
für die Betroffenen waren massiv: der 
Verlust ihrer Lebensgrundlage und der 
Möglichkeit zur eigenständigen Exis-
tenzsicherung. Dieselben Konsequen-
zen mussten auch diejenigen erfahren, 
die in der weiteren Umgebung der 
Staudämme wohnen. Dies liegt daran, 
dass:  

4
Weltbank6) sowie die EU beteiligt. Die 
Staudämme sind jedoch das Herzstück 
des GAP. Bisher wurden insgesamt 
neun von ihnen fertig gebaut und in Be-
trieb genommen (s. Tabelle 1). Sie lie-
fern 15 Prozent der türkischen Energie-
produktion (ORF 2005). Der größ-
te Staudamm des GAP ist der 1992 

fertig gestellte Atatürk-Staudamm, 
der zugleich der fünftgrößte der Welt 
ist. Ein weiterer Großstaudamm ist der 
Karakaya-Staudamm. Noch 13 weitere 
Staudämme sind in Planung, darunter 
auch der Ilisu-Staudamm, der einer der 
größten Dämme des GAP werden soll. 
Die türkische Regierung und das 
staatliche Wasserbauamt  (Devlet Su 
Isleri, DSI) – das für die Umsetzung 
des GAP zuständig ist – malen von 
der GAP-Region mit Hilfe der türki-
schen Medien seit Jahren das Bild ei-
nes Garten Eden. Die Wirklichkeit ist 
jedoch weit von solch paradiesischen 
Zuständen entfernt. Die tatsächlichen 
Auswirkungen des GAP haben nichts 
mit dem von der türkischen Regierung 
postulierten positiven Beitrag zu einer 
„sozialen und politischen Entwicklung 
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6 Die Weltbank beteiligte sich an kleineren Projekten, die die Entwicklung der Infrastruktur in den städtischen 
   und ländlichen Gebieten in der GAP-Region zum Ziel hatten. Für ‘Dienstleistungen zur Entwicklung der 
   Felder und Dörfer in den Becken von Sanliurfa und Harran’ und für die ‘Projektvorbereitungen zu einem 
   kommunalen Planungs- und Sanierungsprojekt für GAP’ wurden insgesamt 650.000 US-Dollar zur Verfü-
   gung gestellt. Die Projekte sind bereits abgeschlossen.
7 Es gibt keine verlässlichen Zahlen darüber, wie viele Menschen im GAP-Gebiet bisher aufgrund von Bau-  
   maßnahmen umgesiedelt oder vertrieben wurden. 

Das Pro-Kopf-Einkommen liegt im überwiegend von Kurdinnen und Kurden bewohnten Südosten bei 
knapp 42 Prozent des türkeiweiten Durchschnitts und erreicht lediglich knapp 10 Prozent des Durch-
schnittseinkommens der reichsten Regionen im Westen der Türkei (McDowall 2004). Die Arbeitslosig-
keit in den Städten der GAP-Region liegt bei ca. 50 Prozent. 

Im Gegensatz zur Industrieproduktion kommt dem Agrarsektor eine hohe wirtschaftliche Bedeutung 
zu. Fast 80 Prozent der Bevölkerung lebt von der Landwirtschaft. Die meist kleinen Parzellen werden 
in der Regel von Familienbetrieben in Subsistenzwirtschaft betrieben, vor allem mit traditionellen 
Anbaumethoden. Die Besitzverhältnisse sind in der Region sehr ungleich. 70 Prozent der bebaubaren 
Flächen im GAP-Gebiet befi nden sich in Staatseigentum, 25 Prozent verteilen sich in den Händen der 
Großgrundbesitzer. Lediglich 5 Prozent des Landes sind in Besitz einer Vielzahl von Kleinbauern. 38 
Prozent der Landwirte besitzen kein eigenes Land, sondern pachten es von den Großgrundbesitzern 
(Ronayne 2005a, S. 19 f).

Kasten 1: Sozioökonomische Bedingungen im Südosten der Türkei – die GAP-Region



• der Fischfang in den Flüssen, der 
in der GAP-Region für viele Men-
schen einen wichtigen Beitrag zur 
Ernährung leistet, durch die Dämme 
erschwert oder unmöglich gemacht 
wird, da die Fischpopulationen in den 
Stauseen absterben, in denen sich die 
Abwässer der Städte und der Land-
wirtschaft sammeln;

• fruchtbares Ackerland knapp wird, 
da die Überfl utung der reichen Böden 
in den Flusstälern und der großfl ächige 
Anbau von Monokulturen die Boden-
versalzung in der Region verstärken. 

Der Verlust der materiellen Lebens-
grundlage wird im Rahmen des GAP 
jedoch nicht durch die Schaffung 
neuer Möglichkeiten zur Existenzsi-
cherung kompensiert – weder durch 
neue Arbeitsplätze, noch durch die 
Zuteilung neuer fruchtbarer Böden 
oder die Zahlung ausreichender Ent-
schädigungen im Rahmen von Um-
siedlungen. Die Erfahrungen im Zuge 
der bisher gebauten Staudämme zei-
gen deutlich, dass sich die von der 
türkischen Regierung angekündig-
te Wohlstands- und Einkommens-
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mehrung für die Mehrzahl der 
betroffenen Menschen vor Ort nicht 
erfüllt hat.   

a. Arbeitsplätze und Wohlstand 
für wen?
 
Von den neu entstandenen Arbeits-
plätzen im Rahmen des GAP haben 
bisher vor allem die gut ausgebil-
deten Fachkräfte aus dem Westen 
der Türkei profi tiert. Für Ansässige
aus der Region sind demgegenüber 
kaum neue Arbeitsplätze geschaffen 
worden.  Zudem nützt der großfl ächige 
Aufbau der Agrarindustrie vor allem 
Investoren und Großgrundbesitzern 
(Agas), die über die nötigen Finanz-
mittel und die Vorbildung für die An-
wendung der neuen Technologien
verfügen. Durch die Einführung von 
Monokulturen, der großfl ächigen Me-
chanisierung der Landwirtschaft und 
des Einsatzes von Kunstdünger und 
Pestiziden konnten sie ihre Produk-
tion ausweiten und ihre Stellung ver-
stärken. Da eine Landreform nicht 
durchgeführt wird, verschärfen sich 
demgegenüber die ökonomischen Pro-
bleme der Kleinbauern. Ihnen fehlen 

Zum Scheitern verurteilt: Der Ilisu-Staudamm

Abbildung 2: Die 22 Staudämme des GAP
Quelle: Homepage des GAP, www.gap.gov.tr. 

Die Wohlstandsmehrung 
vor Ort erfüllte sich nicht.



keiten in anderen Bereichen entstehen 
(Ronayne 2005a).

b. Mangelhafte Umsiedlungspla-
nung 
 
Die von der türkischen Regierung 
im Rahmen von Staudammbauten 
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die Ressourcen, um mit der Moder-
nisierung der Landwirtschaft Schritt 
zu halten. Außerdem verdrängen die 
großfl ächigen Anbausysteme Pächter 
von ihrem Land. Die Arbeitsplätze der 
Kleinbauern werden durch die Agrar-
industrie wegrationalisiert, während 
kaum neue Beschäftigungsmöglich-  

Zum Scheitern verurteilt: Der Ilisu-Staudamm

Projekt Kapazität (MW) Leistung
(GWh)

Projekt Status9

EUPHRAT BASIN 5 304 20 098
Karakaya Damm und HPP 1800 7354 in Betrieb
Atatürk Damm und HPP 2400 8900 in Betrieb
Birecik Damm und HPP 672 2516 in Betrieb

Karkamis Damm und HPP 180 652 in Betrieb
Sanliurfa HPP 50 124 in Bau (k.a.)

Büyükcay Damm und HPP 30 84 in Planung
Kocaeli Damm und HPP 40 120 in Planung
Sirimtas Damm und HPP 28 87 in Planung
Kahta Damm und HPP 75 171 in Planung

Fatopasa HPP 22 47 Master Plan (k.a.)
Erkenek 7 43 Master Plan (k.a.)

TIGRIS BASIN 2172 7247
Dicle Damm und HPP 110 298 in Betrieb

Kralkizi Damm und HPP 94 146 in Betrieb
Batman Damm und HPP 198 483 in Betrieb

Ilisu Damm und HPP 1200 3833 in Planung
Cizre Damm und HPP 240 1208 in Planung
Silvan Damm und HPP 150 623 in Planung
Kayser Damm und HPP 90 341 Reconnaissance 

(k.a.)
Garzan Damm und HPP 90 315 in Planung

TOTAL 7476 27345

8 Projekt Status nach: GAP Region Dams and Water Surface, Karte 4, http://www.gap.gov.tr/ Flash/Ing/ 
   gaphrt/gharita/ggn4.jpg, ohne Datum (28.10.2005). Standorte mit (k.a.) werden auf der Karte nicht aufge-
   führt.
9 Daten nach: Prime Ministry of Turkey, SOUTHEASTERN ANATOLIA PROJECT, Regional Development   
   Administration, Latest State 2001. http://www.gap.gov.tr/English/Sdurum/ sd2001.pdf (28.10.2005). Dort 
   angegebene Datenquelle: General Directorate of State Hydraulic Works (DSİ), Planungszahlen, 2001. 

Tabelle 1 : Die Staudämme des GAP (zur Energieproduktion)8

Arbeitsplätze der Klein-
bauern werden wegratio-
nalisiert, andere Beschäf-
tigungsmöglichkeiten 
entstehen kaum.



Die gravierenden ökologischen und sozialen Begleiterscheinungen von Staudämmen und der zunehm-
ende Protest gegen Dammbauten weltweit führten 1998 zur Einrichtung der Weltstaudammkommission 
(World Commission on Dams, WCD), einem unabhängigem Expertengremium, das von der Weltbank 
und der World Conservation Union (IUCN) eingesetzt wurde. In dieser Kommission überprüften Stau-
dammbefürworter und -gegner gemeinsam die Wirksamkeit und die Auswirkungen von Großstaudäm-
men und erarbeiteten Richtlinien für ihren Bau. 

Die in ihrem Abschlussbericht festgehaltenen Ergebnisse über die Auswirkungen von Großstaudäm-
men waren niederschmetternd. Die Kommission stellte fest, dass Staudämme häufi g nicht die erwartete 
technische und wirtschaftliche Leistung erbringen, gravierende ökologische Folgen nach sich ziehen 
und die negativen sozialen Auswirkungen oft unberücksichtigt bleiben. So wurden weltweit rund 40-80 
Millionen Menschen nach dem Bau von Staudämmen vertrieben oder umgesiedelt, von denen viele 
keine Entschädigung erhielten. Weitere Millionen Menschen fl ussabwärts der Staudämme mussten 
schwere Beeinträchtigungen ihrer Existenzgrundlagen hinnehmen. Die Empfehlungen der Kommission 
sehen daher unter anderem vor: 

· die Gewinnung öffentlicher Akzeptanz für Staudammprojekte, indem die Entscheidungsverfahren die 
  effektive Mitwirkung aller Gruppen ermöglichen; 
· die umfassende Prüfung von Alternativprojekten; 
· den Erhalt von Flüssen und Existenzgrundlagen, indem bei der Prüfung von Optionen und Entschei-
  dungsverfahren die Vermeidung schädlicher Folgen an erster Stelle steht; 
· die gemeinsame Nutzung von Flüssen zugunsten von Frieden, Entwicklung und Sicherheit durch die 
  Vereinbarung entsprechender regionaler Abkommen statt der einseitigen Durchführung von Stau-
  dammprojekten.

Für weitere Informationen zur WCD: www.dams.org 

praktizierte Umsiedlungsplanung 
ist zutiefst mangelhaft. Hinsichtlich 
Konsultationen, Kompensationen und 
Umsiedlungen wurden und werden 
internationale Standards und gelten-
de türkische Gesetze übergangen so-
wie grundlegende Menschenrechte 
missachtet. So ist die von Staudamm-
bauten betroffene Bevölkerung im 
Vorfeld weder ausreichend über die 
b e v o r s t e h e n -
den Maßnah-
men informiert 
worden, noch 
fanden Kon-
s u l t a t i o n e n 
statt. Viele Men-
schen sind z. B. 
erst durch die 
fl utenden Was-
sermassen von 
ihrem Land ver-
trieben worden. 
Die Bevölkerung 
hatte keine Mög-
lichkeit, ihre 
Interessen bei 
der Erstellung 
der Entschädi-
gungs- und Um-
siedlungspläne 
einzubringen. In 
der Öffentlich-
keit wird zudem 
jede Diskussion 
über den Nutzen oder die Probleme der 
GAP-Projekte unterdrückt.10

Bestandteil dieser mangelhaften Um-
siedlungspraxis der türkischen Regie-
rung ist, dass die Menschen im Zuge 
von Umsiedlungen keine adäquate 
Entschädigung erhalten haben:  

• Findet eine Entschädigung durch 
Land statt, wird meist unfruchtbarer 
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Boden zugewiesen. Dies liegt auch 
daran, dass eine Entschädigung durch 
neues Land nur begrenzt möglich ist, 
weil die Überfl utung viele fruchtbare 
Böden zerstört – ebenso wie die Bo-
denversalzung infolge von Bewässe-
rung und Agrobusiness. 

• Nur diejenigen, die Landbesitz nach-
weisen können, haben ein Anrecht auf 

monetäre Entschädigungen. Aufgrund 
der ungleichen Besitzverhältnisse in 
der GAP-Region erhalten deshalb meist 
Großgrundbesitzer – nicht zuletzt we-
gen ihres hohen politischen und ökono-
mischen Einfl usses – den größten Teil 
der Entschädigungen. Großgrundbesit-
zer haben oft im Wissen um eine zu-
künftige Entschädigung vor einem Stau
dammbau Land in den Gebieten auf-
gekauft, die überfl utet werden sollen, 

Zum Scheitern verurteilt: Der Ilisu-Staudamm

Kasten 2: Die Welt-
staudammkommission 

(WCD)

Kaum Entschädigungen 
für die Umgesiedelten …

10 Zu einer detaillierten Kritik an der Umsiedlungspraxis, siehe: Ronayne 2005a.



schädigungsansprüche noch lange 
nicht garantiert, dass der türkische 
Staat die vom Gericht festgelegten 
Entschädigungsgelder tatsächlich in 
der rechtmäßigen Frist zahlt (Ronayne 
2005a).

c. Die sozialen Folgen von Um-
siedlung und Vertreibung

Aufgrund der mangelhaften Umsied-
lungspraxis der türkischen Regierung 
und der instabilen ökonomischen Si-
tuation in der Region hat sich der 
Lebensstandard der von Umsiedlung 
Betroffenen auf dramatische Weise ver-
schlechtert. Ihnen blieb nach der Um-
siedlung kaum eine andere Möglich-
keit, als in die Armenviertel der umlie-
genden Städte zu ziehen. Dort ist die 
Situation dramatisch. Denn in der GAP-
Region mussten nicht nur die Hundert-
tausend durch Staudämme Vertriebene 
aufgrund von Zwang ihre Heimat ver-
lassen. Das GAP liegt mitten in den 
kurdischen Gebieten, in denen durch 
bewaffnete Auseinandersetzungen vor 
allem in den 1990er Jahren mehr als drei 
Millionen Menschen vertrieben und 
bis zu 4000 Dörfer geräumt, teilwei-
se niedergebrannt oder vollkommen 
zerstört wurden. Die türkischen Si-
cherheitskräfte entvölkerten im Osten 
und Südosten der Türkei ganze Land-
striche. Der langjährige Konfl ikt zwi-
schen türkischer Regierung und kurdi-
scher Bevölkerung ist daher als eine der 
zentralen politischen Rahmenbedingun
gen der GAP-Staudämme zu sehen (s. 
Kasten 4). 
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Landarbeiter und Pächter gehen häu-
fi g leer aus. Dazu kommt, dass bei der 
Umsiedlungsplanung zahlreiche von 
Kleinbauern betriebene Grundstücke 
vom Katasteramt nicht registriert wur-
den, und insofern auch kein Entschä-
digungsanspruch bestand. So haben 
viele Menschen überhaupt keine Ent-
schädigung erhalten, obwohl sie durch 
die Umsiedlung ihre Lebensgrundlage 
verloren haben.11 
  
• Sofern an Kleinbauern überhaupt 
Entschädigungen gezahlt wurden, 
reichten diese zum Neuerwerb von 
Land oder dem Aufbau einer neuen 
dauerhaften Einkommensquelle nicht 
aus. In vielen Fällen wurden z. B. nur 
Entschädigungen für verlassene Häu-
ser gezahlt, nicht jedoch für die Gär-
ten oder das Vieh. Mit der gezahlten 
Summe kann so nach der Umsiedlung 
meist nur eine kurze Zeit überbrückt 
werden. 

Ein weiteres Problem ist, dass die Ent-
schädigungen nur an Männer ausge-
zahlt werden. Die Frauen erhalten keine 
eigenständige Kompensation und sind 
so völlig von ihren Männern abhängig. 
Zudem muss berücksichtigt werden, 
dass die Dorfbevölkerung oft nicht auf 
den Umgang mit viel Geld vorbereitet 
ist. Auch sind viele der Betroffenen 
nicht mit der Einklagung ihrer Rech-
te vertraut oder haben keine Kennt-
nis davon, welche Rechte ihnen unter 
dem türkischen Enteignungsgesetz12 
zustehen. Die Kosten und die Zeit für 
eine rechtliche Vertretung oder einen 
Gerichtsprozess können viele nicht 
aufbringen. Allerdings ist auch nach 
einem gewonnenen Prozess über Ent-

Zum Scheitern verurteilt: Der Ilisu-Staudamm

11 The Export Credits Guarantee Department (ECGD), UK. Stakeholders’ Attitudes to Involuntary Resettle-
     ment in the Context of the Ilisu Dam Project, Turkey. Confi dential Report, August 1999.
12 Türkisches Enteignungsgesetz No. 4650 von 1983/Erweiterung durch No. 2949 von 2001, bzw. “Settle-
     ment”-Gesetz Nr. 2510 von 1934.

… und Auszahlung nur an 
Männer, so dass Frauen 
völlig von ihren Männern 
abhängig sind.

Verschlechterter Lebens-
standard der Umgesiedel-
ten: Die Situation in den 
Armenvierteln ist drama-
tisch.



Durch die Vertreibung aus den länd-
lichen Regionen – aufgrund von 
Staudammbauten oder gewalttätigen 
Konfl ikten – sind die Städte im Süd-
osten der Türkei in den letzten Jahren 
extrem angewachsen. Am stärksten ist
dieser Zuwachs in Diyarbakir gewe-
sen, wo die Zahl der EinwohnerInnen 
von 250 000 auf weit über 1 Millionen 

Einwohner angewachsen ist, mit erdrü-
ckenden 70 Prozent Arbeitslosigkeit 
in den Zuzugsvierteln. In den größe-
ren Städten liegt die durchschnittliche 
Arbeitslosigkeit bei 50 Prozent (KHRP 
1999, S. 39). So lebt die vertriebene 
kurdische Bevölkerung überwiegend 
verarmt in den Slums der Großstäd-
te. Ihr Leben ist von Wohnungsnot, 
Arbeitslosigkeit und Armut geprägt. 
Mangelnde Hygiene und Mangeler-
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nährung fördern die Verbreitung von 
Krankheiten.13 Interviews in den Ar-
menvierteln von Diyarbakir haben 
ergeben, dass selbst Grundnahrungs-
mittel wie Reis und Joghurt kaum ver-
fügbar sind. Viele Menschen haben nur 
Reis, wenn sie ihn von Verwandten be-
kommen. Kleinkinder erhalten oft nur 
Brotabfälle mit Zuckerwasser. 

Ein Vertriebener in Diyarbakir be-
schreibt seine Lage folgendermaßen: 
„Ich kam 1991 aus einem Dorf in der Nähe 
von Hasankeyf, als die Armee das ganze Dorf 
nieder brannte. Die Arbeitslosenzahl hier in 
Diyarbakir ist sehr hoch. Im Sommer gibt es 
manchmal ein bisschen Arbeit. Wir leben nicht 
hier, wir existieren nur. Wir möchten in unsere 
Dörfer zurückkehren, wo das Leben zwar härter 
aber besser war.“ 14

Zum Scheitern verurteilt: Der Ilisu-Staudamm

Der Birecik-Staudamm liegt 91 Kilometer südlich des Atatürk-Dammes und ist 2000 in Betrieb genom-
men worden. Türkische Behörden haben die Umsiedlung der 30 000 Betroffenen hinsichtlich der Par-
tizipation und der Verbesserung des Lebensstandards der betroffenen Bevölkerung als vorbildlich gelobt. 
Die Betroffenen sehen dies jedoch anders. Von ehemaligen BewohnerInnen der untergegangenen Dörfer 
erfuhr eine internationale Delegation, die das Projektgebiet vom 9.-16. Oktober 2000 bereiste: „Wir 
wurden nicht umgesiedelt, sondern vertrieben.“ „In den neuen Dörfern ist es wie der Tod.“

· 18 Dörfer in der Nähe der Baustelle wurden gewaltsam durch Soldaten geräumt. Die Menschen haben 
  keine Kompensationen erhalten.
· An einer anderen Stelle waren über tausend BewohnerInnen eines Dorfes gezwungen, ihre Häuser zu 
  verlassen, als sie von den steigenden Fluten überrascht wurden.
· Viele landlose Familien erhielten keine Kompensation.
· Die Vertriebenen haben ihre Lebensgrundlage verloren und in ihrer neuen Umgebung wenig Aussicht 
  auf Arbeit.
· Diejenigen, denen neue Häuser zugewiesen wurden, fanden sie unfertig und überfüllt vor.
· Die Gräber der Ahnen wurden überfl utet statt verlegt. 

Ähnliche Erfahrungen wurden im Rahmen des Baus des 1993 fertig gestellten Atatürk-Staudamms 
gemacht. Bei seinem Bau wurden zwischen 150 000 und 200 000 Menschen z.T. auch mit Gewalt aus 
ihrer Heimat vertrieben. Zahlreiche DorfbewohnerInnen, die seit 1985 durch das Ansteigen des Atatürk-
Sees evakuiert werden mussten, haben bisher noch nicht die vereinbarte Entschädigungssumme erhalten, 
die landlose Bevölkerung ging leer aus. 

(Hildyard et al. 2000, S. 53ff, Ronayne 2005a) 

Kasten 3: Beispiele gescheiterter Umsiedlung: Birecik- und Atatürk Staudamm 

Selbst Grundnahrungs-
mittel wie Reis und 
Joghurt sind kaum ver-
fügbar.

„Wir leben nicht hier, wir 
existieren nur.“ (Ein Ver-
triebener in Diyarbakir).

13 Zur Situation der Menschen in den Slums der Städte im GAP-Gebiet siehe auch: “Das blaue Gold” 2003, 
     ein Film von Leslie Franke, Hamburg.
14 Gespräch mit einem Einwohner des Stadtteils Beynussen: WEED/FERN Delegation Juli 2005.



Seit der Gründung der Türkei durch Mustafa Kemal versucht das Land seine schwer erworbene territoriale Integrität zu 
schützen. Die multiethnische sowie multikonfessionelle Realität wurde bis vor kurzem in der Türkei verleugnet. Die In-
teressen der KurdInnen galten als partikular und unvereinbar mit der offi ziellen Staatsdoktrin. Dies hatte einen jahrzehn-
telangen massiven gewaltsamen Assimilierungsdruck für die kurdische Bevölkerung zur Folge. Zur Assimilationspolitik 
gehörte die Unterdrückung der kurdischen Kultur, das Verbot der kurdischen Sprache, Bedrohung, Inhaftierung, Folter, 
extralegale Tötung und das „Verschwindenlassen“ von politischen Gegnern sowie die Beschneidung des Rechts auf 
Meinungsfreiheit. Die kurdische Bevölkerung wurde jahrzehntelang zu ‚Bergtürken’ erklärt und einer strikten staatlich-
militärischen Kontrolle unterworfen. 

In den Jahren von 1984 bis 1999 herrschte in den südöstlichen Gebieten der Türkei ein grausamer Krieg zwischen der 
kurdischen Arbeiterpartei PKK und türkischen Sicherheitskräften.15  Mehr als 35.000 Menschen, überwiegend kurdische 
Zivilisten, starben in diesem Konfl ikt. 

Die bürgerkriegsartigen Zustände in den kurdischen Gebieten gingen  zwar seit dem 1999 von der PKK verkündeten 
Waffenstillstand  zurück. Das Ausnahmerecht (OHAL) galt jedoch in einigen kurdischen Provinzen noch bis 2002.16  
Eine Intensivierung der Konfl ikte ist jedoch wieder eingetreten, nachdem die PKK-Nachfolgeorganisation Kongra-Gel 
den Waffenstillstand im Juni 2004 aufgekündigt hatte. Seit April 2005 ist der Konfl ikt wieder eskaliert. Im Zeitraum 
von Mai bis Juni 2005 kamen bei Anschlägen und Gefechten insgesamt 65 Anhänger der PKK und 32 Soldaten ums 
Leben. Das Straßenbild wird in den kurdischen Gebieten wieder zunehmend von Kampfhubschraubern, Militärkonvois 
und Straßensperren geprägt. Im März 2006 erschütterten tagelange gewaltsame Ausschreitungen die Region. Anläss-
lich der Beerdigung von vier Guerilleros, die bei groß angelegten Militäraktionen nach dem kurdischen Neujahrsfest 
getötet worden waren, kam es zu Massendemonstrationen, auf die die Sicherheitskräfte wiederum mit massiver Gewalt 
reagierten. In der Provinzhauptstadt Diyarbakir und anderen Städten herrschte tagelang der Ausnahmezustand. Dadurch, 
dass die Polizei scharfe Munition verwandte, um die Unruhen einzudämmen, kam es zu etlichen Todesfällen und weit 
über 100 Verletzten unter Zivilisten, darunter auch  Kinder und Jugendliche. Selbst der Bürgermeister von Diyarbakir 
wurde Opfer eines Angriffs der Sicherheitskräfte. Zwar ist die PKK keine Massenbewegung mehr. Doch die Zunahme 
ihres Einfl usses wird auch darauf zurückgeführt, dass sich die Hoffnungen auf gleiche Rechte und bessere ökonomische 
Lebensbedingungen für die Mehrzahl der Kurdinnen und Kurden nicht bewahrheitet haben (Höhler 2005, S. 3). 

Die Menschenrechtssituation ist in den kurdischen Gebieten weiterhin prekär. Nach wie vor gibt es Berichte über Miss-
handlungen und Folter von Gefangenen sowie Beschränkungen der Meinungs- und Versammlungsfreiheit.17  

Menschenrechtsverletzungen nach wie vor an der Tagesordnung18
 

Menschenrechtsverletzungen Jan. – Dez. 2004 Jan. - April 2005 Gesamt

Tote bei militärischen Gefechten 219 Tote 73 Tote 292 Tote
Extralegale Hinrichtungen 68 Tote 7 Tote 75 Tote

Vorwurf der Folter 338 Fälle               163 Fälle 501 Fälle
Widerrechtliche Verhaftungen          375 Fälle 118 Fälle 493 Fälle

Insgesamt listet der türkische Menschenrechtsverein IHD 2.855 Fälle von Menschenrechtsverletzungen für die Monate 
Januar und Februar 2005 auf, von März bis Mai 2005 registrierte er 2.262 Fälle. Allein nach den Ausschreitungen in 
Diyarbakir im März 2006 wurden  über 500 Menschen festgenommen, darunter 200 Minderjährige. Wie IHD feststellt, 
wurde dabei willkürlich vorgegangen, auch Unbeteiligte wurden verhaftet, und es kam in allen Fällen zu menschenun-
würdiger Behandlung, Misshandlungen oder Folter.
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Kasten 4: Der Konfl ikt zwischen türkischer Regierung und kurdischer Bevölkerung

15 Zum Hintergrund des Konfl ikts, siehe: McDowall 2004.
16 Das vom türkischen Parlament am 25.05.1987 erlassene „Ausnahmezustandsgesetz“ gab dem Gouverneur 
     für das Ausnahmezustandsgebiet und seinen Sicherheitskräften weitreichende Vollmachten. Als letztes 
     wurde der Ausnahmezustand 2002 in den Provinzen Tunceli, Hakkari, Diyarbakir und Sirnak offi ziell 
     aufgehoben.
17 Eine Schwierigkeit besteht  zunehmend darin, Folterungen wirklich nachzuweisen. Es werden inzwischen 
     vorwiegend Methoden angewandt, die keine sichtbaren Spuren am Körper hinterlassen, wie Elektro-
     schocks, Schlafentzug, Hunger und psychischem Terror. 
18 Die folgenden Zahlen gehen auf den Menschrechtsverein IHD/Insan Haklari Dernegi  (Sektion Diyarbakir) 
     zurück und sind ein Ausschnitt der Bilanz der Menschrechtsverletzungen für das Jahr 2004 und die ersten 
     4 Monate des Jahres 2005 in der Türkei; die Liste ist nur eine Auswahl von identifi zierten Menschen-
     rechtsverletzungen.



Die Menschen leiden nach Vertreibung 
und Umsiedlung nicht nur aufgrund der 
erheblichen materiellen Verschlechte-
rung ihrer Lebensbedingungen. Auch 
die psychosozialen Folgen machen ih-
nen zu schaffen. Die plötzliche Zerstö-
rung ihrer intakten Dorfstrukturen, die 
Entwurzelung und Entrechtung hat bei 
vielen ein Trauma hinterlassen. In den 
Städten haben die Betroffenen Schwie-
rigkeiten, sich in der neuen Umgebung 
anzupassen, leiden an sozialer Isolie-
rung und sind ohne Hoffnung auf eine 
bessere Zukunft. Das Zusammenle-
ben ist darüber hinaus von Gewalt ge-
prägt. Ein Großteil der Vertriebenen 
würde in die Heimat zurückkehren, 
wenn die Möglichkeit dazu bestünde. 
Die eigenständige Existenzsicherung 
in den Dörfern wird einem Leben in 
den Slums der Großstädte vorgezogen. 

Besonders negativ sind die Auswirkun-
gen der Vertreibungen und Umsiedlun-
gen für Frauen. Sie sind in der kurdi-
schen Region die Hauptversorgerinnen 
der Familie und der Gemeinden, sie 
bestellen die Felder und bringen die 
Ernte ein. Sie kümmern sich um den 
Haushalt und ziehen die Kinder auf. Sie 
übernehmen die Aufgabe des Gemein-
schaftsaufbaus und -erhalts und setzen 
sich am stärksten für die Bewahrung 
der Kultur und gegen die kulturelle 
Zerstörung ein, die die Vertreibungen 
verursachen. Ihre Erfahrungen und ihr 
Wissen gehen  in den Städten verloren 
oder werden unbrauchbar. Der Verlust 
der sozialen und kulturellen Rahmen-
bedingungen sowie der natürlichen 
Ressourcen bedeutet für viele Frauen 
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ein Leben am Rande des Existenzmi-
nimums. Viele sind gezwungen, durch 
Betteln, Müllsammeln und Prostituti-
on ihr eigenes Überleben und das ihrer 
Kinder zu sichern. Viele Frauen ver-
kraften nicht, dass sie nicht mehr in der 
Lage sind, ihr eigenes Essen selbst an-
zubauen und die Familien zu ernähren. 
Die Selbstmordrate unter den ehemali-
gen Dorfbewohnerinnen ist hoch.19 

Angesichts des politischen Konfl ikts 
in der Region zweifeln viele Men-
schen daran, dass es der türkischen 
Regierung mit dem GAP um die ‚Ent-
wicklung’ und ‚Modernisierung’ der 
Region geht. Für sie sind die GAP-
Staudämme vor allem politisch mo-
tiviert: die kurdischen Gebiete lassen 
sich mit der Zerstörung, Trennung und 
Zerstückelung der kurdischen Dörfer 
und Provinzen im Einzugsgebiet der 
Staudämme wesentlich besser poli-
tisch und militärisch kontrollieren. 
Selbst ein ehemaliger DSI-Mitarbeiter 
äußerte diese Einschätzung in einem 
Gespräch mit WEED/FERN im Juli 
2005 in Diyarbakir.  

1.4. Kulturelle Zerstörung als 
Folge des GAP 

Die Stauseen des GAP-Projekts haben 
bis heute eine große Menge archäo-
logisch und historisch bedeutsamer 
Stätten zerstört. Das Gebiet im ehe-
mals fruchtbaren „Halbmond“ wird 
seit Tausenden von Jahren besiedelt. 
Es gilt als Wiege der Zivilisation. Hier 
gründeten die Menschen vor über 9000 
Jahren dauerhafte Siedlungen und be-
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19 Gespräche mit Handan Coskun, WEED/FERN Delegationsreise Juli 2005. Handan Coskun ist Leiterin 
     des Vereins DIKASUM, der den großen Bedarf an psychologischer, sozialer und rechtlicher Beratung für 
     die betroffenen Frauen und ihre Kinder in und um Diyarbakir zu decken versucht. 

Die psychosozialen 
Folgen, insbesondere für 
Frauen, sind gravierend.

Die kurdischen Gebiete 
lassen sich mit Staudäm-
men wesentlich besser 
kontrollieren.



gruppen in der Region, auch für die 
vor Ort ansässige kurdische Bevölke-
rung und die kurdische Kultur insge-
samt. Mit der Flutung dieser einmali-
gen Kulturgüter geht nicht nur ein Teil 
der Menschheitsgeschichte verloren, 
sondern wird auch ein Stück kur-
discher Identifi kationsmöglichkeit und 
Geschichte vernichtet. Die Staudäm-
me zerstören damit nicht nur die ma-
teriellen Lebenszusammenhänge der 
betroffenen Menschen, sondern führen 
auch zu kultureller Entwurzelung. Zu-
sammen mit Vertreibung und Umsied-
lung verändern sie das sozio-kulturelle 
Gefüge der GAP-Region gravierend. 
Aus durch Subsistenzwirtschaft leben-
den, selbstständigen Menschen  wer-
den abhängige, verarmte und entwur-
zelte Land- und Heimatlose (Ronayne 
2002 u. 2005a). 

1.5. Ökologische Auswirkungen 
der GAP-Staudämme 

Nach der Fertigstellung aller geplan-
ten GAP-Staudämme werden auf tür-
kischem Staatsgebiet etwa 50 Prozent 
der 750 km langen Fließstrecke des 
Euphrat in Staugewässer verwandelt 
sein. Beim Tigris wird insgesamt eine 
Strecke von 325 km gestaut. Dadurch 
wird sich der Charakter der Flüsse 
grundlegend verändern. Viele der von 
der WCD aufgeführten ökologischen 
Auswirkungen von Staudämmen
(s. Kasten 5) lassen sich jedoch bereits 
jetzt im GAP-Gebiet feststellen. 

a. Veränderung der Flussökolo-
gie und Abnahme der Wasser-
qualität 

Da der Eintrag von Sauerstoff in ste-
henden Gewässern niedriger ist, hat 
die Selbstreinigungsfähigkeit von Ti-
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trieben Ackerbau. Zahlreiche Eroberer 
und Völker haben in dieser Region ihre 
Spuren hinterlassen. 

Diese reichhaltigen archäologischen 
und historischen Zeugnisse der Zivili-
sation würden durch die Fertigstellung 
des GAP-Projekts unwiederbringlich 
vernichtet werden. Dem Atatürk-Stau-
see im Euphrat sind schon die Haupt-
stadt des Komagenerreiches Samsat 
und die 9000 Jahre alte Siedlung Ne-
vali Cori zum Opfer gefallen. Der Bi-
recik-Stausee verschlang die uralte und 
archäologisch bedeutsame Stadt Zeug-
ma (Luyken 2000). Zahlreiche weitere 
bekannte und unbekannte Stätten gin-
gen in den Stauseen unter.

Die überfl uteten Kulturgüter haben 
eine hohe Bedeutung für viele Volks-
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Abbildung 3: Zitadellentor der Stadt Hasankeyf
Foto: Heike Drillisch (WEED)

Mit der Flutung der 
Kulturgüter werden auch 
kurdische Identifi ka-
tionsmöglichkeiten und 
Geschichte vernichtet.



gris und Euphrat abgenommen, Nähr-
und Schadstoffe reichern sich an. Die 
an Fließgewässer angepassten Arten 
können in den Stauseen nicht existie-
ren; die veränderte Wassertemperatur 
des Sees schädigt empfi ndliche Arten 
unterhalb des Dammes. Da keine Fisch-
treppen vorgesehen sind, stellen die 
Dämme zudem Barrieren für wandern-
de Fischarten dar. Durch die Vielzahl 
von Stauseen kommt es zu einer star-
ken Fragmentierung von Lebensräu-
men für Fließgewässerarten. Zudem 
wird die Dynamik der Wasserstände 
weitgehend zerstört. Der Wechsel von 
Abfl uss und Überfl utung, auf den Flo-
ra und Fauna in ihren wesentlichen 
Lebenszyklen wie Fortpfl anzung, Ru-
hephasen und Migration angewiesen 
sind, wird insbesondere in der Auffüll-
phase, aber auch darüber hinaus durch 
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den See neutralisiert. Der Fortbestand 
der Artenvielfalt wird bis weit unter
halb des Dammes, letztlich bis zum 
Ende des Flusses, gefährdet (Thiede/
Omeri 2000). Ein besonderes Problem 
stellt die Unterbrechung des Sedi-
menttransports dar. Von den trockenen 
– zusätzlich im Zuge der Terrorismus-
bekämpfung mit Hilfe von Herbiziden 
und Brandbeschleunigern entwaldeten
–  Hängen im GAP-Gebiet werden gro-
ße Mengen an Sediment in die Flüsse 
gespült. Diese lagern sich in den Stau-
seen ab und werden innerhalb weniger 
Jahrzehnte zur Verschlammung und 
Leistungsreduzierung der Stauseen 
führen. Durch die Ablagerung im Mün-
dungsgebiet der Zufl üsse werden auch 
die dortigen Biotope verändert. Ande-
rerseits fehlen die Sedimente in den 
Flussbetten und Überschwemmungs-
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Die Auswirkungen von Großstaudämmen auf Ökosysteme und Artenvielfalt sind vor dem 
Hintergrund der langjährigen Erfahrungen mit Dämmen intensiv aufgearbeitet worden. 
Die Weltstaudammkommission (WCD) kommt zu dem Schluss, dass die ökologischen 
Folgen von Staudämmen in der Bilanz eher negativ ausgefallen sind und in vielen Fällen 
einen unumkehrbaren Verlust an Tier- und Pfl anzenarten sowie Ökosystemen zur Konse-
quenz hatten. Als besonders problematisch nennt die Kommission:  

• den Verlust an Waldfl ächen und Lebensräumen für wilde Tiere, den Verlust von Tier- und  
  Pfl anzenarten und die Belastung der fl ussaufwärts gelegenen Einzugsgebiete durch die    
  Überschwemmung des Speichergebietes;
• den Verlust an im Wasser lebenden Arten, an Fischbeständen ober- und unterhalb der 
  Staudämme und negative Auswirkungen auf Überschwemmungsgebiete, Feuchtgebiete 
  und sonstige Ökosysteme am Unterlauf der Flüsse, in Mündungsgebieten und in nahe- 
  gelegenen Küstenbereichen; 
• kumulative Auswirkungen auf die Wasserqualität, natürliche Überschwemmungen und 
  die Zusammensetzung der Arten in Flüssen mit mehreren Staudämmen.

Zudem stellt die Kommission fest, dass die Auswirkungen von Staudammbauten auf das 
Klima erheblich sind. Stauseen produzieren durch faulende Pfl anzen und Kohlenstoffzu-
fuhr aus dem Einzugsgebiet Treibhausgase. Die Erdatmosphäre wird durch verstärkten 
Methanausstoß belastet, insbesondere da der hohe Verschmutzungsgrad des Wassers zu 
einem Überangebot an Nährstoffen (Eutrophierung) und Sauerstoffarmut führt. Vor dem 
Hintergrund der negativen ökologischen Auswirkungen werden Staudämme inzwischen 
in verschiedenen Industrieländern zum Zweck der Regeneration der Ökosysteme wieder 
stillgelegt.  

(Weltstaudammkommission 2000) 

Kasten 5: Ökologische Folgen von Staudammbauten   

Aufgrund der negativen
ökologischen Auswir-
kungen werden in Indus-
trieländern Staudämme 
wieder stillgelegt.

Der Fortbestand der 
Artenvielfalt wird bis weit 
unterhalb des Dammes 
gefährdet.



c. Zunahme von Krankheitserre-
gern

Mikroklimatische Veränderungen wie 
eine erhöhte Luftfeuchtigkeit und 
Restwasser in periodisch freiliegenden 
Uferfl ächen fördern den Befall von 
Kulturpfl anzen mit Schimmelpilzen 
und bilden ein ideales Brutgebiet für 
Malariamücken und andere Krank-
heitserreger. Im Gebiet des Atatürk-
Stausees kommen seit dessen Bau 
die vorher in der Region unbekannten 
Krankheiten Malaria, Schistosomiasis 
und Leishmaniose vor.

Eine wirksame Bekämpfung der durch 
den Damm hervorgerufenen Krank-
heiten erfolgt jedoch nicht. Die Reak-
tion der Gesundheitsbehörden besteht 
aus einer einmal jährlich erfolgenden 
Verteilung von Malariatabletten und 
dem Versprühen von Chemikalien in 
den städtischen Gebieten –  die jedoch 
ohne entsprechende Aufklärung und 
Schutzmaßnahmen für die Bevölke-
rung ihrerseits Gesundheitsgefahren 
bergen (Hildyard et.al., 2000). 

d. Erhöhung der Erdbebenge-
fahr 

Nicht zu unterschätzen ist auch, dass 
die Staudammbauten die Erdbebenge-
fahr im GAP verstärken. Der Südosten 
der Türkei ist eine seismisch aktive 
Region, da hier die arabische und die 
anatolische Scholle aufeinander tref-
fen. Der kurdische Studentenverband 
yxk listet für die Zeit von 1939 bis 
1992 fünf Erdbeben mit jeweils etli-
chen Hundert bis zu Tausenden von 
Toten im kurdischen Teil der Türkei 
auf (yxk 2005). Allein im Jahr 2003 
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gebieten fl ussabwärts. Die Flussbette 
können damit sehr stark ausgegraben 
werden, was wiederum zu einem Ab-
sinken des Grundwasserspiegels füh-
ren kann. 

b. Schädigung der Umgebung 
der Stauseen 

Durch die bisher gefl uteten Flächen 
wurde eine Vielzahl von Lebensräumen 
mit hoher biologischer Vielfalt zerstört. 
Hierzu gehören neben den Fließge-
wässern unterschiedlicher Geschwin-
digkeiten auch Sand- und Kiesbänke, 
Weiden- und Tamariskengebüsch, 
Auenwälder, Steilufer und felsige Tal-
hänge, Steppen, Buschland und Wäl-
der der Talhänge sowie eine vielge-
staltige Kulturlandschaft mit Wiesen, 
Gärten, Gehölzen und Äckern. Damit 
gehen – neben den betroffen Tier- und 
Pfl anzenarten – auch bewährte Land-
nutzungsmethoden, Gartenbautechni-
ken und die genetische Vielfalt alter 
lokaler Kulturpfl anzensorten verloren 
(Thiede/Omeri 2000).

Aber auch die weitere Umgebung der 
Stauseen ist von ökologischen Verän-
derungen betroffen. Im Umland der 
Seen kommt es zu einem Anstieg des 
Grundwasserspiegels, was wiederum 
der Versalzung der Böden Vorschub 
leistet. Durch die Zunahme des Be-
wässerungsfeldbaus verschärft sich 
dieses Problem. Die Folgen sind ver-
mehrte Missernten und Dürren, was 
wiederum die Migration im Nahen 
Osten verstärkt. Derzeitig sind mehr 
als die Hälfte der im GAP bewässer-
ten Gebiete – also ca. 100.000 Hektar 
Land – von Bodenversalzung betroffen 
(ORF, 28.9.2005).
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kam es zu zwei weiteren Beben: im Ja-
nuar in Dersim (Tunceli) und im Mai 
in der Provinz Bingöl. Der Inhaber 
des Lehrstuhls für Angewandte Geo-
logie der Hacetepe-Universität, Prof. 
Dr. Kasapoglu, warnt vor Beben einer 
Stärke bis zu 6,8 (Kasapoglu 1999). 
Das riesige Gewicht der aufgestauten 
Wassermassen erhöht wiederum die 
bereits bestehende Erdbebengefahr.

e. Keine ausreichenden Aus-
gleichsmaßnahmen

Laut Weltstaudammkommission sind 
einige Auswirkungen von Großstau-
dämmen auf Ökosysteme und Arten-
vielfalt in den betroffenen Landstri-
chen so gravierend, dass sie durch 
kompensatorische Maßnahmen gar 
nicht abgeschwächt werden können. 
Einzelne Maßnahmen für eine Scha-
densbegrenzung sind dennoch möglich 
– und werden auch von internationalen 
Standards verlangt. 

Die türkische Regierung hat jedoch 
wenig unternommen, um den ökolo-
gisch schädlichen Folgen der Staudäm-
me entgegenzuwirken. Die bisherigen 
Bemühungen, die Umweltbelastungen 
der GAP-Staudämme zu begrenzen, 
waren völlig unzureichend und wenig 
erfolgreich. Wichtige Maßnahmen, 
die einen positiven ökonomischen und 
ökologischen Effekt hätten, wurden 
gar nicht erst in Angriff genommen. 
Andere Maßnahmen wurden angekün-
digt, aber nicht umgesetzt. So sind z.B. 
groß angelegte Aufforstungsprogram-
me, die wichtig für eine ökologische 
Regeneration der Region wären, bisher 
nicht durchgeführt worden. Da sich der 
Erfolg von Aufforstungsprogrammen 
erst nach mehreren Jahren einstellt, 
wäre es dringend erforderlich, dass die 
Programme sofort gestartet werden. 
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Wirksame Maßnahmen zur ökologi-
schen Schadensminimierung erfordern 
laut der Weltstaudammkommission 
zumindest eine gute Informationsba-
sis, eine frühzeitige Zusammenarbeit 
von Ökologen, Staudammplanern 
und den betroffenen Menschen sowie 
eine systematische Beobachtung und 
Evaluierung der Wirksamkeit der ge-
troffenen Maßnahmen. In Anbetracht 
des begrenzten Erfolgs traditioneller 
Maßnahmen zur Schadensbegren-
zung sollten Regierungen verstärkt 
darauf achten, bestimmte Teilstücke 
oder Becken eines Flusses in ihrem 
natürlichen Zustand zu belassen, Al-
ternativprojekte zu entwickeln oder 
Ausgleichsmaßnahmen an Standorten 
von gleichwertiger ökologischer Be-
deutung vorzunehmen. In der GAP-
Region ist all das nicht passiert. 

1.6. Die geostrategische Dimensi-
on der türkischen Staudämme 

Auf ihrem Weg in den Süden zum Per-
sischen Golf durchfl ießt der Euphrat 
Syrien und den Irak. Der Tigris bildet 
über 44 km die Grenze zwischen Sy-
rien und der Türkei, bevor er in den 
Irak weiterfl ießt. Die Flüsse nähren 
also eine Region, die schon lange als 
die wichtigste Kornkammer des Nahen 
Ostens gilt. Mit ihrem trockenen Klima 
sind die sehr stark landwirtschaftlich 
geprägten Unteranrainer im höchsten 
Maße vom Flusswasser des Euphrat 
und des Tigris abhängig. 

• Syriens Wasserversorgung wird zu 86 
Prozent aus dem Euphrat aufgewen-
det (Carkoglu/Eder 2001, S. 52). Das 
Land betreibt große Bewässerungspro-
gramme im Einzugsgebiet des Flusses. 
Zugleich sollen Teile des wachsenden 
Energiebedarfs durch Wasserkraft ge-
deckt werden. Die Fertigstellung des 

Zum Scheitern verurteilt: Der Ilisu-Staudamm

Die türkische Regierung 
hat wenig unternom-
men, um den ökologisch 
schädlichen Folgen der 
Staudämme entgegenzu-
wirken.



Wasserwege  und lehnt deren Unter-
zeichnung nach wie vor ab. In dieser 
Konvention sichern die Vertragsstaa-
ten zu, Anrainern am Unterlauf des 
Flusses keinen Schaden zuzufügen 
(siehe Kasten 6).

Die türkische Regierung begründet ihre 
strikte nationale Interessenverfolgung 
mit dem Prinzip der absoluten territo-
rialen Souveränität. Für ihre Haltung 
ist das Zitat des ehemaligen türkischen 
Staatspräsidenten Demirel charakteris-
tisch: „Mit dem Wasser ist es wie mit 
dem Öl. Wer an der Quelle des Wassers 
sitzt, hat ein Recht darauf, das ihm nie-
mand streitig machen kann.”22 Folg-
lich betrachtet die Türkei jede Art von 
Rücksichtnahme auf andere Länder als 
ein freiwilliges Zugeständnis. Sie defi -
niert Euphrat und Tigris als grenzüber
schreitende und nicht als internationa-
le Gewässer. Letzteres würde im Falle 
des GAP rechtliche Verpfl ichtungen 
im Umgang mit anderen Staaten ent-
halten, die die Türkei nicht einzugehen 
bereit ist (Gilli et. al. 2001, S. 23). 

Als Folge dieser einseitigen Orientie-
rung an den nationalen Interessen kam 
es durch die GAP-Staudämme bereits 
zur Reduzierung des Wasserzufl usses 
in die türkischen Nachbarländer und 
zur Verunreinigung des Wassers:

• In Syrien musste das Trinkwasser ra-
tioniert werden, da der Abfl uss des Eu-
phrat durch die bisher fertig gestellten 
Dämme des GAP um fast die Hälfte 
gesunken ist.

• Die ohne feste vertragliche Regelung 
1987 vereinbarte Durchfl ussmenge von 
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GAP würde den durchschnittlichen 
Abfl uss des Euphrat von der Türkei 
nach Syrien jedoch um ca. 50 Prozent 
reduzieren, den des Tigris um 35 Pro-
zent.

• Auch für den Irak haben beide Ströme 
sowohl für die Landwirtschaft als auch 
für die Trinkwasserversorgung und 
einen Teil der Stromerzeugung große 
Bedeutung.

Die großen Bewässerungs- und Stau-
seevorhaben des GAP berühren somit 
fundamentale Interessen der beiden 
Anrainerstaaten. Jede Veränderung der 
Qualität und Quantität des Wasser-
zufl usses kann für beide Staaten eine 
existentielle Bedrohung darstellen. 

Damit ernsthaften Auseinanderset-
zungen um den Zugang zu grenzüber
schreitenden Wasserressourcen durch 
zwischenstaatliche Kooperation vorge-
beugt wird, gibt es auf internationaler 
Ebene eine Reihe rechtlicher Instru-
mente. Grundlegende Prinzipien sind 
dabei z.B. detaillierte Vorab-Informa-
tionen und Konsultationen fl ussab-
wärts gelegener Staaten bei Projekten 
an grenzüberschreitenden Flüssen. Sie 
sind als festes Gewohnheitsrecht zu 
betrachten, das sich in einer Vielzahl 
von Verträgen, wie z.B.  Abkommen 
zwischen der Türkei und ihren Nach-
barstaaten, widerspiegelt.20  

Dennoch wendet die Türkei in ihren 
GAP-Planungen diese internationalen 
Prinzipien nicht an. Sie stimmte zudem 
als eines von drei Ländern21 gegen die 
UN-Konvention über die nicht-schiff-
bare Nutzung grenzüberschreitender 
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20 Für einen Überblick, siehe: Epiney 2000.
21 Die anderen beiden Länder waren China und Burundi
22 Zitiert nach: Dietziker 1998, S. 18..

„Wer an der Quelle des 
Wassers sitzt, hat ein 
Recht darauf, das ihm 
niemand streitig machen 
kann.“ (Staatspräsident 
Demirel).

Information und Kon-
sultation der Flussan-
rainer sind festes Ge-
wohnheitsrecht.



500 Kubikmetern Euphratwasser pro 
Sekunde23 an der türkisch-syrischen 
Grenze wurde von der Türkei Ende der 
1990er Jahre ohne Neuverhandlungen 
deutlich gesenkt (Hildyard et. al. 2000, 
S. 70). Grund dafür waren über mehre-
re Jahre anhaltende Dürrezeiten in der 
Türkei, die einen niedrigen Pegel in 
den Stauseen verursachten und damit 
die Wirtschaftlichkeit der Wasserkraft-
werke gefährdeten. 

Dabei setzte die türkische Regierung 
das Wasser auch bereits als Waffe ein:

• Während des Golfkriegs von 1991 
reduzierte die Türkei mit Billigung der 
Alliierten den Wasserzufl uss zum Irak 
(vgl. Dietziker 1998, S. 15).

• Die türkische Regierung setzte das 
Euphrat-Wasser auch gegen Syrien 
ein und rückte damit mehrfach krie-
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gerische Auseinandersetzungen in 
greifbare Nähe. So versuchte sie in der 
Vergangenheit, Syrien in einem Wech-
selspiel von Zugeständnissen und Ein-
schränkungen bei der Wasserzufuhr 
zur Aufgabe seiner Unterstützung der 
PKK zu bewegen. Die syrische Re-
gierung dagegen protegierte die Stütz-
punkte der PKK auf ihrem Gebiet, um 
diese wiederum als Druckmittel für 
einen unverminderten Wasserabfl uss 
des Euphrat einsetzen zu können (vgl. 
Dietziker 1998, S. 17). 

In der Vergangenheit war das Was-
ser des Euphrat und des Tigris damit 
sowohl Ursache als auch Mittel von 
Konfl ikten zwischen der Türkei und 
den arabischen Nachbarstaaten. Mit 
dem GAP hält die Türkei ein wichtiges 
machtpolitisches Instrument in Hän-
den, das den Konfl ikt um das Wasser in 
eine neue Dimension rückt. Nach der 
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Die Konvention wurde 1997 von der Generalversammlung der UNO verabschiedet. Sie enthält Regelungen in 
Bezug auf die Nutzung internationaler Wasserläufe und ihres Wassers für andere Zwecke als die Schifffahrt. 
Dabei schließt sie Maßnahmen für den Schutz, die Erhaltung und das Management im Zusammenhang mit der 
Nutzung von Wasserläufen und ihres Wassers mit ein (Loibl 2003).

Zentrale Bestimmungen: 

- „Equitable and reasonable utilization and participation“ (Artikel 5): alle Staaten des Flusssystems haben einen 
   Anspruch auf eine angemessene Nutzung der Wasserressourcen, mit dem Ziel einer optimalen und nachhalti-
   gen Nutzung;  

- „no-harm rule“ (Artikel 7): legt die Verpfl ichtung der Flussanrainerstaaten fest, alle angemessenen Maßnah-
   men zu treffen, um „eine signifi kante Beeinträchtigung“ anderer Flussanrainerstaaten zu verhindern;

- Prinzip der Kooperation zwischen den Flussanrainerstaaten (Artikel 8): legt die „generelle Verpfl ichtung 
  zur Kooperation zwischen den Anliegerstaaten eines Wasserlaufes auf der Basis der souveränen Gleichheit, 
  territorialen Integrität, des gegenseitigen Vorteils und des guten Glaubens fest, um eine optimale Nutzung und 
  adäquaten Schutz eines internationalen Wasserlaufs zu erreichen“. Zu diesem Zweck sollen die Staaten eines 
  internationalen Wasserlaufs die Errichtung von Kommissionen oder gemeinsamen Mechanismen in Erwägung 
  ziehen. Ebenso soll ein regelmäßiger zwischenstaatlicher Austausch von Daten und Informationen, die den 
  internationalen Wasserlauf betreffen, stattfi nden. 

Neben diesen Grundprinzipien enthält die Konvention verfahrensrechtliche Bestimmungen, z. B. die Notifi kati-
on und Konsultation bei geplanten Nutzungen von internationalen Wasserläufen. 

Kasten 6:  Die UNO-Konvention über die nicht-schiffbare Nutzung internationaler Wasserwege

23 Die natürliche Fliessgeschwindigkeit beträgt durchschnittlich 905 Kubikmeter pro Sekunde.

In der Vergangenheit war 
das Wasser des Euphrat 
und des Tigris sowohl 
Ursache als auch Mittel 
von Konfl ikten.

Mit dem GAP hält die 
Türkei ein wichtiges 
machtpolitisches Instru-
ment in Händen. 



chem Maße „abzudrehen“. Es ist also 
nachvollziehbar, dass Syrien und 
Irakdem GAP äußerst skeptisch ge-
genüberstehen. Die Weltbank hat das 
außenpolitische Konfl iktpotential des 
GAP schon früh erkannt und aus die-
sem Grund bereits 1984 eine Finanzie-
rung der Staudammprojekte des GAP 
abgelehnt (Bosshard 1999). 

schon 1971 fertig gestellt waren, dau-
erte die Verabschiedung des endgülti-
gen Projektdesigns für den Staudamm 

noch bis zum Jahr 1982 (Turkish Em-
bassy/Altinbilek 2000, S. 31). Doch 
aufgrund der fehlenden Finanzierung 
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Fertigstellung des GAP sollen die 22 
Staudämme 28 Prozent des gesamten 
Wasserpotentials der Türkei regulieren. 
Mit jedem neu gebauten Staudamm er-
höht sich die Kontrolle der Türkei über 
die Abfl ussmengen des Euphrat und 
des Tigris. Nach der Fertigstellung des 
GAP wäre es möglich, den südlichen 
Anrainerstaaten das Wasser in erhebli-  

2.1. Das Scheitern des ersten 
Konsortiums 

Der Bau des Ilisu-Staudamms wurde 
bereits in den 1950er Jahren diskutiert. 
Auch wenn erste Machbarkeitsstudien 
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2. Hintergrund und aktueller Stand des Ilisu-Staudamm-
    projekts 

„Bei allen unseren Projekten legen wir neben technischer Perfektion größten Wert auf soziale, 
kulturelle und ökologische Verträglichkeit unserer Anlagen. (…) Selbstverständlich werden wir 
das Projekt Ilisu nur dann weiter verfolgen, wenn vom Auftraggeber gewährleistet ist, dass die 
gestellten Anforderungen der internationalen Finanzinstitutionen und deren Regierungen erfüllt 
werden.“24 Presseerklärung der VA Tech, im Jahr 2001

Abbildung 4: Der Birecik-Staudamm
(Foto: Christian Kaiser)

Mit jedem neu gebauten 
Staudamm erhöht sich 
die Kontrolle der Türkei 
über die Abfl ussmengen 
des Euphrat und des 
Tigris.

Der Bau des Ilisu-Stau-
damms wurde bereits in 
den 50er Jahren disku-
tiert.

24 Pressemitteilung von VA TECH HYDRO vom 21. November 2001 mit dem Titel: Einhaltung internatio-
     naler Standards und Aufl agen als Voraussetzung für Weiterverfolgung von Projekt Ilisu, Türkei. 



blieb das milliardenschwere Projekt 
noch 15 weitere Jahre ein Papiertiger, 
bis die Umsetzung der Pläne in An-
griff genommen wurde (Hildyard et.al. 
2000, S. 9). Erst 1997 bekam ein Un-
ternehmenskonsortium den Auftrag, 
den Ilisu-Staudamm zu bauen – aller-
dings ohne öffentliche Ausschreibung, 
wie sie eigentlich in der Türkei vorge-
sehen ist.

Das Schweizer Unternehmen Sulzer 
Hydro wurde federführend mit dem 
Bau des Ilisu-Staudamms beauftragt. 
Während Sulzer Hydro (1999 auf-
gekauft von der österreichischen VA 
Tech, die wiederum seit 2006 im Be-
sitz von Andritz ist) gemeinsam mit 
der Schweizer ABB Power Generation 
(im März 2000 an Alstom verkauft) die 
Verantwortung für den elektromecha-
nischen Teil des Projekts erhielt, kam 
als zentrale Baufi rma Balfour Beatty 
aus Großbritannien dazu. Die Union 
Bank of Switzerland (UBS) übernahm 
es, ein Finanzierungspaket zu erstel-
len. 

Um das fi nanzielle Risiko des Projekts 
abzusichern, wandten sich die Unter-
nehmen an die Exportkreditagenturen 
(ECAs, s. Kasten 10) ihrer Länder. 

Obwohl ECAs damals noch völlig im 
Geheimen agierten, wurde im Dezem-
ber 1998 bekannt, dass die Schweizer 
Exportkreditagentur ERG eine staat-
liche Bürgschaft für das Projekt zuge-
sagt hatte, wenn auch unter dem Vor-
behalt, dass die ECAs anderer Länder 
sich ebenfalls beteiligen würden. Die 
Öffentlichkeit reagierte alarmiert, da 
absehbar war, dass der Ilisu-Staudamm 
zu schwerwiegenden ökologischen 
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Schäden, Menschenrechtsverletzungen 
und einer Verschärfung des Wasser-
konfl ikts in Nahost beitragen würde. 

a. Die Rolle von Exportkredita-
genturen 

NGOs befürchteten nach der Zusage 
aus der Schweiz einen Dominoeffekt. 
ECAs hatten schon in den vorange-
gangenen Jahren unter Beweis gestellt, 
dass sie zur Exportförderung ihrer ei-
genen Unternehmen auch ökologisch 
und sozial extrem bedenkliche Projekte 
abnickten und Garantien ohne ausrei-
chende Umweltprüfungen bewilligten, 
wie z. B. für den Drei-Schluchten-Stau-
damm in China: Nachdem die USA 
eine Beteiligung an dem Projekt ab-
gelehnt hatten, ergriffen deutsche und 
Schweizer Unternehmen ihre Chance 
– und erhielten prompt die gewünsch-
ten staatlichen Bürgschaften. Und das, 
obwohl angesichts von weit über einer 
Millionen Umzusiedelnden und der po-
litischen Lage in China absehbar war, 
dass es bei der Projektdurchführung zu 
gravierenden Menschenrechtsverlet-
zungen kommen würde.

Aufgrund ihrer mangelnden Berück-
sichtigung ökologischer, sozialer und 
menschenrechtlicher Aspekte standen 
ECAs Ende der 90er Jahre jedoch mas-
siv unter Druck. In etlichen Industrie-
ländern waren Kampagnen entstanden, 
die eine Reform der Vergabepraxis 
forderten. In Deutschland initiierten 
z. B. WEED und urgewald als Reakti-
on auf die Bürgschaftsvergabe für den 
Drei-Schluchten-Staudamm die Her-
mes-Reformkampagne, die noch heute 
von über 100 Organisationen mitgetra-
gen wird. ECAs sahen sich daher ge-
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1997 bekam ein Un-
ternehmenskonsortium 
ohne öffentliche Aussch-
reibung den Bauauftrag…

… und wandte sich 
zwecks Risikoabsicher-
ung an Exportkreditagen-
turen.



die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(EIA 1999) kamen zu der eindeutigen 
Schlussfolgerung, dass das Projekt die 
relevanten Standards der Weltbank 
und der OECD bei weitem nicht ein-
hält. Unter anderem wurde kritisiert, 
dass indirekte Umweltauswirkungen 
(z. B. von Stromleitungen oder as-
soziierter Industrie- und Landwirt-
schaftsentwicklung), die kumulativen 
Auswirkungen in Zusammenhang 
mit den übrigen Dämmen des GAP, 
Alternativprojekte sowie ein umfas-
sender Umweltmanagementplan zur 
Abfederung der Umweltauswirkungen 
völlig unzureichend behandelt waren. 
In Bezug auf die türkische Wasserbe-
hörde wurde festgestellt, dass frühere 
Zwangsumsiedlungen schlecht geplant 
und ausgeführt wurden und geprüft 
werden sollte, ob DSI überhaupt in der 
Lage sei, die auftretenden Probleme zu 
bewältigen. Die Mehrheit der lokalen 
Bevölkerung sei gegen das Projekt ein-
gestellt, das Problem ungleicher Land-
verteilung sei nicht angegangen wor-
den, ein Konsultationsprozess mit den 
Betroffenen habe nicht stattgefunden 
und es seien keine Zielgebiete für die 
Umsiedlung identifi ziert worden. 

c. Die Aufl agen 

Die Exportkreditagenturen gaben da-
her im Dezember 1999 vier Aufl agen 
als Vorbedingung für eine positive 
Bürgschaftsvergabe bekannt:

• die Erstellung eines Umsiedlungs-
plans nach international akzeptierter 
Praxis, einschließlich eines unabhän-
gigen Monitoring;
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zwungen, Umweltaspekte verstärkt in 
die Projektprüfung einzubeziehen. Um 
gleichzeitig zu verhindern, dass ECAs 
sich gegenseitig in ihren Standards un-
terbieten, wurde ein Informationsaus-
tausch über besonders umweltrelevan-
te Projekte etabliert. Ilisu wurde der 
erste Testfall für diese neue Koopera-
tion zwischen ECAs.

Für das Konsortium 
zum Bau des Ilisu-
Staudamms kamen 
Unternehmen aus 
der Schweiz, den 
USA, Großbritan-
nien, Schweden, 
Deutschland, Japan, 
Österreich, Itali-
en und Portugal in 
Frage26, so dass die 
ECAs dieser Län-
der in den Informa-
tionsaustausch und 
die Projektprüfung 
einbezogen waren. 
Insbesondere die bri-
tische ECA (Export 
Credits Guarantee 
Department, ECGD) 
nahm auf Druck der 
öffentlichen Kam-
pagne und einzelner 
Abgeordneter eine in-
tensive Untersuchung 
des Projekts vor. 

b. Kritik an der alten Projekt-
planung 

Zwei von der ECGD in Auftrag ge-
gebene Gutachten über die Umsied-
lungsproblematik (ECGD 1999) und 
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Funktion: Der Ilisu-Staudamm ist das 
größte derzeit geplante Wasserkraft-
werk in der GAP-Region. Er wird von 
der türkischen Regierung vor allem mit 
dem stetig wachsenden Energiebedarf 
der Türkei begründet und ist neben 
dem Karakaya-Staudamm der einzige 
GAP-Staudamm, der ausschließlich 
zur Stromgewinnung vorgesehen ist. 

Das Projektdesign (Stand 2006): Der 
Stausee soll eine Fläche von 313 km² 
am Tigris fl uten, auf einer Länge von 
135 km, ca. 65 km vor der Grenze zum 
Irak. Die geplante Kapazität des Stau-
damms ist 1200 MW, die Leistung der 
Wasserkraftanlage soll 3.833 GWh 
betragen. Damit würde der Ilisu-Stau-
damm 16 Prozent zur Stromproduktion 
des GAP beitragen. Die Staumauer soll 
135 Meter hoch und 1820 Meter lang 
sein. Die erwartete Lebensdauer des 
Ilisu-Staudamms ist 50-100 Jahre. Der 
Baubeginn des Damms war eigentlich 
bereits für Ende 2005 geplant. Heutige 
Planungen sehen eine Fertigstellung 
bis 2012 vor. Dann soll die Aufstauung 
des Wassers erfolgen.27  

Kasten 7:  Der Ilisu-Staudamm

26 Das endgültige Konsortium, soweit es bekannt wurde, bestand aus Sulzer Hydro (später VA Tech), ABB 
     (später Alstom), Balfour Beatty, der italienischen Impregilo, Skanska aus Schweden sowie den türkischen 
     Baufi rmen Nurol, Kiska und Tekfen. Eine deutsche Niederlassung von Sulzer Hydro sollte Turbinen und 
     Generatoren liefern. 
27 zu den technischen Daten des Staudamms siehe (DSI/ENCON 2005).

Ilisu wurde der erste Test-
fall für eine neue Koope-
ration zwischen ECAs



• die Bereitstellung von Kläranlagen, 
die den Erhalt der Wasserqualität ge-
währleisten;
• eine Versicherung, dass ein angemes-
sener Wasserabfl uss jederzeit erfolgt;
• ein detaillierter Plan, das archäolo-
gische Erbe Hasankeyfs so weit wie 
möglich zu erhalten. 

Die britische ECGD ergänzte dies 
durch die Bedingung einer öffentlichen 
Versicherung durch die türkischen Be-
hörden, dass die vorgeschriebenen 
Konsultationen mit den Nachbarsta-
aten durchgeführt wurden.

Um diesen Aufl agen zu genügen, beauf-
tragten türkische Behörden Anfang des 
Jahres 2000 die türkische Beratungsfi r-
ma SEMOR mit einer Studie über die 
Zahl der voraussichtlich Betroffenen 
und ihre sozioökonomische Situation, 
obwohl SEMOR kaum Erfahrungen 
mit Umsiedlungsprojekten dieser Grö-
ßenordnung hatte. Laut Aussage der 
türkischen Regierung sollte der Um-
siedlungsplan den Standards der Welt-
bank und der OECD entsprechen. 

d. Die Kampagne 

Unterdessen machte sich eine breite 
Koalition von Nichtregierungsorgani-
sationen daran, eigene Informationen 
über das Projekt zusammenzutragen. 
In einer Reihe von fact-fi nding mis-
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sions28 wurde die Situation vor Ort 
untersucht und mit Betroffenen und 
AktivistInnen gesprochen. Die dabei 
erhaltenen Informationen wurden mit 
internationalen Richtlinien und den 
Aussagen der beteiligten Unternehmen 
und ECAs verglichen. Anschließend 
erhielten die ECAs die Ergebnisse 
der  Recherchen. Gleichzeitig wurden 
ParlamentarierInnen der beteiligten 
Länder informiert und aufgefordert 
zu verhindern, dass ihre Regierungen 
sich an diesem Projekt beteiligen, das 
nicht nur Umwelt und Kulturgüter zer-
stören, sondern auch zur Vertreibung 
zehntausender Kurdinnen und Kurden 
und zur Verschärfung des Wasserkon-
fl ikts in Nahost führen würde. Zudem 
war absehbar, dass das Projekt gegen 
eine Vielzahl internationaler Standards 
verstoßen würde. Durch breit ange-
legte Medienarbeit wurde die Öffent-
lichkeit informiert; Protestbriefe trafen 
bei den beteiligten Ministerien ein; der 
Kabarettist Mark Thomas tourte mit 
einem eigenen Programm zum Thema 
durch Großbritannien; die Unterneh-
men wurden mit der Kritik am Projekt 
konfrontiert. 

e. Die Reaktion 

Als Reaktion auf die öffentliche Kam-
pagne und die von ihnen selbst erstell-
ten Studien beauftragten die ECAs das 
Konsortium, eine neue Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVP)29 zu erstellen. 
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28 U.a. sind die Berichte folgender Missionen verfügbar: 
     - Kurdish Human Rights Project (1999): The Ilisu Dam: A Human Rights Desaster in the Making, London.      
     - Hildyard et al. (2000): `If the river were a pen ...`The Ilisu Dam, the World Comission on Dams and 
       Export Credit Reform, KHRP, London.
     - Ilisu Dam Campaign, Kurdish Human Rights Project, Corner House (2002): Iraq, Syria Report. Fact 
       Finding Mission to Syria and Iraq from 29th January to 4th February 2002.
     - Ronayne, Maggie (2002): The Ilisu Dam. Displacement of Communities and Destruction of Culture. 
       Published by Kurdish Human Rights Project.
     - Ronayne, Maggie (2005a): The Cultural and Environmental Impact of Large Dams in Southeast Turkey. 
       Fact-Finding Mission Report. National University of Ireland, Kurdish Human Rights Project. 
29 Da jeweils zwei verschiedene UVPs und Umsiedlungspläne (RAP- Resettlement Action Plan) vorliegen, 
     wird ab nun zwischen der „alten UVP“ von 2001 und der „neuen UVP“ von 2005 unterschieden. Analog 
     gilt dieses für den RAP.

Die ECAs machten vier 
Aufl agen für eine Bürg-
schaftsbewilligung. Den-
noch wuchs die zivilge-
sellschaftliche Kampagne 
gegen den Ilisu-Stau-
damm.



jekt bekannt gegeben. Zwar wurden 
Verhandlungsprobleme als Ursache 
dafür genannt, zugleich gab aber der 
Firmensprecher Thor Krussel zu, dass 
die Umweltrichtlinien des Unterneh-
mens verbessert worden waren und der 
Ilisu-Staudamm von daher nicht mehr 
zur Unternehmensphilosophie passen-
würde (Ucar 2000; Brown 2000). Am 
13. November 2001 folgten Balfour 
Beatty und die italienische Firma Im-
pregilo. In ihren Pressemitteilungen 
machten sie für ihren Rückzug öko-
logische, soziale und wirtschaftliche 
Gründe geltend. Ende Februar 2002 
gab auch die Schweizer Bank UBS ihre 
Beteiligung an dem Projekt auf. Sie 
begründete dies mit dem schleppenden 
Fortschritt des Projekts und mit der an
haltenden Unklarheit über soziale und 
ökologische Ausgleichsmaßnahmen. 
So scheiterte vorerst der Versuch, den 
Ilisu-Staudamm zu bauen. 

2.2. Das neue Konsortium  

Im Herbst 2004 startete die türkische 
Regierung – die den Staudammbau in 
der Zwischenzeit keineswegs aufgege-
ben hatte – mit dem alten Konsortial-
führer VA Tech (ehemals Sulzer Hydro, 
s. Kasten 8) erneut Verhandlungen zum 
Bau des Ilisu-Staudamms. Bis Anfang 
2005 hatte sich bereits ein neues Kon-
sortium gebildet. Es besteht aus der 
VA Tech (Österreich), Alstom, Stucky, 
Colenco und Maggia (Schweiz), Ed 
Züblin (Deutschland) und Nurol, Cen-
giz, Celikler, Temelsu (Türkei). Mit 
der VA Tech und Alstom (ehem. ABB) 
sind die beiden einzigen Unternehmen 
aus dem alten Konsortium wieder mit 
dabei, die sich nie öffentlich vom Ilisu-
Projekt distanziert haben.  
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Die Schweizer ECA beauftragte zudem 
die ehemalige Weltbankmitarbeiterin 
und Soziologin Dr. Ayse Kudat, den 
zwischenzeitlich von SEMOR erstel-
lten Umsiedlungsplan zu bewerten. Ihr 
im August 2000 in die Öffentlichkeit 
durchgesickertes Gutachten zeigte, 
dass die Projektplanung aller Bemü-
hungen zum Trotz noch immer weit 
von internationalen Standards entfernt 
lag und nicht einmal die Zahl der Be-
troffenen realistisch eingeschätzt wor-
den war (s. Kapitel 2.3.). 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung 
wurde im April 2001 fertig gestellt und 
diesmal – im Gegensatz zu früheren 
Studien – veröffentlicht. Eine 200-sei-
tige Analyse dieser alten UVP durch 
Nichtregierungsorganisationen30  
folgte. Sie kam zu dem Schluss, dass 
die alte UVP nicht einmal den selbst 
gesteckten Referenzrahmen – also die 
Richtlinien der US-Ex-Im-Bank – er-
füllt und das Projekt gegen eine Viel-
zahl von Weltbank- und OECD-Be-
stimmungen verstößt.

Die Exportkreditagenturen weigerten 
sich jedoch, die Konsequenzen aus den 
offensichtlich eklatanten Mängeln zu 
ziehen und eine Bürgschaftsübernah-
me abzulehnen. Ihre gebetsmühlenar-
tig vorgetragenen Antwort auf die Kri-
tik der Nichtregierungsorganisationen 
lautete: „Wir werden alle Bedenken 
prüfen.“ 

f. Das Scheitern 

Die beteiligten Unternehmen zeig-
ten dagegen mehr Verantwortungsbe-
wusstsein. Bereits im September 2000 
hatte das schwedische Unternehmen 
Skanska seinen Rückzug aus dem Pro-
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30 Corner House, Ilisu Dam Campaign, Kurdish Human Rights Project, Friends of the Earth, Erklärung von 
     Bern, Campaign An Eye on SACE, Pacifi c Environment, WEED.

„Wir werden alle Beden-
ken prüfen“, lautete die 
gebetsmühlenartige Ant-
wort der ECAs auf Kritik.

Die beteiligten Un-
ternehmen zeigten mehr 
Verantwortungsbewusst-
sein und zogen sich von 
dem Projekt zurück.

Doch 2004 startete ein 
neuer Projektanlauf.



a. Verkauf der VA Tech Hydro 

Um die VA Tech, die auch in der neu-
en Konstellation wieder Konsortial-
führerin ist, hat es einige Aufregung 
gegeben. Nachdem die EU-Kommis-
sion den monatelangen hartnäckigen 
Übernahmeversuchen von Siemens 
grünes Licht gegeben hatte, ging das 
österreichische Unternehmen in die 
Hände des deutschen Konzerns über. 
Allerdings machte die EU-Kommis-
sion Siemens aufgrund wettbewerbs-
rechtlicher Bedenken zur Aufl age, die 
Wasserkraftsparte der VA Tech – VA 
Tech Hydro – zu verkaufen. Siemens 
wurde für den Verkauf des europäi-
schen Marktführers bei Turbinen und 
Generatoren für Wasserkraftwerke eine 
Frist von acht Monaten eingeräumt.31   
  
Der Verkaufsprozess um das Unter-
nehmen, das den Ilisu-Staudamm fe-
derführend bauen soll, zog sich bis 
Februar 2006 hin. Dann erst stand der 
neue Eigentümer fest: samt dem Ili-
su-Projekt ging die VA Tech Hydro in 
den Besitz des Grazer Anlagenbauers 
Andritz über.32 Zum Zeitpunkt des Ab-
schlusses dieser Broschüre liegt noch 
keine Stellungnahme des neuen Be-
sitzers bezüglich des Projektes vor.  
(www.andritz.com)33
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b. Mangelhafte  Informationspo-
litik   

Das Konsortium betrieb die Vorberei-
tungen zum Bau des Ilisu-Staudamms 
weitestgehend im Verborgenen. Nur 
auf Druck der Öffentlichkeit und der 
Ilisu-Kampagne wurden vereinzelte 
und unvollständige Informationen über 
das Projekt und die Planung heraus-
gegeben. Auf welcher Grundlage und 
mit welcher Intention Umfragen vor 

Ort durchgeführt wurden, war für Au-
ßenstehende nicht zu erfahren. Erst im 
November 2005 wurden die überarbei-
tete Umweltverträglichkeitsprüfung 
sowie der aktualisierte Umsiedlungs-
plan veröffentlicht. Allerdings wurden 
die 1500 Seiten starken Berichte an
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1997  Die Türkische Regierung übergibt den Auftrag für den 
          Bau des Ilisu-Staudamms an Sulzer Hydro
1999  Sulzer Hydro wird von VA Tech übernommen und als 
          neuer Teil der Wassersparte bei der VA Tech eingeglie-
          dert
2000  Sulzer Hydro heißt von nun an VA TECH ESCHER  
          WYSS 
2004  Siemens versucht die VA TECH zu übernehmen
2005  Siemens übernimmt VA TECH, muss VA TECH Hydro 
          verkaufen 
2006  Andritz ist neuer Eigentümer der VA Tech Hydro

Kasten 8: Übernahmekarussell

31 Aus internen Kreisen heißt es, dass die vorübergehende Übernahme der VA Tech Hydro durch Siemens 
     keinen entscheidenden Einfl uss auf den Vorbereitungsprozess für den Bau des Ilisu-Staudamms hatte. 
     Tatsächlich deutete alles eher darauf hin, dass business as usual aufrechterhalten wurde. Die VA Tech
     Hydro wurde von einem unabhängigen Treuhänder geführt und versicherte ihren Kunden während dieser 
     Zeit, dass die Geschäfte „wie bisher“ weiterlaufen werden. Siemens hatte deutlich gemacht, an einem 
     Käufer interessiert zu sein, der das Geschäft der VA Tech Hydro „so wie es ist weiter zu führen beabsi-
     chtigt“, so Siemens Vorstandschef Albert Hochleitner im Interview mit dem österreichischem Nach-
     richtenmagazin NEWS im August 2005. URL: http://www.networld.at/articles/0528/30/116844_s1.html; 
     7.8.2005. Das Interesse von Siemens daran, dass das Ilisu-Projekt vorangetrieben wurde, war offensich-
     tlich: volle Auftragsbücher bei VA Tech Hydro versprachen einen höheren Verkaufspreis des Unternehm-
     ensteils, der im Zuge des Übernahmekarussells unter Auftragseinbußen litt. 
32 Zwischenzeitlich waren verschiedene Anlagenbauer und Finanzinvestoren aus Österreich und dem Aus-
     land im Rennen, darunter zeitweilig die deutsche Allianz Gruppe, die intensiv mit Siemens kooperiert und 
     zu der auch die Euler Hermes Kreditversicherung gehört. In der letzten Runde waren neben Andritz  noch
     das Cross-Konsortium von KTM-Kernaktionär Stefan Pierer (mit UIAG und Porr), der argentinische 
     Energiespezialist Impsa sowie der indische Mischkonzern Tata Power in der engeren Auswahl.
33 Aufgrund ihrer Beteiligung an einem umstrittenen Zellstoffwerk auf Borneo stand die Andritz AG  bereits 
     früher wegen mangelnder ökologischer Verantwortung stark unter Kritik.

Eine neue Umweltverträg-
lichkeitsprüfung und ein 
neuer Umsiedlungsplan 
wurden veröffentlicht.



Verhandlungsstatus mit der türkischen 
Regierung an die Öffentlichkeit zu ge-
ben. Erst bei einem Treffen im Dezem-
ber 2005 erklärte das Konsortium auf 
Nachfragen europäischer NGOs, dass 
der Liefervertrag zwischen der türki-
schen Regierung und dem Konsortium 
zwar abgeschlossen wurde, ohne eine 
gesicherte Finanzierung jedoch nicht 
in Kraft tritt. Welche Banken in das 
Projekt involviert sind, ist nach wie 
vor unklar.

Nach Aussagen der Baufi rma Züblin 
sollte die Baustelle schon sofort nach 
Veröffentlichung der Studien – also 
noch im November 2005 – an das 
Konsortium übergeben werden. Zwi-
schenzeitlich behauptete das türkische 
Unternehmen Nurol bei Veranstaltun-
gen mit Betroffenen in der Region, die 
Exportkreditagenturen (s. Kap. 2.4 b) 
würden Ende Februar 2006 über das 
Projekt entscheiden und im März wür-
de mit dem Bau begonnen. Dies war 
jedoch eine eindeutige Falschaussage: 
die Schweizer Exportkreditagentur 
ERG hatte lediglich eine erste Frist 
zur Einreichung von Kommentaren 
zu UVP und Umsiedlungsplan auf 
den 20.2.2006 gesetzt. Bis Ende April 
2006 hat der Bau noch nicht begon-
nen. An solchen Ankündigungen wird 
jedoch deutlich, dass weder die türki-
sche Regierung, noch das Konsortium 
an einem ernsthaften Dialog mit der 
Öffentlichkeit interessiert sind. Statt-
dessen soll vor Ort suggeriert werden, 
dass die Realisierung des Staudamms 
zügig vonstatten geht. Eine öffentliche 
Diskussion über die Qualität der vor-
gelegten Dokumente und eine Formie-
rung von Widerstand soll damit offen-
sichtlich im Keim erstickt werden. 
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fangs nur auf Englisch zur Verfügung 
gestellt. Dies verdeutlicht, dass es den 
Projektbetreibern weit wichtiger ist, 
die kritische Öffentlichkeit in Europa 
zu beruhigen, statt eine wirkliche Be-
teiligung der betroffenen Bevölkerung 
oder der türkischen Öffentlichkeit zu 
ermöglichen. Aufgrund des massiven 
Drucks europäischer und türkischer 
AktivistInnen gaben die türkischen 
Behörden jedoch im Januar 2006 nach 
und veröffentlichten den Umsied-
lungsplan auch auf Türkisch. Die tür-
kische Fassung der neuen UVP folgte 
im Februar. Eine Übersetzung ins Kur-
dische ist jedoch nicht erfolgt, obwohl 
die UVP selbst darauf hinweist, dass 
dies die hauptsächlich gesprochene 
Sprache in der Region ist. Zudem sind 
auch die türkischen Dokumente nur in 
elektronischer Form auf der Website 
des Konsortiums zu fi nden, was nach 
wie vor einen Großteil der Bevölke-
rung vom Zugang zu den Unterlagen 
ausschließt. 

Damit verletzt die Informationspoli-
tik der Projektbetreiber die Weltbank-
Richtlinie OP 4.12 über unfreiwillige 
Umsiedlung, die vorschreibt, dass die 
Umsiedlungspläne den Betroffenen in 
einer ihnen zugänglichen Form und 
Sprache zur Verfügung gestellt werden 
müssen (Kasten 15). 

Alstom hat in einem Brief vom Juni 
2005 betont, dass das Lieferkonsor-
tium „erklärtermaßen bereit ist, den 
Dialog mit NGOs fortzusetzen, sobald 
die international üblichen Umwelt-
berichte verfügbar sind“.34 Trotzdem 
weigerten sich die Unternehmen lange 
Zeit, Informationen über den genau-
en Planungsstand zum Bau des Ilisu-
Staudamms oder über den genauen
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34 Brief von Alstom an Erklärung von Bern (EvB), 16. Juni 2005. 

Den Projektbetreibern ist 
die Beruhigung der eu-
ropäischen Öffentlichkeit 
wichtiger als die wirkliche 
Beteiligung der betrof-
fenen Bevölkerung.



2.3. Finanzierungsoptionen für 
den Ilisu-Staudamm

Der Auftragswert für den Ilisu-Stau-
damm wurde in den letzten Jahren mit 
1,5 Mrd. US-Dollar angegeben. Nach 
internen Angaben ist diese Summe in-
zwischen auf gute 2 Mrd. US-Dollar 
angestiegen. 

a. Notwendigkeit ausländischer 
Investoren

Es ist fraglich, ob die türkische Regie-
rung die Auftragssumme aus eigener 
Kraft wird auftreiben können. In den 
neunziger Jahren des 20. Jahrhunderts 
befand sich die Türkei noch in einer 
schweren Wirtschaftskrise mit einer 
Infl ationsrate von zeitweise 150 Pro-
zent. Im Februar 2001 stand das Land 
am Rande eines Staatsbankrotts. Diese 
Situation hat sicherlich dazu beigetra-
gen, dass sich die ausländischen Inves-
toren aus einem Risikoprojekt wie dem 
Ilisu-Staudamm zurückzogen. 

Auch wenn die türkische Wirtschaft 
derzeit an Fahrt gewinnt und die Infl ati-
on im Jahr 2004 erstmals seit 30 Jahren 
unter zehn Prozent lag, ist anzuzwei-
feln, dass die türkische Regierung über 
ausreichende Ressourcen zur Finan-
zierung des Staudamms verfügt. Der 
Nationale Sicherheitsrat der Türkei 
beziffert die fi nanziellen Ressourcen, 
die zur Umsetzung aller derzeit von 
der türkischen Regierung geplanten 
Dämme benötigt werden, auf 30 Mrd. 
Euro. Es ist also davon auszugehen, 
dass die Türkei zur Realisierung des 
Ilisu-Staudamms auf die Beteiligung 
ausländischer Unternehmen und Inves-
toren angewiesen ist. 

Es gibt allerdings Anzeichen dafür, dass 
die türkische Regierung Schwierigkei
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ten hat, Finanzpartner für den Bau des 
Ilisu-Staudamms zu fi nden. Bei dem 
Treffen des türkischen Sicherheitsrats 
im Herbst 2005 wurde beschlossen, 
weitere Staudammprojekte, darunter 
den Ilisu-Staudamm, als sog. BOT-
Projekt über 49 Jahre durchzuführen 
(s. Kasten 9). 1996 hatte die türkische 
Regierung schon einmal geplant, Ilisu 
als BOT zu bauen, allerdings gab es 
damals keine Interessenten für diesen 
Auftrag, da das Projekt wirtschaftlich 
fragwürdig erschien (Hildyard et al. 
2000, S. 10). Hinzu kommt, dass mög-
licherweise schon nach 50 Jahren da-
mit gerechnet werden muss, dass der 
Staudamm aufgrund von Sedimentie-
rung unrentabel wird. Die türkische 
Regierung hätte dann die Aufgabe, ei-
nen nicht mehr profi tablen Damm in-
stand zu halten, ohne dass sie vorher 
mit dem Projekt Einnahmen erzielen 
konnte.

b. Beteiligung von Exportkredit-
agenturen? 

Es ist unwahrscheinlich, dass die tür-
kische Regierung Unternehmen und 
Banken fi ndet, die das mit dem Ilisu-
Staudamm verbundene langfristige 
Risiko ohne Absicherung durch ECAs 
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Die Abkürzung „BOT“ steht für „build-operate-transfer“ 
(deutsch: Bauen, Betreiben, Übertragen; Betreibermodell). 
Bei diesem Finanzierungsmodell überträgt der eigentliche 
Produzent, in diesem Fall die türkische Regierung, einige 
Teile oder die gesamte Produktion und Instandhaltung 
eines Projekts für eine limitierte Zeit auf den Investor, 
der dadurch gleichzeitig zum Betreiber wird. Durch die 
Gewinne amortisieren sich die Investitionen. Nach Ablauf 
der zugebilligten Nutzungsdauer wird das Projekt an die 
eigentlichen Auftraggeber zurückgegeben. In der Praxis 
wird aber häufi g eine neue Konzessionsphase ausgehandelt, 
da der Kunde gewöhnlich wenig Interesse daran hat, die 
Anlage nun selbst zu betreiben.

Kasten 9: Das BOT-Modell

30 Mrd. Euro werden für 
die Realisierung der ge-
planten Dämme benötigt: 
Ausländische Unternehm-
en sollen helfen.



terreichs (Kontrollbank), der Schweiz 
(ERG) und Deutschlands (Hermes) 
seit Jahresende 2005 formelle Anträ-
ge auf staatliche Ausfuhrgarantien von 
den beteiligten Unternehmen vorliegen 
(Kasten 11). 

Die drei Staaten sind damit angefragt, 
das Risiko eines Zahlungsausfalls auf-
grund wirtschaftlicher Schwierigkei-
ten oder politischer Unruhen für die 

beteiligten Unternehmen 
zu übernehmen und zu 
einer günstigeren Kredit-
aufnahme für das Kon-
sortium beizutragen. Die 
Regierungen der drei 
Länder stehen folglich 
vor der Entscheidung, ob 
sie das Ilisu-Staudamm-
projekt direkt unterstüt-
zen und damit möglich 
machen wollen. Die Ent-
scheidung wird für Früh-
jahr 2006 erwartet, kann 
sich jedoch noch länger 
hinziehen. 

2.4. Alter Wein in neuen Schläu-
chen: Der aktualisierte Umsied-
lungsplan 

Bereits beim ersten Projektanlauf hat-
te die türkische Regierung auf Druck 
der involvierten ECAs zugesagt, einen 
Umsiedlungsplan zu erstellen, der den 
internationalen Standards von OECD 
und Weltbank entspricht. Eine im Jahr 
2000 an die Öffentlichkeit durchge-
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einzugehen bereit sind. Das Projekt ist 
nach wie vor umstritten, was sowohl 
den beteiligten Unternehmen als auch 
in Bankenkreisen bekannt ist. 

Die Unternehmen drängen zudem auf 
eine Beteiligung von ECAs. Nach An-
gaben von Alstom  beruht das Finanzie-
rungskonzept für den Ilisu-Staudamm 
auf Exportkrediten und kommerzieller 
Finanzierung durch große Banken. 

Die Beteiligung kom-
merzieller Banken ist 
zentral, da die Unter-
nehmen nur so die hohe 
Auftragssumme vorfi -
nanzieren können. Im 
ursprünglichen Kon-
sortium oblag es 
der Union Bank of 
Switzerland (UBS), 
die Finanzierung 
für das Projekt zu ar-
rangieren. UBS erklärte jedoch Ende 
Februar 2002 ihren Rückzug von dem 
Vorhaben, unter anderem aufgrund der 
mit dem Ilisu-Staudamm verbundenen 
ökologischen und sozialen Probleme 
(Kasten 10). 

Bisher ist nicht bekannt, welche Ban-
ken das neue Konsortium unterstützen. 
So ist es nicht verwunderlich, dass 
den Exportkreditversicherungen Ös-
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„Wie Sie korrekt feststel-
len, zog sich UBS 2002 
aus  der Finanzierung des 
Staudammprojekts Ilisu 
unter anderem aufgrund 
ökologischer und sozialer 
Bedenken  zurück. Zum 
jetzigen Zeitpunkt bestehen 
kaum  Hinweise, dass die 
im Entscheid von 2002 als 
kritisch erachteten Punkte 
ausreichend geklärt worden
sind.“

UBS-Schreiben an die EvB
 vom 31. Januar 2005

Kasten 10: Die Union Bank of Switzerland 
(UBS) bleibt skeptisch

ECA    Antragsteller  Antragssumme
OeKB (Österreich)  VA Tech    200 Mio €
Hermes (Deutschland) Züblin    100 Mio €
ERG (Schweiz)  Alstom, Stucky, Colenco, Maggia 108 Mio €

Kasten 11: Aktuelle Anträge auf Exportkreditversicherung für den Ilisu-Staudamm

Die Regierungen von 
Deutschland, Österreich 
und der Schweiz stehen 
vor der Entscheidung, 
ob sie das Ilisu-Projekt 
ermöglichen.



sickerte Studie, die im Auftrag der 
Schweizer Exportkreditversicherung 
angefertigt worden war, deckte jedoch 
eklatante Mängel bei der Umsied-
lungsplanung auf. Das Fazit aus dem 
Bericht der ehemaligen Weltbank-Ex-
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pertin Dr. Ayse Kudat lautete, dass die 
damaligen Umsiedlungsvorbereitun-
gen für den Ilisu-Staudamm den gäng-
igen internationalen Standards klar wi-
dersprachen. 
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Exportkreditagenturen (ECAs) unterstützen Exporte ihrer heimischen Unternehmen, die in Entwicklungs- und 
Schwellenländer gehen. Die Rolle von ECAs ist es vor allem, das politische und wirtschaftliche Risiko für die 
heimischen Unternehmen beim Export abzusichern. Alle Industriestaaten und zunehmend auch Schwellenlän-
der haben eigene ECAs. Sie stellen eine Versicherung bereit, die es Unternehmen erleichtert, Bankkredite zur 
Vorfi nanzierung der Exporte aufzunehmen. Einige Länder, darunter die USA, Kanada und Japan, vergeben 
zusätzlich direkte Kredite zur Exportfi nanzierung. Alle ECAs zusammen vergeben jährlich 50 bis 70 Mrd. US-
Dollar an mittel- und langfristigen Exportkrediten und -versicherungen. Hinzu kamen in 2003 z. B. 570 Mrd. 
US-Dollar für kurzfristige Versicherungen. Damit sind ECAs die wichtigste öffentliche Finanzierungsquelle 
für große Infrastrukturprojekte in Entwicklungsländern.

Die Funktionsweise 
Für eine ganze Reihe ausländischer Unternehmen bedeuten Investitionen wie Staudammbauten in Schwellen- 
und Entwicklungsländern zwar ein sehr interessantes Geschäft. Doch eine Beteiligung kommt für sie in der 
Regel nur dann in Frage, wenn staatliche Bürgschaften das wirtschaftliche und politische Risiko absichern. 
Werden die Lieferungen vom Geschäftspartner nicht bezahlt oder verhindern Krieg, Bürgerkrieg oder Zahlung-
sunfähigkeit des Landes die Überweisung des Betrags, zahlt beispielsweise die deutsche Bundesregierung den 
deutschen Lieferanten abzüglich eines Eigenanteils aus und fordert den Betrag vom Schuldnerland langfristig 
wieder ein. Durch die Verringerung des Risikos ist es für die Unternehmen möglich, Kredite billiger auf-
zunehmen. Den Banken bietet eine Beteiligung von Exportkreditagenturen den Vorteil, die Projektprüfung so-
wohl in ökonomischer als auch ökologischer und sozialer Hinsicht den ECAs zu überlassen. Der Öffentlichkeit 
gegenüber nutzen sie die Beteiligung von ECAs als Gütesiegel, um die Verantwortung für mögliche negative 
Auswirkungen abschieben zu können. 

Die Folgen 
Seit der Schuldenkrise der 80er Jahre ist bei Hermes ein Defi zit von 11 Mrd. Euro entstanden. Die Unternehm-
en zahlen für die Versicherungsleistung zwar eine Prämie, diese ist jedoch gerade bei Großprojekten nicht 
kostendeckend. Während so die Unternehmen im Risiko- oder Schadensfall ihre Verluste sozialisieren können, 
sind die Menschen in den Empfängerländern die eigentlichen Leidtragenden bei fehlgeschlagenen Projekten. 
Entweder, weil sie von den direkten Folgen der oft ökologisch und sozial verheerenden Projekte betroffen 
sind, oder weil ihre Regierungen im Zuge der durch ECAs entstandenen Auslandsverschuldung die Sozialpro-
gramme kürzen, um ihre Handelsschulden ans Ausland zu zahlen.

Der regulatorische Kontext 
Aufgrund der z.T. schwerwiegenden Folgen der Projekte, die mit Beteiligung von ECAs umgesetzt werden, 
fordern Nichtregierungsorganisationen seit langem verbindliche ökologische und soziale Vergabekriterien. Im 
November 2001 nahmen die meisten der in der OECD zusammengeschlossenen Exportkreditagenturen die 
„Common Approaches on Environment and Offi cially Supported Export Credits“ an. In der überarbeiteten Fas-
sung vom November 2003 werden sie von allen OECD-Mitgliedsstaaten anerkannt.
 
In den “Common Approaches” bekennen sich die ECAs zwar zur Umweltverantwortung von Exportkredita-
genturen und sehen die Erstellung einer Umweltverträglichkeitsprüfung und deren Veröffentlichung 30 Tage 
vor einer Bürgschaftsentscheidung für besonders umweltrelevante Projekte, sog. Kategorie-A-Projekte, vor. 
Gleichzeitig bleiben eine Reihe von Schlupfl öchern erhalten und die Einhaltung internationaler Standards wird 
zwar als Regel anerkannt, aber nicht verbindlich verlangt. Die Menschenrechtssituation in den Empfängerlän-
dern spielt als offi zielles Kriterium für die Bürgschaftsentscheidung überhaupt keine Rolle. 

Am 18.11.2005 beschlossen ECAs erleichterte Zahlungsbedingungen für den Bau von Großstaudämmen. Hi-
erbei erkennen sie explizit den Wert der Kernprizipien und Strategischen Prioritäten des Berichts der Weltstau-
dammkommission WCD an. Weitere Informationen unter: http://www.eca-warch.org.)

Kasten 12: Exportkreditagenturen (ECAs) 



türkischen Behörden, ein derartiges 
Umsiedlungsprojekt durchzuführen (s. 
Kudat 2000).

Für den neuen Projektanlauf hatte 
das Konsortium daher „neue wesent-
lich verbesserte Umweltstudien nach 
internationalen Standards“, darunter 
auch einen neuen Umsiedlungsplan, 
angekündigt. Die türkische Consul-
ting-Firma ENCON wurde mit der Er-
stellung des „Resettlement Action Plan 
(RAP)“ beauftragt, der schließlich am 
25.11.2005 veröffentlicht wurde. Eine 
intensive Prüfung dieses neuen Um-
siedlungsplanes durch verschiedene 
NGOs ergab jedoch, dass auch dieser 
internationalen Standards bei weitem 
nicht entspricht und die früher geäu-
ßerten Kritikpunkte in keiner Weise 
ausräumen kann. Auch mit dem neuen 
Umsiedlungsplan muss davon ausge-
gangen werden, dass die Durchführung 
des Ilisu-Projekts zu einer massiven 
Verschärfung der sozialen Probleme in 
der Region führen würde. 

a. Das Ausmaß der zu erwarten-
den Umsiedlung  

Mit der Flutung des Ilisu-Staudamms 
sollen auf einem Gebiet von über 300 
km² die Kreisstadt Hasankeyf, 4 klei-
nere Städte, 95 Dörfer und 99 Weiler 
(insgesamt 199 Siedlungen) komplett 
oder teilweise überfl utet werden. Al-
les, was nicht abgebaut und wiederauf-
gebaut werden kann, soll verstaatlicht 
werden. Darüber hinaus wird angege-
ben, dass sich die vom Staudammbau 
Betroffenen auf dem Land oder in der 
Stadt neu ansiedeln können. 

Die Zahl der Betroffenen wird an ver-
schiedenen Stellen des neuen Umsied-
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Die wichtigsten Kritikpunkte lauteten:  

• statt mit 12.000 bis 15.000 Betroffe-
nen, die von den Projektbetreibern an-
geführt wurden, musste laut Dr. Kudat 
mit bis zu 78.000 Betroffenen gerech-
net werden;

• entgegen Weltbank-Standards wurde 
keine vollständige sozio-ökonomische 
Erhebung durchgeführt; 

• entscheidende Daten über Landrech-
te, die Einkommensstruktur der Be-
troffenen, die Arbeitssituation in den 
Aufnahmestädten fehlten; 

• entgegen Weltbank- und OECD-Stan
dards wurden Alternativen zum Ilisu-
Projekt bei den Planungen völlig un-
zureichend berücksichtigt und die Ge-
nehmigung des Projekts erfolgte, bevor 
ein Umsiedlungsplan erstellt wurde;

• entgegen Weltbank- und OECD-Stan-
dards bestand keine Bereitschaft  der 
Regierung, ein ausreichendes Budget 
für die Umsiedlung bereitzustellen;

• es bestanden erhebliche Zweifel an 
den institutionellen Kapazitäten der 
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Abbildung 5: Die vom Ilisu-Staudamm betroffene Region35

35 Auf der Karte sind die Landkreise der fünf  betroffenen Provinzen Batman, Diyarbakir, Siirt, Sirnak, Mar-
din angegeben: Besiri, Gercüs Hasankeyf , Bismil, Aydinlar, Eruh, Kurtalan, Güclükonak, Dargecit . ‚Merkez’ 
bezeichnet die Provinzhauptstädte Batman, Siirt, Sirnak.

Eklatante Mängel in der 
alten Umsiedlungspla-
nung: Das Konsortium 
kündigt „neue wesentlich 
verbesserte Umweltstu-
dien nach internationalen 
Standards“ an.



lungsplans unterschiedlich hoch ange-
geben: mal ist von 52.423 Betroffenen 
die Rede, wenige Seiten später von 
54.742. Im Vergleich zum alten RAP 
von 2001 ist die Zahl der Betroffenen 
somit gestiegen, bleibt aber unter der 
Zahl des Kudat-Berichts. Eine Erklä-
rung für diese Diskrepanzen gibt es 
nicht. 

Eine ganze Reihe von Bevölkerungs-
gruppen ist in die Zahl der Betroffenen 
überhaupt nicht eingerechnet worden. 
Dazu gehören z. B. Hirten, die ihre 
Weiden im Tigristal verlieren würden, 
und die Menschen, die für den Bau 
der geplanten Infrastruktur (Neubau 
von Straßen, Schienen, Stromleitun-
gen) ihr Land verlieren. Ebenso wenig 
sind die jetzt ansässigen Menschen in 
den Zuzugsgebieten berücksichtigt, 
die die Umzusiedelnden aufnehmen 
müssen. Die Erfahrungen mit ande-
ren Staudammprojekten weltweit und 
in der Region zeigen, dass diese Zahl 
erheblich sein kann. Auch das Bevöl-
kerungswachstum wurde nicht einbe-
rechnet: Angaben, die auf einem Zen-
sus aus dem Jahr 2000 beruhen, werden 
im Jahr 2012, wenn der Großteil der 
Umsiedlungen anstehen soll, bei dem 
hohen Bevölkerungswachstum in der 
Region deutlich zu niedrig angesetzt 
sein. Vertriebene, die noch Ländereien 
im  Überfl utungsgebiet besitzen und 
zurückkommen werden, um sich einen 
Entschädigungsanspruch zu sichern, 
stellen ein weiteres Problem dar. Die 
von Dr. Kudat berechnete Zahl von ca. 
80.000 Menschen werden vom Bau 
des Ilisu-Staudamms betroffen sein.. 

Es ist zentral, dass der Umfang und die 
Risiken der drohenden Massenumsied-
lung im Vorbereitungsprozess eines 
Umsiedlungsplans klar identifi ziert 
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und im Dialog mit der betroffenen Be-
völkerung angemessene Gegenmaß-
nahmen zur Abfederung der negativen 
Konsequenzen entwickelt werden. Die 
Durchsicht der neuen Umsiedlungs-
pläne hat jedoch verdeutlicht, dass die 
Versäumnisse bei der Erstellung des 
alten Umsiedlungsplans auch beim 
neuen Umsiedlungsplan weitestgehend 
wiederholt wurden.

b. Informationsdefi zite, mangel-
hafte Begfragungen und fehlen-
de Konsultationen 

Die türkische Regierung hat sich bei 
der Erstellung des neuen Umsiedlungs-
plans auf die Einhaltung von Welt-
bankstandards verpfl ichtet, ebenso hat 
das Konsortium deren Einhaltung an-
gekündigt. Die Umsiedlungsrichtlinie 
der Weltbank (OP 4.12) sieht als ein 
zentrales Element Konsultationen im 
Rahmen der Erstellung von Umsied-
lungsplänen vor.

Das türkische Wasserbauamt (DSI) 
und die mit der Erstellung des Umsied-
lungsplans beauftragte Firma ENCON 
verteilten eine ‚Informationsbroschüre’ 
zu den bevorstehenden Umsiedlungen 
(DSI/ENCON 2005). Darin wurden 
bereits einige Angaben zum Vorgang 
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Ein Umsiedlungsplan sollte integraler Bestandteil der Vorbe-
reitungen von Staudammprojekten sein. Er sollte eine umfas-
sende Analyse des Umfangs und der Risiken der Umsiedlung 
identifi zieren und klare Maßnahmen zur Lösung von negativen 
sozialen Auswirkungen entwickeln, die im Zusammenhang 
mit dem Bau des Staudamms zu erwarten sind. Einen ernst 
gemeinten Umsiedlungsplan zu erstellen würde bedeuten, von 
Dorf zu Dorf zu gehen, um die Menschen über die geplanten 
Maßnahmen ausführlich zu unterrichten, damit sie sich eine 
Meinung bilden können und die Möglichkeit haben, diese auch 
in die Planungen einzubringen. (Kudat 2000)

Kasten 13: Anforderungen an einen Umsiedlungsplan

Die Versäumnisse bei 
Umsiedlungsplanung 
wurden weitestgehend 
wiederholt.

Die Umsiedlungsrichtlinie 
der Weltbank sieht als 
ein zentrales Element 
Konsultationen vor.

Die Zahl der Betroffenen 
wird deutlich unterschätzt.



ren Ergebnisse die Grundlage für den 
neuen Umsiedlungsplan darstellten. 
Der Fokus der Befragungen lag nach 
offi ziellen Angaben auf der Erhebung 
der sozio-ökonomischen Situation der 
im Projektgebiet lebenden Menschen. 
Die Berichte von ‚Befragten’ machen 
die Probleme deutlich. Bewohner von 
Dörfern, die sich klar gegen den Stau-
dammbau ausgesprochen hatten und 
ihr Land nicht verlassen wollen, muss-
ten sich langwierigen „Ausfragungen“ 
unterziehen und hatten keine Chance, 
ihre Meinung zu artikulieren. Wichtige 
Fragen, die sich an den Ängsten und 
Wünschen der Menschen orientieren, 
wurden ausgelassen. Die entscheiden-
de Frage, wie die Menschen zu dem 
Projekt stehen, wurde nicht gestellt. 

Bewohner eines Dorfes in der Nähe 
von Hasankeyf äußerten sich besorgt 
über die Herangehensweise der EN-
CON-Mitarbeiter:

„Vor kurzem wurden wir in eine lokale Polizei-
station bestellt, dort wurde uns mitgeteilt, dass 
wir unser Dorf innerhalb von sieben Jahren ver-
lassen müssen, und das war alles.“ 37

Besonders problematisch ist auch, dass 
Frauen kaum in die Befragungen ein-
bezogen wurden. In der Regel wurden 
nur die männlichen Haushaltsvorstän-
de befragt. Von Betroffenen wurde 
auch berichtet, dass ENCON-Mitarbei-
ter versucht haben, mit subtilen Wohl-
standsbotschaften Zustimmung zum 
Ilisu-Staudammprojekt zu erhalten. Es 
wurden Fragen gestellt wie „Wollt ihr 
nicht in ein schönes, größeres Haus zie-
hen?“. Zudem wurden hohe Entschädi-
gungssummen in Aussicht gestellt. 

Ein massives Versäumnis der Befra-
gungen ist, dass die Menschen weder 
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der Verstaatlichung, zu den Neuansied-
lungen, den Gerichtsformalitäten für 
eine Entschädigung der Bevölkerung, 
der Bereitstellung von Kreditprogram-
men und der Erhebung von Daten der 
sozio-ökonomischen Situation der Be-
völkerung gemacht. Eine umfassende 
Dokumentation über das Projekt und 
seine Auswirkungen wurde jedoch 
nicht erstellt. Zudem wurde die Bro-
schüre nur auf Türkisch erstellt, nicht 
auf kurdisch.

Zu allen Angaben, die in der DSI/EN-
CON Broschüre gemacht werden, 
haben keine fairen und offenen Kon-
sultationen mit der Bevölkerung statt-
gefunden. Die Menschen werden wei-
testgehend vor vollendete Tatsachen 
gestellt, ohne eine Möglichkeit, ihre 
Rechte wahrnehmen zu können. 

So wurden laut den Ankündigungen 
von DSI/ENCON für die von Überfl u-
tung bedrohten Siedlungen neue An-
siedlungsorte gesucht. Die betroffenen 
Menschen wurden in diesen Prozess 
jedoch in keiner Weise einbezogen. 

Nicht einmal die Kommunalverant-
wortlichen und Bürgermeister der um
liegenden Städte wurden konsultiert. 
Zu einer Versammlung in Ankara, bei 
der es im Sommer 2005 um eben die 
Verlegung Hasankeyfs ging, wurde der 
Bürgermeister von Hasankeyf, Vahap 
Kusen, überhaupt nicht eingeladen.   

„Wir wurden alle nicht konsultiert. Hier [im 
Südosten] werden Projekte geplant und der lo-
kalen Bevölkerung als fait accompli präsentiert. 
Die Konsultationen, die ENCON durchführt, 
sind reine Publicity und eine Schande.“ 36 

Tatsächlich fanden im Frühjahr 2005 
Befragungen in der Region statt, de-
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36 Interview mit Vahap Kusen, WEED/FERN Delegation, Juli 2005, Diyarbakir.
37 Gespräch mit Bewohnern eines Dorfes in der Nähe von Hasankeyf, WEED/FERN Delegationsreise, Juli 
     2005.

Die entscheidende Frage, 
wie die Menschen zu 
dem Projekt stehen, 
wurde nicht gestellt.

Die Frager versuchten, 
mit subtilen Wohlstands-
botschaften Zustimmung 
zum Projekt zu erhalten.



über den Inhalt der internationalen 
Standards, die bei der Umsiedlung 
eingehalten werden sollen, noch über 
ihre Rechte und über die Pfl ichten 
der Regierung in Zusammenhang mit 
dem Umsiedlungsprojekt aufgeklärt 
wurden. Dazu hätte z. B. gehört, dass 
die Meinung der Betroffenen in die 
Projektplanung einfl ießt und für ihre 
Sorgen im Umsiedlungsplan Lösungen 
dargestellt werden müssen. Auch die 
Verpfl ichtung der Regierung, den Be-
troffenen einen mindestens gleichwer-
tigen Lebensstandard zu erhalten, wur-
de lediglich als ‚Versprechen’, nicht 
jedoch als verbindliche Verpfl ichtung, 
angekündigt. 

So wundert es nicht, dass eine Umfra-
ge unter den betroffenen Siedlungen 
in der Provinz Batman, die der Ver-
triebenen-Verband Göc-Der im März 
2006 machte,38 ein massives Informa-
tionsdefi zit feststellt: 78 Prozent der 
Befragten wissen nicht, welche positi-
ven oder negativen Auswirkungen Tal-
sperren haben. Fast 90 Prozent wissen 
nicht, dass sie in das Projekt und seine 
Planung einbezogen werden sollten. 
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Mit Konsultationen, wie sie nach in-
ternationalen Standards für Großpro-
jekte vorgeschrieben sind, hatten die 
durchgeführten Befragungen daher 
nichts zu tun. Auch gibt es keinen Hin-
weis darauf, dass die Regierung eine 
öffentliche Anhörung über den jetzt 
vorliegenden Umsiedlungsplan vorhat, 
wie es übliche Gepfl ogenheit ist. Über-
haupt wurde der Umsiedlungsplan nur 
auf internationalen Druck auf Türkisch 
veröffentlicht – und das auch nur in 
elektronischer Form. Der RAP selbst 
stellt fest, dass in der Region hoher 
Analphabetismus herrscht und Kur-
disch die vorherrschende Sprache ist. 
Doch nicht nur das: Etliche Vertrete-
rInnen von Organisationen und Be-
hörden berichten, dass ihre Gespräche 
mit ENCON im RAP völlig einseitig 
und beschönigend wiedergegeben 
wurden. Willkürlich wurden einzelne 
Gesprächspassagen zitiert, während 
die Hauptaussage der Betroffenen 
– ihre klare Ablehnung des Ilisu-Pro-
jekts – verschwiegen wurde. Da meh-
rere Personen sich in Eingaben an die 
Exportkreditversicherungen zu Wort 
gemeldet und erklärt haben, dass ihre 
Aussagen verzerrt wiedergegeben wur-
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„Was Sie tun können“ (Sizin Yapabilecekleriniz): 

· Aktive Beteiligung bei der Erstellung des Umsiedlungsplanes; 
· Nach allen Informationen über die neuen Ansiedlungsmöglichkeiten die beste Entscheidung für die Familie fällen;
· An den Informationsveranstaltungen teilnehmen und die eigene Sichtweise sowie Vorschläge mit den Experten teilen;  
· Die auf den Versammlungen aufgenommen Informationen im Familien- und Freundeskreis weiterverbreiten;
· Bei den Umfragen ehrlich und offen antworten und die die Umfrage Durchführenden unterstützen;
· Bei der selbst organisierten Umsiedlung mit den Hilfsstellen beraten, wie sie ihr Geld am besten einsetzen können. 

Auszüge aus: DSI/ENCON Broschüre, März 2005 

Kasten 14: Anstelle von Konsultationen gibt es kluge Ratschläge

38  Verein der sozialen Unterstützung für MigrantInnen und der Kultur von Batman (Batman-Göc-Der): 
      Bericht der Felduntersuchung in den vom Ilisu-Staudamm betroffenen Siedlungen der Provinz Batman. 
      27.03.2006 (www.weed-online.org).

Der Vertriebenenverband 
Göc-Der stellt ein mas-
sives Informationsde-
fi zit fest: Fast 90 % der 
Befragten wissen nicht, 
dass sie in die Projektpla-
nung einbezogen werden 
sollten.



zum Ilisu-Staudamm überhaupt nicht 
berücksichtigt. Dies ist auch deshalb 
problematisch, weil im Einzugsgebiet 
des Ilisu-Staudamms fünf Provinzen 
liegen, in denen zahlreiche Dörfer 
während des 15jährigen Bürgerkriegs 
entleert wurden. Die Entschädigungs-
ansprüche und Bedürfnisse der Vertrie-
benen wurden im alten Umsiedlungs-
plan komplett übergangen (s. Kudat 
2000). Auch bei der Erstellung des 
neuen RAP gab es keinen systemati-
schen Versuch, Menschen, die ihr Land 
verlassen haben, zu kontaktieren. Hier-
für wären zumindest eine weit reichen-
de Medienkampagne in der ganzen 
Türkei und die Zusammenarbeit mit 
Vertriebenenorganisationen notwendig 
gewesen. Aber auch weit über die Lan-
desgrenzen hinaus sind die Betroffe-
nen verstreut – bis nach Berlin, wo aus 
Hasankeyf stammende Menschen sich 
bereits an Anwälte gewandt haben, da 
sie über ihre Rechte völlig im Unkla-
ren gelassen wurden.

Die schwierige Menschenrechtslage 
und die andauernden Auseinanderset-
zungen in den kurdischen Gebieten
(s. Kasten 4) erschweren bzw. verun-
möglichen eine effektive politische Par-
tizipation der Bevölkerung, wie sie auch 
von internationalen Regulierungen 
und Standards verlangt wird. In dieser 
von Repression und Einschüchterung 
geprägten Situation ist ein Projekter-
gebnis, in dem die Betroffenen ihre In-
teressen und Bedenken frei und offen 
einbringen können, nicht gewährleis-
tet. Die Fortführung und Realisierung 
dieses Projekts unter den jetzigen Be-
dingungen würde eine Verletzung der 

EU-Menschenrechtskonvention – die 
von der Türkei schon 1954 ratifi ziert 
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den, muss davon ausgegangen werden, 
dass es sich hierbei nicht um Einzelfäl-
le oder Unachtsamkeit, sondern um ein 
systematisches Vorgehen von ENCON 
handelt, um die Ablehnung zu verber-
gen. Ein derartiges Vorgehen diskredi-
tiert den RAP vollends. 

Für eine Einschätzung der durchge-
führten Befragungen ist es zudem 
wichtig zu berücksichtigen, dass eine 
freie Meinungsäußerung aufgrund der 
problematischen Menschenrechtssitua-
tion vor Ort nach wie vor eingeschränkt 
ist. Das Klima politischer Repression 
im Überfl utungsgebiet des Ilisu-Stau-
damms erlaubt keine Gesprächssituati-
on, in der die befragten Menschen ihre 
Bedenken, ihre Kritik und ihren Pro-
test frei äußern können.39   

Dass von einer umfassenden Gewähr-
leistung grundlegender demokratischer 
Freiheiten im Südosten der Türkei 
noch keine Rede sein kann, bestätigt 
auch die EU: Der letzte Bericht über 
den Fortschritt der Beitrittsverhand-
lungen mit der Türkei bemerkt, dass  
obwohl „die Regierung ihre Kontrolle 
über das Militär zunehmend behaup-
tet“, „die Streitkräfte in der Türkei 
nach wie vor über eine Reihe informel-
ler Mechanismen Einfl uss” ausüben. 
Der Bericht hält außerdem fest: „In 
zahlreichen Fällen [...] werden Journa-
listen und andere Bürger, die ihre Mei-
nung friedlich äußern, noch rechtlich 
verfolgt“ (Europäische Kommission 
2004, S. 170; S. 55).

Dennoch wird der jahrelang währende 
politische und militärische Konfl ikt 
zwischen türkischer Regierung und 
der kurdischen Bevölkerung im Süd-
osten der Türkei bei den Planungen 
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39 siehe auch Kapitel 2.8 und Kasten 4.

Der jahrelange Konfl ikt in 
der Region wird bei den 
Planungen überhaupt 
nicht berücksichtigt.



wurde - sowie des Artikel 6 des Ver-
trags von Nizza40  nach sich ziehen (s. 
Kap. 2.9)

Darüber hinaus stellen diese Ver-
säumnisse auch eine Verletzung der 
Operational Policies der Weltbank be-
züglich „unfreiwilliger Umsiedlung“ 
(OP 4.12)41 und Umweltverträglich-
keitsprüfung (OP 4.01)42 sowie der 
einschlägigen Richtlinien der OECD 
(OECD DAC Guidelines for Aid Agen-
cies on Involuntary Displacement and 
Resettlement in Development Projects) 
und der Empfehlungen der Weltstau-
dammkommission dar. 

c. Verschlechterung der Lebens-
situation

Für die Bereitstellung neuer Ansied-
lungen verspricht die türkische Regie-
rung, dass es den Betroffenen nach der 
Umsiedlung mindestens genauso gut 
gehen solle wie zuvor (DSI/ENCON 
2005). Eine verbindliche Verpfl ich-
tung, dies auf jeden Fall einhalten zu 
wollen, wie Weltbankstandards es vor-
sehen, geht die Regierung damit aber 
nicht ein.

Es gibt derzeit keinerlei erkennbare 
Strategie, die ökonomischen Proble-
me und die hohe Arbeitslosigkeit in 
der Region erfolgreich zu bekämpfen 
und den Menschen im Zuge des Stau-
dammbaues eine wirtschaftliche und 
soziale Zukunftsperspektive zu eröff-
nen.  

Die Erfahrungen, die mit anderen Um-
siedlungen im Zuge der Staudammbau- 
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ten im GAP bestehen, lassen befürch-
ten, dass die betroffenen Menschen 
durch den Staudammbau wenig Aus-
sicht auf eine Verbesserung ihres Le-
bensstandards haben werden (s. Kapitel 
1). Im Gegenteil, es ist eine dramati-
sche Verschlechterung zu befürchten. 

So ist nicht davon auszugehen, dass 
die Menschen in der Region ausrei-
chend für ihre Verluste entschädigt 
werden. Von 
den 312 km², 
die für den Ilisu-
Stausee gefl utet 
werden, sind ca. 
200 km² frucht-
bares Ackerland. 
Wie Dr. Kudat 
bereits in ihrer 
Kritik des Um-
siedlungsplans 
vom August 
2000 feststellte, 
ist kaum Ersatz-
land vorhanden. 
Insofern ist die 
Möglichkeit, die 
Menschen mit 
Land zu ent-
schädigen, sehr 
begrenzt. 

Im neuen Umsiedlungsplan wird zwar 
ein landwirtschaftlicher Staatsbetrieb 
(Ceylanpinar) genannt, auf dem die 
Umzusiedelnden sich niederlassen 
könnten. Allerdings warten noch Tau-
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Abbildung 6: Dorfbewohnerin in der Umgebung von Hasankeyf
(Foto: Heike Drillisch, WEED)

40 “The Union is founded on the principles of liberty, democracy, respect for human rights and fundamental 
     freedoms, and the rule of law, principles which are common to the Member States.” Article 6 of the Treaty 
     on European Union, 2002.  
41 Siehe Kasten 15
42 Siehe Kasten 17



ihren Landbesitz nicht nachweisen. Es 
wird geschätzt, dass 50 Prozent kei-
ne Landtitel besitzen. Hinzu kommt 
noch ein großer Anteil landloser Fa-
milien (ca. 35 Prozent), die sich mit 
Viehzucht, als Wanderarbeiter oder als 
Tagelöhner in den Städten oder mit an-
deren Gelegenheitsjobs durchschlagen 
müssen (Morivardi 2002, S. 14; Kudat 
2000, S. 12). 

Für diesen besonders armen Teil der 
Bevölkerung sieht der RAP vor, dass 
sie an den neuen Ansiedlungsorten 
mit Hilfe vergünstigter Kredite Häu-
ser bauen können. Da nicht absehbar 
ist, woher diese Menschen nach der 
Umsiedlung ihr Einkommen beziehen 
werden, wird es für sie kein Entrinnen 
aus der Schuldenfalle geben. 

Doch auch die Menschen, die einen 
Kompensationsanspruch für überfl u-
tete Häuser oder Ländereien haben, 
können keine angemessenen Entschä-
digungen erwarten, da nach türki-
schem Enteignungsgesetz lediglich der 
Marktwert erstattet werden muss. Der 
fi nanzielle Wert eines Lehmhauses im 
strukturschwachen Überfl utungsgebiet 
wird jedoch keinesfalls ausreichen, 
ein neues Grundstück und Haus in der 
Stadt zu erwerben. Eine Aufstockung 
der Kompensationen wurde den Be-
troffenen zwar versprochen, ist jedoch 
nicht einklagbar. Dies stellt einen kla-
ren Verstoß gegen internationale best 
practice bei Umsiedlungen dar. 

Völlig ungeklärt ist auch, wie die Ent-
schädigung in den Dörfern geregelt 
werden soll, die während des Bürger-
kriegs verlassen wurden, wo sich zwi-
schenzeitlich aber wieder Menschen 
angesiedelt haben. Der Umsiedlungs-

34
sende von Menschen auf die Zuteilung 
neuen Landes, die von früheren Stau-
dammprojekten betroffen sind. Dass 
sie sich bisher nicht auf Ceylanpinar 
niederlassen konnten, wirft deutliche 
Zweifel an der Bereitschaft der türki-
schen Regierung auf, dieses Gelände 
tatsächlich zur Umsiedlung zu nutzen. 
Sollte im Zuge von Ilisu nun doch eine 
Zuteilung erfolgen, stellt sich die Fra-
ge, ob nicht erst der Anspruch der frü-
heren Umsiedlungsopfer erfüllt wer-
den müsste. 

Als weitere Umsiedlungsoption wird 
genannt, dass diejenigen Bauern, die 
nur einen Teil ihres Landes verlieren, 
auf höher gelegenen Landstrichen neue 
Dörfer beziehen könnten. Dies ver-
nachlässigt jedoch die Tatsache, dass 
dort der Boden wesentlich unfruchtba-
rer ist als im Tal, so dass – abgesehen 
von der Verkleinerung der Landbasis 
– ein viel geringeres Einkommen er-
zielbar wäre.

Etliche Bevölkerungsgruppen haben 
keinerlei Anspruch auf Entschädi-
gung, z. B. Beamte, die in der Region 
arbeiten, und die Betreiber von Ther-
malquellen und Kiesgruben. Darüber 
hinaus ist auch im neuen RAP offen-
sichtlich keine Entschädigung für Bau-
ern ohne Landtitel vorgesehen, obwohl 
das neue türkische Enteignungsgesetz 
dies vorschreibt (s. u.). Dies trifft auf 
viele Kleinbauern in der ebenen Re-
gion zu, in der der Ilisu-Staudamm 
geplant wird. Die Besitzverteilung ist 
hier noch ungleicher als im übrigen 
kurdischen Gebiet. Es handelt sich 
zumeist um Grundstücke von Groß-
grundbesitzern, das kultivierbare Land 
ist unter einigen wenigen Familien 
verteilt. Viele der Kleinbauern können 
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Tausende Betroffene von 
früheren Staudammpro-
jekten warten noch auf 
Entschädigung.

Kreditfi nanzierte Um-
siedlungen und Entschä-
digungen lediglich zum 
Marktwert werden in die 
Schuldenfalle führen.



plan von 2005 erwähnt im Vergleich 
zu 2001 zwar eine höhere Zahl von 
betroffenen Dörfern, gleichzeitig aber 
weniger unbewohnte Siedlungen. Es 
bleibt unklar, ob dies darauf zurückzu-
führen ist, dass Menschen in ihre Häu-
ser zurückgekehrt sind, oder ob sich 
hier andere Menschen niedergelassen 
haben. Insbesondere Dorfschützer (s. 
u.) haben häufi g Land und Häuser der 
Flüchtlinge übernommen. Konfl ikte 
um Entschädigungen zwischen Alt-
eigentümerInnen und neuen Bewoh-
nerInnen sind hier vorprogrammiert. 
Der RAP schweigt zu diesem Problem 
ebenso wie zu der Frage, wie die Be-
sitzerInnen unbewohnter Grundstücke 
ermittelt werden sollen.

Erschwerend kommt hinzu, dass nach 
Angaben von Göc-Der (Verein der Ver-
triebenen) zahlreiche Grundstücke von 
Bauern bei der Umsetzung vergange-
ner Staudammprojekte im Rahmen des 
GAP vom Katasteramt nicht registriert 
worden sind. Gleiches ist im Einzugs-
gebiet des Ilisu-Staudamms zu erwar-
ten. Aus dem neuen Umsiedlungsplan 
geht nicht hervor, ob aktuelle und voll-
ständige Katasterangaben vorliegen.

Vor diesem Hintergrund ist zu befürch-
ten, dass vor allem Großgrundbesitzer 
von Entschädigungszahlungen pro-
fi tieren werden, während die ärmere 
Bevölkerung mehr oder weniger leer 
ausgeht.

Besonders problematisch ist die Tatsa-
che, dass der Umsiedlungsplan keine 
Antwort auf die Frage liefert, wie die 
Umgesiedelten künftig ihren Lebens-
unterhalt bestreiten sollen. Es gibt 
keinen Hinweis auf spezifi sche Maß-
nahmen zur Einkommensgenerierung 
für die Umgesiedelten. Insbesondere 
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bereits Be-
nachteiligte, 
sog. vulne-
rable groups, 
werden völlig 
unzureichend 
daraufhin un-
tersucht, wie 
sie künftig 
ihr Einkom-
men erzielen 
können, ob-
wohl diese 
Gruppen in 
der Rhetorik 
des RAP und 
bei den Befragungen speziell heraus-
gestrichen werden.

Die vorgestellten Möglichkeiten zur 
Einkommensgenerierung für die von 
Umsiedlung betroffene Bevölkerung, 
z. B. beim Bau des Staudamms oder im 
geplanten Touristenzentrum, stehen der 
gesamten Bevölkerung offen. Es fehlt 
eine Analyse, ob die Umzusiedelnden 
über die dafür notwendigen Fertigkei-
ten verfügen. Ebenso fehlen eine fes-
te Verpfl ichtung des Konsortiums, die 
Vertriebenen bevorzugt anzustellen, 
sowie Pläne für spezielle Ausbildungs-
programme. Darüber hinaus sind die Ar-
beitsmöglichkeiten größtenteils auf die 
Bauphase des Staudamms beschränkt. 
Nach der Fertigstellung können maxi-
mal 420 Personen beschäftigt werden 
(Öngür 2006). Es ist daher nicht zu er-
warten, dass die größtenteils nicht aus-
gebildeten UmsiedlerInnen tatsächlich 
eine Beschäftigung fi nden werden und 
es verwundert nicht, dass ca. 70 Pro-
zent der von Göc-Der Befragten nicht 
wissen, wie sie nach einer Umsiedlung 
in die Stadt ihren Lebensunterhalt ver-
dienen könnten. Die verbindliche Ver-
wendung eines Teils der Gewinne, die 
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Abbildung 7: Gehöft eines Dorfes in der Nähe von 
Hasankeyf 

(Foto: Heike Drillisch, WEED).

Der Umsiedlungsplan 
liefert keine Antwort auf 
die Frage, wie die Um-
gesiedelten künftig ihren 
Lebensunterhalt bestre-
iten sollen.



Auch Handan Coskun stellt dazu fest: 

„Die Staudämme bieten keine Alternative zum 
Lebensunterhalt der Frauen. Das Entschädi-
gungsgeld wird an die Männer ausgezahlt. Die 
Frauen besitzen kein Land und sie haben kei-
ne Rechte (...). Das ist der Grund, warum die 
Frauen in ihren Dörfern bleiben möchten.“ 43

Wichtig ist dabei zu bedenken, dass 
der Erhalt der Lebensgrundlagen kei-
ne „Wohltat“ ist, die ein Staat seinen 
Bürgerinnen zukommen lässt, sondern 
dass dies klar und deutlich im sog. 
UN Pakt über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte (WSK-Pakt) als 
Menschenrecht garantiert ist. 

Doch die dargestellten Versäumnisse 
im neuen RAP zeigen, dass durch den 
Bau des Staudamms vor allem Artikel 
11 des ICESCR verletzt würde, der al-
len Menschen das Recht auf einen an-
gemessenen Lebensstandard garantiert, 
denn dies beinhaltet sowohl das Recht 
auf Behausung als auch das Recht auf 
Schutz der Einkommensquellen bzw. 
des Zugangs zu Produktionsmitteln für 
die Ernährung (siehe Kasten 15). 

d. Verschärfung der sozialen Si-
tuation in den Städten, fehlende 
Rückkehrerprogramme

Die meisten der Umgesiedelten wer-
den ein ähnliches Schicksal erleiden 
müssen wie die Tausenden bisher 
schon Vertriebenen und Umgesiedel-
ten in der Region. Vielen wird keine 
andere Wahl bleiben, als in die nahe 
gelegenen Städte zu ziehen. Ca. zwei 
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der Ilisu-Staudamm abwerfen soll, für 
die Entwicklung der Region und die 
Einkommensverbesserung der Um-
gesiedelten (sog. benefi t sharing), ist 
nicht vorgesehen.

Zudem sind einige Maßnahmen, wie z. 
B. Steuernachlasse, für die Zielgruppe 
völlig ungeeignet. Besonders besorg-
niserregend ist die Tatsache, dass nur 
die 555 Haushalte, die staatlich unter-
stützte Umsiedlung wünschen, einen 
Anspruch auf Beschäftigungspro-
gramme o. ä. haben. Der größte Teil 
der Bevölkerung, der angesichts der 
bisherigen Umsiedlungspraxis der tür-
kischen Behörden die Entschädigungs-
zahlungen selbst ausgehändigt bekom-
men möchte, bleibt auf sich selbst 
gestellt. Da die Arbeitslosigkeit in der 
Region bereits sehr hoch ist, sehen die 
Zukunftsperspektiven der meisten Be-
troffenen schlecht aus. 

Vor allem für Frauen wird die Um-
siedlung schwerwiegende Konsequen-
zen haben. Ihre Belange sind bisher 
in den Umsiedlungsplanungen so gut 
wie überhaupt nicht berücksichtigt 
worden. So berichten zum Beispiel 
Frauen aus dem Dorf Meymuniye im 
Flutungsgebiet des Ilisu-Staudamms, 
dass ihre Familien arm sind und ihnen 
kein Land gehört. Die Frauen bauen 
das Notwendigste an und werden dabei 
von den Kindern und Männern unter-
stützt. Die Männer und Jungen gehen 
fi schen. Mit der Vertreibung würden 
sie alles verlieren. Eine Hoffnung auf 
eine neue Lebensperspektive oder gar 
ein angenehmeres Leben haben sie 
nicht (Ronayne 2005a, S.71).
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43 zitiert nach Ronayne 2005b, S. 25.

Der Erhalt der Lebens-
grundlagen ist keine 
„Wohltat“ des Staates, 
sondern verbrieftes Men-
schenrecht.

Frauenbelange sind in 
der Umsiedlungsplanung 
kaum berücksichtigt.



Drittel der Betroffenen haben die Städ-
te Batman und Diyarbakir als Umsied-
lungsziel angegeben. Dies spiegelt das 
fehlende Vertrauen der Bevölkerung in 
die anderen vom Staat angegeben Um-
siedlungsmöglichkeiten wieder.
 
Die Aufnahme mehrerer zehntausender 
Menschen ist durch die Städte kaum 
zu verkraften und würde die ohnehin 
schon dramatische Situation in den 
Elendsvierteln der Region erheblich 
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verschärfen. Programme oder ausrei-
chende zusätzliche Gelder, die einen 
angemessenen Umgang mit diesem 
Problem erlauben würden, wurden den 
lokalen Behörden und Stadtverwaltun-
gen bisher nicht in Aussicht gestellt, 
zumindest haben sie keine Kenntnis 
davon. 

Zugleich ist nicht zu erwarten, dass sich 
die Situation in den Städten durch die 
Rückführung von ehemaligen Flücht-

Zum Scheitern verurteilt: Der Ilisu-Staudamm

Durch den Bau des Ilisu-Dammes würde der Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte der Vereinten 
Nationen (ICESCR) in mehreren Punkten verletzt: 

Durch die Tatsache, dass es keine glaubwürdigen Umsiedlungspläne mit einem umfassenden Social Action Plan 
gibt, wird Art. 1 verletzt, der fordert: ”In keinem Fall darf ein Volk seiner Existenzmittel beraubt werden.“ Die 
Durchsicht des neuen Umsiedlungsplanes des Konsortiums hat noch einmal bestätigt, dass viele Menschen ihre 
Einkommensquellen verlieren werden, ohne dass dafür angemessener Ersatz zur Verfügung gestellt wird. 

Des Weiteren würde der Bau des Staudamms  Art. 11 verletzten, der das Recht auf einen angemessenen Lebens-
standard enthält. In Abs.1 wird er näher defi niert  als das Recht auf Unterbringung, das Recht auf Ernährung sowie 
das Recht auf eine stetige Verbesserung der Lebensbedingungen. Obwohl der Staudamm mit viel Rhetorik als ein 
„Entwicklungsprojekt“ präsentiert wird, zeigt die Planung sowie internationale Erfahrung mit ähnlichen Projekten, 
dass für die Vertreibungsopfer oft Armut und katastrophale Lebensbedingungen die Folge sind. 

Art. 19 des General Comment 744 weist in diesem Zusammenhang nochmals explizit darauf hin, dass Stau-
dammprojekte, wenn sie Artikel 11 nicht verletzen wollen, die Weltbank- und OECD-Richtlinien einhalten sollen. 
Davon kann beim Ilisu-Damm aber keine Rede sein. 

Außerdem wird das in Artikel 12 verbriefte Recht auf Gesundheit insofern verletzt, dass keine klaren Maßnahmen 
erkennbar sind, mit der zu erwartenden Zunahme von Krankheiten im Staudammgebiet umzugehen. 

General Comment 15 zeigt zudem auf, dass das Recht auf Wasser in zweifacher Hinsicht durch den Bau des Pro-
jektes verletzt würde: zum einen fordert §31 alle Staaten auf, ihren internationalen Verpfl ichtungen in Hinsicht auf 
den Zugang zu Wasser für andere Staaten nachzukommen. Konsultationen mit den Nachbarstaaten Syrien und Irak 
haben jedoch offensichtlich nicht stattgefunden. 
Außerdem ist durch Eutrophierungs- und Sedimentierungsprozesse mit einer rapiden Abnahme der Wasserqualität 
zu rechnen, was damit auch das Recht auf Zugang zu sauberem Trinkwasser für die Bevölkerung in der Region 
verletzen könnte.  

Dabei wäre falsch, die Menschenrechtsverletzungen „nur“ der Türkei zuzuschreiben. Zunehmend setzt sich die 
Auffassung durch, dass Staaten auch für die Auswirkungen ihrer Aktivitäten außerhalb des eigenen Landes verant-
wortlich sind. Würden Deutschland, Österreich und die Schweiz Anträgen auf eine staatliche Exportkreditversicher-
ung stattgeben, würden damit auch sie die aus dem Pakt erwachsenden Pfl ichten verletzen.  

Kasten 15: Potentielle Verletzungen des Paktes über wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte (ICESCR) durch den Ilisu-Staudamm

44 “General Comments” sind verbindliche Rechtsinterpretationen des Komitees für wirtschaftliche, soziale 
     und kulturelle Rechte der UNO.

Die Aufnahme 
zehntausender Menschen 
ist durch die umliegenden 
Städte kaum zu ver-
kraften



Rückkehrwillige werden vor allem 
dadurch an einer Rückkehr gehindert, 
dass ihre Häuser und Dörfer komplett 
zerstört wurden und/oder unbewohn-
bar sind, es keine Sicherheitsgarantien 
in abgelegenen Orten gibt und es auf 
dem Land an der nötigen Infrastruktur 
(Elektrizität, Telefonleitungen, Ver-
kehrsverbindungen, Schulen) fehlt. 
Außerdem befi nden sich in vielen ver-
lassenen Dörfern noch Minen. Auch 
extralegale Hinrichtungen durch Mi-
litäreinheiten fi nden noch statt (HRW 
2005b).  

Einer der zentralen Gründe, warum 
so wenige Vertriebene einen offi zi-
ellen Antrag auf Rückführung in ihre 
Dörfer gestellt haben, ist jedoch das 
berüchtigte Dorfschützersystem46, das 
entgegen den Ankündigungen des tür-
kischen Staates bisher keinesfalls ab-
geschafft worden ist. In einigen Fällen 
haben sich die Dorfschützer das Land 
der Vertriebenen angeeignet und sind 
noch heute bereit, zur Verteidigung der 
illegal angeworbenen Besitztümer Ge-
walt anzuwenden (HRW 2005b, S. 9f). 
Rückkehrer werden auch gezwungen, 
sich selbst als Dorfschützer zu Verfü-
gung zu stellen. Eine Entschädigung 
erhalten nur diejenigen, die eine Er-
klärung unterschreiben, nach der ihre 
Häuser und Felder angeblich durch die 
PKK zerstört worden seien.

In ihrem 2003 veröffentlichten Regel-
mäßigen Bericht über die Fortschritte 
der Türkei auf dem Weg zum Beitritt 
nimmt die Europäische Kommission 
erstmals Bezug auf die Lage der Ver-
triebenen und konstatiert: „Das Pro-
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lingen entspannen wird. Die Türkei 
hatte sich gegenüber der UN und der 
EU zwar verpfl ichtet, für die freiwilli-
ge Rückkehr der Vertriebenen zu sor-
gen. Im Vorfeld der Entscheidung über 
die Aufnahme der EU-Beitrittsver-
handlungen bemühte sie sich, eine po-
sitive Bilanz ihrer Rückführungspraxis 
zu zeichnen: ein Drittel der Flüchtlin-
ge – deren Gesamtzahl offi ziell nur auf 
378 000 beziffert wird – seien bereits 
in ihre Heimat zurückgekehrt. 

Nach Angaben von Human Rights 
Watch wartet jedoch die Mehrheit der 
Flüchtlinge noch immer auf die ver-
sprochene Hilfe der türkischen Re-
gierung, um in ihre Heimat zurück-
zukehren: Die tatsächliche Zahl der 
Rückkehrer liegt in einigen Gebieten 
bei weniger als einem Fünftel der of-
fi ziellen Schätzungen (HRW 2005a, 
S.1). Seit sechs Jahren läuft bereits das 
„Rückkehr in die Dörfer“ - Projekt, das 
bisher jedoch kaum Erfolge vorzuwei-
sen hat (HRW 2005b). 
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Ben u Sen ist einer der Slums außerhalb der Stadtmauern Diyarbakirs 
im Südosten der Türkei. Die SlumbewohnerInnen sind weitestgehend 
Vertriebene. Es gibt keine genauen Angaben darüber, wie viele Men-
schen aufgrund von Staudammprojekten nach Diyarbakir vertrieben 
worden sind. 

Die Lebensbedingungen der Vertriebenen in Diyarbakir sind schlecht, 
die Menschen sind sehr arm, es fehlt an Wohnraum, an Arbeit (70 
Prozent Arbeitslosigkeit), an Geld und an Unterstützung. Die Ver-
triebenen beschreiben ihre Lebensumstände als menschenunwürdig 
und betonen, dass das vom türkischen Staat verabschiedete Gesetz 
zur Wiederansiedlung und Entschädigung bisher kaum umgesetzt 
worden ist. Diyarbakir wird viele tausende Umgesiedelte und Ver-
triebene aufnehmen müssen, wenn der Ilisu-Staudamm gebaut wird. 

Kasten 16: Die Situation der Menschen im Stadtteil Ben u Sen45 

45 Interviews mit Vertriebenen und BewohnerInnen im Stadtteil Ben u Sen, WEED/FERN Delegationsreise 
     Juli 2005.
46 Das Dorfschützersystem existierte schon zu Bürgerkriegszeiten. Unter Androhung von Vertreibung und 
     Gewalt wurden einzelne Bewohner kurdischer Dörfer gezwungen, mit dem Militär zu kooperieren. Als sog. 
     Dorfschützer mussten sie PKK-Mitglieder denunzieren, wenn diese im Dorf erschienen. 
   

Das Projekt „Rückkehr 
in die Dörfer“ hat kaum 
Erfolge vorzuweisen.



gramm für die Rückkehr in die Dör-
fer schreitet sehr langsam voran. Um 
die Probleme der Binnenvertriebenen 
zu lösen, die sozioökonomische Ent-
wicklung der Region umfassend vor-
anzutreiben und die kulturellen Rechte 
allgemein zu fördern, sind ernsthafte 
Anstrengungen erforderlich“ (Europä-
ische Kommission 2003, B.1.6.). 

Im Juli 2004 verabschiedete das tür-
kische Parlament zwar ein Entschädi-
gungsgesetz47, nach dem Flüchtlingen 
bereits ab Ende 2004 Kompensationen 
für materielle Schäden zustehen, die 
ihnen zwischen 1987 und 2004 im Ver-
lauf der kriegerischen Auseinanderset-
zungen zugefügt wurden. Es ist jedoch 
nicht bekannt, dass bisher Zahlungen in 
nennenswerter Höhe auf der Grundla-
ge des Entschädigungsgesetzes erfolgt 
sind. Auch Pläne der türkischen Regie-
rung, eine eigenständige Behörde zur 
Rückführung der Binnenvertriebenen 
zu gründen, wurden nicht umgesetzt 
(HRW 2005b, S. 24 ff). 

Die Europäische Union warnt in ihrem 
Fortschrittsbericht von 2004 erneut, 
dass „die Lage der Binnenvertriebenen 
(...) nach wie vor kritisch (ist, d. Verf.) 
und viele unter (...) prekären Bedingun-
gen“ leben (Europäische Kommission 
2004, B.1.3). Auf der Grundlage dieses 
Berichtes forderte das EU-Parlament 
die Türkei auf: „Weitere Maßnahmen 
sollten gezielt die Empfehlungen des 
Sonderbeauftragten für Vertriebene 
des UN-Generalsekretärs aufgreifen“ 
(Europäisches Parlament 2004 a, S. 
172).

Sollte die Türkei derartige Maßnah-
men nicht zügig ergreifen, wird sich 
die soziale Situation in den Städten mit 
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dem Zuzug der Ilisu-Umsiedlungsop-
fer katastrophal verschärfen. 

e. Strukturelle Mängel des Um-
siedlungsplans

Der neue Umsiedlunsplan lässt jedoch 
bezweifeln, ob die türkischen Behör-
den den Anforderungen, die die mas-
senhafte Umsiedlung der Menschen 
aus dem Überfl utungsgebiet stellt, 
überhaupt gewachsen sind. 

Im RAP wird zwar ausführlich be-
schrieben, welche Institutionen in die 
Umsiedlung involviert sein sollen. Ob 
diese überhaupt die Ressourcen und 
die Bereitschaft haben, die ihnen zuge-
dachten Aufgaben auszuführen, bleibt 
jedoch unklar. Einige der erwähnten 
Behörden existieren nicht einmal mehr. 
Vorschläge und ein Budget zur Kapazi-
tätssteigerung und insbesondere dazu, 
wie die Koordination zwischen den 
vielen Stellen organisiert werden soll, 
lässt der RAP völlig vermissen.

Außerdem scheinen die Erweiterun-
gen im türkischen Enteignungsgesetz 
im RAP nicht berücksichtigt zu sein. 
Der RAP bezieht sich zwar explizit 
auf das neue Enteignungsgesetz Nr. 
4650. Doch eine wesentliche Ände-
rung - dass auch traditioneller und ge-
wohnheitlicher Landbesitz Anspruch 
auf Entschädigung begründet - wird 
nicht adäquat umgesetzt. Eine An-
wendung des neuen Gesetzes hätte  
weit reichende Folgen: Im Falle der 
Baku-Tifl is-Ceyhan-Ölpipeline, die 
eine wesentlich geringere Landfl äche 
beanspruchte, war ein immenser Auf-
wand vonnöten, um die vielen Eigen-
tümer der Landparzellen aufzufi nden 
und ihre Entschädigungsansprüche 
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47 Law on Compensation for Damage Arising from Terror and Combating Terror (Law 5233 – “Compensa-
     tion law”).

Der Umsiedlungsplan 
lässt bezweifeln, ob die 
türkischen Behörden den 
Anforderungen gewach-
sen sind.

Das türkische Enteig-
nungsgesetz scheint im 
Umsiedlungsplan nicht 
angemessen berücksich-
tigt zu sein.



schädigenden Personen, die Höhe der 
Kompensationen und der Bedarf an 
zusätzlichen organisatorischen Kapa-
zitäten dramatisch unterschätzt. Völlig 
vernachlässigt werden auch Opportu-
nitätskosten (entgangene Gewinne), da 
bisher vorhandenes Potential, z. B. des 
Tourismus im noch nicht überfl uteten 
Hasankeyf oder die bisherigen land-
wirtschaftlichen Erträge des als Um-
siedlungsort genannten Ceylanpinar, 
nicht mehr genutzt werden können. Es 
ist daher zu erwarten, dass die Kos-
ten für die Umsiedlung die Ausgaben 
für die reinen Bauarbeiten noch über-
schreiten werden.

In einem von der europäischen Ilisu-
Kampagne beauftragten Gutachten 
über den neuen Umsiedlungsplan be-
schreibt Dr. Cernea, dass nach gängi-
ger Praxis bei der Umsiedlungsplanung 
ein völlig anderes Konzept verfolgt 
werden müsste. Während im Ilisu-
RAP die Umsiedlung als eine Kompo-
nente des Staudammbaus behandelt 
wird, ist es heute üblich, bei derarti-
gen Großprojekten die Umsiedlung als 
eigenständiges Entwicklungsprojekt  
durchzuführen, mit dem spezielle In-
stitutionen betraut sind und das über 
ein eigenes Konzept und ein eigenes 
Budget verfügt. Dadurch kann eher si-
chergestellt werden, dass die Umsied-
lung für die Betroffenen eine Chance 
für die Verbesserung ihrer Lebensum-
stände bietet und sie nicht nur aus dem 
Weg geschafft werden, um das Infra-
strukturprojekt zu ermöglichen. 

f. Keine öffentliche Akzeptanz 
für den Ilisu-Staudamm 

Als eine der zentralen Vorausset-
zungen, damit ein Staudammbau er-

40
gerichtlich zu regeln. Die begrenzten 
Kapazitäten der Gerichte würden im 
Falle des Ilisu-Staudamms erst recht 
zu großen Problemen führen.

Auch der Beschwerdemechnanismus, 
der im Umsiedlungsplan vorgesehen 
ist, ist ausgesprochen mangelhaft. 
Zwar ist ausführlich beschrieben, in 
welcher Form Enteignete die festge-
setzte Höhe der Entschädigungen an-
fechten können. Zum einen dürften 
aber die vorgesehenen Strukturen für 
Menschen, die keine Routine im Um-
gang mit Behörden haben, schwer zu 
nutzen sein. Das politische Klima der 
andauernden Repression erschwert den 
Gang zu einer staatlichen Beschwerde-
stelle zusätzlich. 

Problematisch ist jedoch, dass die Was-
serbehörde selbst als Entscheidungs-
stelle über Beschwerden vorgesehen 
ist. Statt eine unabhängige Schlich-
tungsinstanz einzusetzen, wird hier der 
Bock zum Gärtner gemacht. Zudem 
ist überhaupt keine Beschwerdemög-
lichkeit für Angelegenheiten jenseits 
der Kompensationshöhe vorgesehen. 
So sind zum Beispiel die Errichtung 
neuer Infrastruktur, die Bereitstellung 
neuer Einkommensmöglichkeiten u. ä. 
in keiner Weise einklagbar. Das Bei-
spiel bereits fertig gestellter Staudäm-
me lässt befürchten, dass dadurch auch 
die vom Ilisu-Staudamm Betroffenen 
jahrelang in unfertigen Dörfern ohne 
Erwerbsquelle ausharren müssen. 

Dies gilt umso mehr, als entgegen 
Weltbankstandards noch immer kein 
umfassendes Umsiedlungsbudget exis-
tiert. Die Kosten für die Umsiedlung 
werden auf ca. 1 Mrd. € beziffert. Da-
bei werden jedoch die Zahl der zu ent-
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Beim Beschwerdemecha-
nismus wird der Bock 
zum Gärtner gemacht.

Laut Umsiedlungsexperte 
Cernea muss ein völlig 
anderes Planungskon-
zept verfolgt werden.



folgreich ist, benennt die WCD die öf-
fentliche Akzeptanz für geplante Stau-
dammbauten:  

„Die Entscheidungsverfahren müssen die effek-
tive Mitwirkung aller Gruppen ermöglichen und 
zur nachweislichen Akzeptanz von Grundsatz-
entscheidungen führen.“ (WCD 2000, S.18)

Laut türkischem Menschenrechtsver-
ein (IHD) ist die Mehrzahl der Bevöl-
kerung in der vom Ilisu-Staudamm 
betroffenen Region eindeutig gegen 
den Bau des Staudamms und befürch-
tet vor allem Nachteile. Die Ankün-
digungen der türkischen Regierung, 
dass es den Menschen nach der Um-
siedlung nicht schlechter als vorher ge-
hen soll, werden als reine Propaganda 
eingeschätzt. Die ablehnende Haltung 
gegenüber dem Ilisu-Staudamm wird 
durch Gespräche und Interviews von 
verschiedensten europäischen Delega-
tionen in die Region bestätigt (s. auch 
ORF 2005). Die jüngst vom Vertriebe-
nen-Verband Göc-Der durchgeführte 
Umfrage in der Provinz Batman stellt 
fest, dass insgesamt über 80 Prozent 
der befragten Menschen im Überfl u-
tungsgebiet den Staudammbau und die 
damit verbundene Umsiedlung negativ 
bewerten und sich gegen eine Umset-
zung des Projekts aussprechen.

„Die wenigen, die sich in der Vergangenheit 
dafür ausgesprochen haben, glauben, dass eine 
Kompensation sie aus ihrer schwierigen Le-
benslage retten wird. Dieser Staudamm wird 
jedoch keinen Wohlstand bringen, sondern nur 
Nachteile.“ 48   

Eine Frau aus dem Dorf Meymuniye, 
welches durch den Ilisu-Stausee über-
fl utet werden soll, klagt: 

„Niemand in den umliegenden Dörfern oder in 
Hasankeyf möchte den Staudamm.“ (Ronayne 
2002, S. 71) 
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Im Gespräch mit einer Delegation (Ro-
nayne 2005b) äußerten sich männliche 
Mitglieder aus den Dörfern Yazlica 
und Caletepe in der Provinz Sirnak, die 
nach Batman vertrieben worden sind, 
defi nitiv gegen den Staudamm. Ob-
wohl ihre Dörfer von der Überfl utung 
durch den Ilisu-Stausee bedroht sind, 
wurden sie bisher nicht konsultiert. 
Ein Dorfmitglied aus Caltepe äußerte 
der Delegation gegenüber: 

„Ich akzeptiere keine Kompensationen, auch 
wenn sie mir ganz Batman geben würden. Ich 
möchte zurück in mein Dorf. Die Zerstörung 
von Geschichte werde ich nie akzeptieren. 
Wenn sie sagen, dass sie uns informiert hätten, 
lügen sie. Sie [der türkische Staat] lügt überall, 
sie lügen die EU an und die EU hört auf die 
Menschen mit Macht und Geld.“

Ein anderes männliches Dorfmitglied 
ging so weit zu sagen, dass er seit lan-
gem auf die Rückkehr in sein Dorf 
Yazlica wartet und das Konsortium so-
wie Geldgeber wissen sollten, dass er 
sich selbst verbrennen würde, falls sein 
Dorf in den Fluten untergehen sollte. 
Mit der Überfl utung würde sein Leben 
keinen Sinn mehr ergeben (Ronayne 
2005a, S. 73, Fußnoten 292, 293).

Weit verbreitet ist auch die Auffas-
sung, dass der türkische Staat mit dem 
Ilisu-Staudamm vor allem die Absicht 
verfolge, durch den Ilisu-Stausee die 
kurdischen Dörfer und Provinzen von-
einander zu trennen, um die Gegend 
besser kontrollieren zu können. Dies 
wird von vielen Betroffenen als Ver-
letzung ihrer kurdischen Identität emp-
funden und ist ein zusätzlicher Grund 
für die weit verbreitete Ablehnung des 
Staudamms. 

Einige der Betroffenen erhoffen sich 
von der Umsiedlung aber auch ein bes-
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48 Interview mit Mitgliedern vom Menschenrechtsverein - WEED/FERN Delegation, 14.07.2005.

Laut Menschenrechts-
verein ist die Mehrzahl 
der Bevölkerung in der 
betroffenen Region 
eindeutig gegen den Bau 
und befürchtet vor allem 
Nachteile.



über die Runden, müssen uns im Winter Geld 
von den Schwiegereltern leihen, weil wir das 
Futter für die Tiere kaufen müssen. Mehrere 
meiner Schwager leben in Batman und haben 
da Arbeit, da will ich auch hin.“

Diese Aussagen spiegeln die Situation 
wieder, dass die Region über Jahrzehn-
te von staatlichen Stellen vernachläs-
sigt wurde und keine alternativen Ent-
wicklungsmodelle angeboten werden. 
Dass ein Leben in der Stadt tatsächlich 
Vorteile für einen Großteil der Betrof-
fenen bringt, muss angesichts der ge-
schilderten Mängel im Umsiedlungs-
programm bezweifelt werden.

g. Klare Verfehlung internatio-
naler Standards bei der Umsied-
lungsplanung

Die Praxis bei der Erstellung des neu-
en Umsiedlungsplans macht deutlich, 
dass die Kritik an der alten Umsied-
lungsplanung der türkischen Regierung 
nach wie vor aktuell ist: die Interessen 
der betroffenen Menschen bleiben au-
ßen vor. Die Einhaltung internationaler 
Standards wird klar verfehlt.

Die Umsiedlungsrichtlinie der Welt-
bank (OP 4.12) verlangt, dass die 
Lebensverhältnisse der von Umsied-
lung betroffenen Menschen nach der 
Umsiedlung zumindest denen davor 
gleichwertig sein müssen. Die inter-
nationalen Erfahrungen mit Infra-
strukturprojekten vom Ausmaß des 
geplanten Ilisu-Staudamms zeigen 
zudem deutlich, dass Konsultationen 
mit der betroffenen Bevölkerung und 
ein damit einhergehender Einfl uss auf 
die Projektplanung unabdingbar sind, 
damit ein ausreichender Schutz ihrer 
Interessen gewahrt werden kann. Auch 
dies spiegelt sich in den Weltbankstan-
dards wider. 
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seres Leben. Auf der jüngsten Delega-
tionsreise (Ende Oktober 2005) sagten 
zwei Frauen im Alter zwischen 30 und 
40 Jahren aus einem Dorf nahe Hasan-
keyf:  

„Mein Sohn ist vor 2 Monaten bei einem Unfall 
gestorben. Ich will nicht, dass sein Grab über-
fl utet wird. Und ich will nicht in der Stadt leben 
ohne Einkommen. Wenn ich schon umziehen 
muss, dann will ich eine Verbesserung meines 
Lebensstandards. Dann ist der Umzug okay.“ 

„Ich will nach Batman ziehen, weil ich mich in 
meinem Dorf langweile. Ich habe 6 Kinder und 
das Leben ist sehr hart. Wir kommen hier kaum 
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Zentrale Kritik am altenUmsiedlungsplan 
200049 

Zentrale Kritik 
am neuen Umsied-

lungsplan 2005
Entgegen Weltbank- und OECD-Standards 

wurden  kaum Alternativen zum Ilisu-Projekt 
berücksichtigt.

Bleibt bestehen

Die Genehmigung des Projekts fand statt, 
bevor ein Umsiedlungsplan erstellt wurde, dies 
entspricht weder Weltbank- noch OECD-Stan-

dards.

Bleibt bestehen

Entgegen Weltbank-Standards wurde keine 
vollständige sozio-ökonomische Erhebung 

durchgeführt; entscheidende Daten über 
Landrechte, die Einkommensstruktur der 

Betroffenen, die Arbeitssituation in den Auf-
nahmestädten u.a. fehlen.

Bleibt bestehen

Entgegen Weltbank- und OECD-Standards 
besteht keine Bereitschaft der Regierung, ein 

ausreichendes Budget für die Umsiedlung 
bereitzustellen. 

Bleibt bestehen

Entgegen Weltbank- und OECD-Standrads wur-
den Frauenbelange nicht gesondert untersucht. 

Bleibt bestehen

Entgegen Weltbankstandards wird sich die 
sozioökonomische Lage der Umgesiedelten 

voraussichtlich verschlechtern. Adäquate Pro-
gramme, um die Umgesiedelten auf ihr neues 

Leben vorzubereiten oder sie nach der Umsied-
lung zu betreuen, sind nicht erkennbar. 

Bleibt bestehen

Zur Umsetzung der „best practice“-Richtli-
nien von Weltbank und OECD sind noch tief 

greifende institutionelle Reformen in der Türkei 
nötig.

Bleibt bestehen

Tabelle 2: Kritik am alten Umsiedlungsplan noch aktuell

49 nach Kudat 2000.



Entgegen der 
We l t b a n k s t a n -
dards fordern die 
Empfehlungen der 
We l t s t a u d a m m -
kommission eine 
Verbesserung des 
Lebensstandards 
der Betroffenen: 
Eine der sieben 
strategischen Pri-
oritäten, die die 
WCD zur Entschei-
dungsfi ndung beim 
Bau von Großstau-
dämmen vorsieht, 
ist, dass nachteilig 
betroffene Menschen zu den bevorzug-
ten Nutznießern des Projekts gehören. 
Die Weltbank bezeichnet dies zwar 
auch als wünschenswert, hält jedoch 
eine Wiederherstellung der Einkom-
men und Lebensstandards für ausrei-
chend. Dies vernachlässigt, dass in der 
langen Planungsphase von Staudäm-
men das Einkommen der AnwohnerIn-
nen meistens schon deutlich sinkt und 
eine Umsiedlung in der Regel zu einer 
wesentlich höheren Abhängigkeit von 
Geldvermögen führt, da gemeinschaft-
lich genutzte Ressourcen vom Stausee 
vernichtet werden. 

Bisher verhindern jedoch die türkischen 
Gesetze, dass die Umsiedlung auch nur 
die geringeren Weltbankstandards ein-
hält. So gibt es in der Türkei laut Ein-
schätzung des ehemaligen Weltbank-
experten Dr. Cernea kein eigentliches 
Umsiedlungsgesetz, sondern lediglich 
ein Enteignungsgesetz. Weder wird 
die Minimierung von Umsiedlung ver-
langt noch eine Strategie zur Wieder-
beschaffung von Einkommen für die 
Umgesiedelten. Der Ausschluss ver-
schiedener „Betroffenen-Kategorien“ 
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von Entschädigungszahlungen und die 
Gewährung der Entschädigung zum 
Marktwert des zerstörten Eigentums 
widersprechen ebenfalls internationa-
len Standards. 

Zudem fehlt dem Umsiedlungsplan 
eine klare Aussage zu den Hauptprin-
zipien und Zielen, die mit dem RAP 
verfolgt werden, und ermöglicht somit 
auch keine Bewertung, ob diese Ziele 
mit den vorgeschlagenen Maßnahmen 
erreicht werden können.

Dr. Cernea, der über zwei Jahrzehnte 
die Weltbank beraten hat und die Um-
siedlungsrichtlinien der Weltbank und 
der OECD mitkonzipiert hat, kommt 
daher zu dem Schluss, dass ange-
sichts: 
 
• der fehlenden Übereinstimmung tür-
  kischer Gesetze mit internationalen 
  Standards; 
• der fehlenden Eignung bestehender 
  Institutionen und Kapazitäten ange-
  sichts der bevorstehenden Aufgaben; 
• der Inkonsistenz und Lückenhaftig
  keit des Umsiedlungsplans in vielen 
  Punkten 
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OP 4.12 stellt die Weltbankpolitik bezüglich „unfreiwilliger Umsiedlung“ im Rahmen 
von Projekten dar. Dabei werden u.a. Maßnahmen dargestellt, um das Armutsrisiko für 
die Projektbetroffenen abzufedern.
 
Zentral dabei ist, dass die Betroffenen nach der Umsiedlung bezüglich ihres Lebens-
standards mindestens so gut gestellt sein müssen wie vor dem Projekt. 

Außerdem werden die Anforderungen an einen Umsiedlungsplan bezüglich Inhalt, 
Partizipation der Bevölkerung, sowie die nötigen Monitoring-Mechanismen dargestellt ( 
z.B. Entwicklung von klaren Indikatoren, Partizipation der Betroffenen in den Monitor-
ing- Institutionen). 

Des weiteren schreibt die Richtlinie vor, dass die Umsiedlungspläne in einer Form und 
Sprache zu Verfügung stehen müssen, die von den Betroffenen verstanden wird. 

www.worldbank.org

Kasten 17: Weltbankstandard OP 4.12 

Das türkische Enteig-
nungsgesetz ist kein 
wirkliches Umsiedlungs-
gesetz.



in der Türkei. Unter abassidischer, per-
sischer, römischer, byzantinischer und 
osmanischer Herrschaft behauptete 
die Stadt ihre besondere Stellung. An 
der Seidenstraße gelegen, war sie ein 
bedeutendes überregionales ökonomi-
sches Zentrum. Seit dem Mittelalter ist 
der Ort auch eine Pilgerstätte für viele 
Muslime, das Grabmal Iman Abdullahs 
zieht jährlich nicht weniger als 30.000 
Pilger an. 

Die einzigartigen Zeugnisse der Ver-
gangenheit, wie die Pfeiler einer ge-
waltigen mittelalterlichen Brücke, Mo-
scheen aus dem 15. Jahrhundert, eine 
Raubritterfestung und zehntausende 
Höhlen, von denen einige wenige bis 
heute bewohnt werden, sollen in den 
Fluten des Stausees untergehen. Doch 
Hasankeyf ist nicht nur für seine Be-
wohnerInnen und die kurdische und 
türkische Kultur von zentraler Bedeu-
tung. Die Stadt ist auch als Kulturgut 
der gesamten Menschheit von un-
schätzbarem Wert.

Aufgrund seiner Bedeutung wurde Ha-
sankeyf bereits 1978 vom türkischen 
Kulturministerium voller archäologi-
scher Schutz gewährt. 1981 wurden 
insgesamt 22 Bauten in den Rang von 
Kulturdenkmälern der ersten Kate-
gorie erhoben, darunter Hasankeyf. 
Diese Kulturgüter genießen höchsten 
Schutz. Jeglicher Eingriff bedarf da-
her der Genehmigung des Direkto-
riums für den Schutz kultureller und 
natürlicher Güter in Diyarbakir. Die-
se Behörde wurde aber bis jetzt nicht 
einmal eingeschaltet. Außerdem unter-
zeichnete die Türkei 1983 die Pariser 
UNESCO-Konvention für den Erhalt 
des kulturellen und natürlichen Erbes 
der Welt vom November 1972. Damit 
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die jetzt vorliegende RAP-Version nicht 
als Grundlage für eine Entscheidung 
über Exportkreditversicherungen, Kre-
dite und den Baubeginn dienen kann. 
Dr. Cernea fordert eine Neuerstellung 
des Umsiedlungsplans auf der Grund-
lage eines neuen Konzepts. 

2.5. Kulturgüter 

Das Gebiet, auf dem der Ilisu-Stausee 
errichtet werden soll, beherbergt eine 
Vielzahl historisch  bedeutsamer Stät-
ten. Bereits in der Steinzeit siedelten 
sich hier Menschen an, errichteten vor 
über 9000 Jahren feste Siedlungen, 
betrieben Ackerbau und begannen, 
Tempel zur Verehrung von Göttern zu 
errichten. Später kreuzten sich dort As-
syrer, Perser, Griechen, Römer, Abas-
siden, Byzantiner und Seldschuken. 
Der Ilisu-Staudamm würde die Spuren 
dieser Kulturen für immer auslöschen. 
Mit der Überfl utung von ca. 200 Klein-
städten, Dörfern und Weilern, von 
Gärten und Auengehölzen, Wiesen, 
Weiden und Feldern, Kiesbänken und 
Steilufern ginge zudem die einzigarti-
ge Kulturlandschaft des Tigristals für 
immer verloren.

a. Flutung der historischen Stadt 
Hasankeyf 

Besonders umstritten ist die Entschei-
dung der türkischen Regierung, mit 
dem Bau des Ilisu-Staudamms die 
antike Stadt Hasankeyf zu fl uten. Mit 
seiner mehrere tausend Jahre alten Ver-
gangenheit birgt dieser Ort ein reichhal-
tiges historisches Erbe verschiedenster 
Zivilisationen und Völker. Hasankeyf 
ist ein bedeutender Ort der assyri-
schen, christlichen, abassidisch-isla-
mischen und osmanischen Geschichte 
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Die jetzt vorliegende 
Fassung des Umsied-
lungsplans kann nicht 
als Grundlage für eine 
Entscheidung über 
Exportkreditversicher-
ungen, Kredite und den 
Baubeginn dienen, meint 
Weltbankexperte Cernea.

Einzigartige Zeugnisse 
der Vergangenheit sollen 
in den Fluten des Stau-
sees untergehen.



verpfl ichtete sich das Land, eine Aus-
wahl von Naturgebieten, Denkmälern 
und historischen Stätten zu schützen 
und gegebenenfalls ihre Aufnahme 
in die Liste des „Weltkulturerbes“ zu 
beantragen.50 Außerdem unterschrieb 
die Türkei im Januar 1992 das Euro-
päische Übereinkommen zum Schutz 
des archäologischen Erbes (revidiert), 
das im Mai 2000 in Kraft getreten 
ist.51 Darin wird explizit die Not-
wendigkeit des Schutzes von Kultur-
gütern im Zusammenhang mit Ent-
wicklungsprojekten hervorgehoben.

Auch das EU-Parlament wies auf die 
hohe kulturelle Bedeutung Hasankey-
fs und der anderen Kulturgüter in der 
Region hin und forderte die Türkei 
auf, „ihre Wahrnehmung ethnischer 
und religiöser Minderheiten grund-
legend zum Positiven zu verändern, 
beispielsweise indem sie deren Bei-
trag zum kulturellen Erbe des Landes 
würdigt“ und fordert insbesondere, 
„dass die türkische Regierung einige 
dieser besonderen Beiträge wie bei-
spielsweise Hasankeyf, Ani, Zeugma 
oder Aghtamar für wert befi ndet, in die 
UNESCO-Liste des Weltkulturerbes 
aufgenommen zu werden“ (Europäi-
sches Parlament 2004, S. 9). Dies ist 
bis heute nicht passiert.

Es ist offensichtlich, dass es für die 
türkische Regierung längst beschlos-
sene Sache ist, das archäologische und 
kulturelle Erbe Hasankeyfs und andere 
Kulturgüter unter den Fluten des Ilisu-
Staudamms zu begraben – und damit 
zu zerstören. 

In der Türkei selbst besitzt die Stadt 
Hasankeyf einen hohen Symbolwert.
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Daher entzündete sich an der drohen-
den Flutung von Hasankeyf bereits 
beim ersten Projektanlauf der Protest 
vor Ort. Mittlerweile ruft der geplante 
Untergang der Stadt auch im Westen 
der Türkei Widerspruch hervor. Eine 
Änderung des Projektdesigns für den 
Staudamm, um die Stadt vor der Über-
fl utung zu bewahren, wurde bei den 
neuen Planungen jedoch nicht vorge-
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Abbildung 8: Das markante Minarett der Rizk-
Moschee in Hasankeyf. Nach der Überfl utung 

wird nur noch die Spitze zu sehen sein. 
(Foto: Heike Drillisch, WEED)

50 zur Ratifi zierung der UNESCO-Konvention durch die Türkei siehe: http://whc.unesco.org/en/statesparties/
     tr.
51 European Council, European Convention on the Protection of Archaelogical Heritage (Revised).URL: 
     http://conventions.coe.int/Treaty/en/Treaties/Html/143.htm. Hildyard 2001, S. 76.



rium, Kulturbehörden sowie private 
Sponsoren55  vertreten.

Ziel des Pojekts ist es, 

• einige bedeutsame Denkmäler zu re-   
  staurieren und an anderer Stelle wie
  der aufzubauen;
• andere archäologische Stätten inner- 
  und außerhalb Hasankeyfs auszugra-
  ben und zu dokumentieren;
• aus der antiken Zitadelle auf dem - 
  Hasankeyf und den geplanten Stau-
  see überragenden - Steilufer einen
  archäologischen Park zu schaffen.56 

Für die ‚Rettungsarbeiten’ in Hasan-
keyf hat die türkische Regierung im 
Projektbudget 30 Millionen Euro ein-
geplant. Für Klassifi zierungs- und 
Ausgrabungsarbeiten (sowie die Um-
siedlung bedeutender Denkmäler) im 
restlichen Überfl utungsgebiet außer-
halb Hasankeyfs werden zusätzlich 53 
Millionen Euro veranschlagt. Diese 
Beträge sollen aus dem Ministerium 
für Kultur und Tourismus, von DSI, 
GAP sowie internationalen Kreditge-
bern aufgebracht werden. Das auslän-
dische Konsortium steuert 25 Millio-
nen Euro bei. 

c. Blinde Flecken im Rettungs-
plan 

Vom Bau des Staudamms bis zur Über-
fl utung sollen sieben Jahre vergehen. 
In dieser Zeitspanne ist es unmöglich, 
auch nur die wichtigsten Artefakte vor 
den Fluten zu bewahren. Vergleichbare 
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nommen. Allerdings kündigte die tür-
kische Regierung Verbesserungen hin-
sichtlich des Umgangs mit der antiken 
Stadt Hasankeyf an. 

b. Angekündigte „Rettung“ des 
kulturellen Erbes  

1998 wurde zwischen dem türkischen 
Kulturministerium, der Wasserbehör-
de DSI und der Middle East Technical 
University (METU) eine Vereinbarung 
getroffen, um die vom Ilisu-Staudamm 
bedrohten Kulturgüter zu retten.53 Das 
METU-Centre for Research and As-
sessment of the Historic Environment 
(TACDAM) hat die wissenschaftliche 
Leitung der Grabungen übernommen. 
Seitdem hat sich eine Vielzahl türki-
scher und ausländischer Universitä-
ten und Forschungseinrichtungen54 an 
dem Projekt beteiligt. Auch türkische 
Museen sind in die Aufsicht über ein-
zelne Forschungen involviert. Im stee-
ring committee des ‚Rettungsprojekts’ 
sind neben Vertretern der METU-Uni
versität und TACDAM auch die Was-
serbehörde DSI, das GAP-Direkto-
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“Die Siedlung von Hasankeyf wird vollständig unter den Stauwas-
sern des Ilisu- Damms versinken und damit alle dort existieren-
den Kulturgüter. Die dort ausgeführten archäologischen Arbeiten 
versuchen, die Kulturgüter über und unter der Erde zu retten, zu 
dokumentieren und nach Möglichkeit in Sicherheit zu bringen.“

Homepage der türkischen Regierung zum GAP52 

Kasten 18: Beschlossene Sache: die Flutung von Hasankeyf

52 http://www.gapturkiye.gen.tr/deu/kultur/index.html  (5.10.2005).
53 Die Vereinbarung regelt gleichzeitig Rettungsarbeiten für vom Karkamis-Staudamm am Euphrat bedrohte 
     Kulturgüter. Da dieser bereits im Jahr 2002 fertig gestellt werden sollte, lag der Schwerpunkt der Arbeit 
     zuerst in dieser Region. Die Arbeit im Ilisu-Gebiet kam nur schleppend voran.
54 Darunter die Universitäten von Bryn Mawr, Binghampton, Utah, Akron, Münster, München und Rom 
     sowie das American Research Insitute (ARIT), das Deutsche Archäologische Institut, das Prager Orientin-
     stitut und das Französische Anatolian Research Institute.
55 Hilton Hotels und  Hewlett Packard
56 s. URL: http://www.metu.edu.tr/home/wwwmuze/tacdam2002/.



Ausgrabungen im ähnlich bedeuten-
den Ephesus dauern bereits seit 100 
Jahren an.57  Zudem ist Hasankeyf als 
„lebendes Museum“ mit seinen vielen 
Höhlen, archäologischen Schätzen und 
fi ligranen Belegen mittelalterlicher 
Baukunst nicht einfach an einem ande-
ren Ort aufzubauen. Insbesondere die 
einmalige Lage am Steilufer des Tig-
ris und die daraus resultierende Ver-
zahnung von Natur und Kultur lässt 
sich anderenorts nicht rekonstruieren. 
Zudem weist Zeynep Ahunbay von 
der Technischen Universität Istanbul 
und Mitglied im Nationalen Komitee 
von ICOMOS58 darauf hin, dass die 
Bauweise vieler Monumente einen 
Transport und Wiederaufbau ohne 
große Zerstörungen unmöglich macht 
(Ahunbay 2006).

Dennoch sollen die kurzen Zeitspan-
nen durchgesetzt werden, ungeachtet 
der Einigkeit unter Experten, dass die 
historische und archäologische Bedeu-
tung der antiken Stadt noch weitest-
gehend unerforscht ist. Noch weniger 
Beachtung haben die bekannten und 
vermuteten historischen Stätten in der 
Umgebung von Hasankeyf erfahren, 
für die es bisher überhaupt nur ansatz-
weise eine kartographische Erfassung 
gibt. Welche kulturellen Schätze mit 
den Hunderten archäologischen Stät-
ten im Überfl utungsgebiet verloren 
gehen würden, lässt sich nicht einmal 
vermuten.

ArchäologInnen kritisieren zudem, 
dass TACDAM sowie die vor Ort tä-
tigen türkischen und internationalen 
Grabungsteams mehr oder weniger 
willkürlich je nach ihrem eigenen In-
teresse bestimmte Forschungsaspekte 
auswählen. Türkische Wissenschaftler-
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Innen spezialisierten sich z. B. stark 
auf die Blütezeit Hasankeyfs im Mit-
telalter (ohne dabei zu erwähnen, dass 
die damaligen Dynastien kurdisch wa-
ren), während ausländische Forscher-
Innen Stätten untersuchten, die zu 
ihrem jeweiligen Forschungsschwer-
punkt passten. Es wird kritisiert, dass 
weder eine Strategie noch bestimmte 
Entscheidungskriterien erkennbar sind, 
anhand derer Grabungsstätten ausge-
wählt würden. Auf der Website von 
TACDAM sind zwar jährliche Fort-
schrittsberichte der Teams zu fi nden, 
aber es gibt keinerlei Angaben, was in 
der verbleibenden Zeit erreicht werden 
soll. Von einem „Rettungsplan“ kann 
daher nicht die Rede sein.
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Abbildung 9: Fensterportal in der alten Festung 
oberhalb Hasankeyfs

(Foto: Heike Drillisch, WEED) 

57 Kurdish Human Rights Project et al., S. 77
58 International Council on Monuments and Sites.

Weder eine Strategie 
noch bestimmte Ents-
cheidungskriterien für die 
Auswahl er Grabungsstät-
ten sind erkennbar.



Zudem wird von ExpertInnen erhebli-
che Kritik an den bereits durchgeführ-
ten Ausgrabungen (2002 – 2004) in 
Hasankeyf geübt. Die bisherigen Ar-
beiten seien mangelhaft gewesen und 
ließen bis heute an Kompetenz und 
Sorgfalt zu wünschen übrig. Durch 
eine unprofessionelle Vorgehenswei-
se seien so u.a. bei Vermessungen er-
hebliche Schäden an den Kulturgütern 
verursacht worden. Eine angemessene 
Erfassung und Bemessung der vorhan-
denen Kulturgüter sei nicht erfolgt. 

Zudem scheinen nicht einmal alle zur 
Verfügung stehenden Ressourcen für 
die Rettung der von Überfl utung be-
drohten Stätten verwandt zu werden. 
Im Sommer 2005 wurden zum Beispiel 
in der Zitadelle oberhalb Hasankeyfs 
Arbeiten durchgeführt, etliche Gebäu-
de wurden freigelegt. Die Zitadelle ist 
vom Bau des Staudamms jedoch gar 
nicht betroffen, da sie sehr hoch liegt. 
Dass diese Arbeiten überhaupt zum 
jetzigen Zeitpunkt durchgeführt wer-
den, anstelle sich angesichts der knap-
pen Zeit auf Arbeiten in den Über-
fl utungsgebieten zu konzentrieren, 
ist nicht nachvollziehbar. Dies hängt 
wohl eher damit zusammen, dass die 
Zitadelle zum Tourismuszentrum aus-
gebaut werden soll – der Rest geht in 
den Fluten unter. 

Inzwischen hat das DSI nach der Aus-
sage von ArchäologInnen60 den Vertrag 
mit TACDAM gekündigt. Als Gründe 
werden Korruption und Inkompetenz 
genannt. Sollte sich dies auch offi zi-
ell bestätigen, würde die Kritik von 
NGOs und unabhängigen ExpertIn-
nen bestätigt werden, die seit langem 

48
Ein gravierendes Manko der kulturhis-
torischen Rettungsarbeiten ist zudem 
die einseitige Fokussierung auf die 
länger zurück liegende „glorreiche“ 
Vergangenheit. Die jüngere Geschichte 
wird völlig vernachlässigt. Wie Mag-
gie Ronayne aufzeigt (Ronayne 2005) 
besteht z. B. die Gefahr, dass unter 
dem Stausee auch Beweise für im letz-
ten Jahrhundert begangene Verbrechen 
verschwinden, z. B.  Massengräber 
von im Bürgerkrieg Verschwundenen 
und zerstörte Dörfer. Auch die armeni-
sche Geschichte, z. B. die Funktion der 
Höhlen als Verstecke zur Zeit der Ver-
folgung, wird außer Acht gelassen. Ein 
wichtiger Aspekt, der erforscht werden 
müsste, ist die Bedeutung bestimmter 
Orte für die jetzt im Gebiet ansässige 
Bevölkerung. Die mündlich überlie-
ferte Tradition in die Forschung ein-
zubeziehen ist im sog. „Rettungsplan“ 
von TACDAM jedoch überhaupt nicht 
vorgesehen. 

d. Bisher durchgeführte Maß-
nahmen 

Wie Mitglieder einer Delegationsrei-
se nach Hasankeyf im Oktober 2005 
feststellten, sind im Verlauf der letzten 
fünf Jahre sichtbare Fortschritte erzielt 
und etliche antike Gebäudekomplexe 
freigelegt worden.59 Zieht man jedoch 
in Betracht, wie wenig Zeit bis zur ge-
planten Flutung der Ilisu-Region zur 
Verfügung steht, wird offensichtlich, 
wie aussichtslos das Unterfangen ist, 
den kulturellen Reichtum im Überfl u-
tungsgebiet auch nur annähernd doku-
mentieren zu wollen.
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59 VertreterInnen von WEED und The Corner House besuchten Hasankeyf im Oktober 2000, sowie im 
     Okober 2005.
60 Die folgenden Informationen gehen auf ein Interview zurück, dass WEED mit der Archäologin Maggie 
     Ronayne im Oktober 2005 in Diyarbakir geführt hat.

Die jüngere Geschichte 
wird völlig vernachlässigt.

Durch eine unprofes-
sionelle Vorgehensweise 
seien erhebliche Schäden 
an den Kulturgütern ver-
ursacht worden.



auf die mangelhaften Ausgrabungsar-
beiten hinweisen. Durch die unzurei-
chende institutionelle Verankerung der 
archäologischen Arbeiten wurde die 
so kostbare knappe Zeit offensichtlich 
noch einmal zusätzlich verschwendet. 
Wie die Zuständigkeiten künftig gere-
gelt sein sollen, ist derzeit noch unklar. 
Es ist zu befürchten, dass weitere Zeit 
ohne umfassende Fortschritte verloren 
geht und nur bestimmte Aspekte er-
forscht werden.61    

e. Umsetzung des neuen Ret-
tungsplanes unrealistisch

Im Rahmen ihrer Analyse der neuen 
UVP befragte die europäische Ilisu-
Kampagne62 verschiedene Archäolo-
gInnen, die auf Erfahrungen mit Aus-
grabungen in der Ilisu-Region oder an 
anderer Stelle in der Türkei zurückgrei-
fen konnten. Unabhängig von der Fra-
ge, ob der Rettungsplan geeignet ist, 
das kulturelle Erbe der Region zu be-
wahren und ob er internationalen Stan-
dards für derartige Projekte entspricht, 
wurden dabei eklatante Probleme be-
züglich der Umsetzbarkeit der im Plan 
dargestellten Maßnahmen offenbart (s. 
Ilisu Campaign Europe 2006).  

Zum einen ist der angegebene Zeitplan 
völlig unrealistisch. So wird davon 
ausgegangen, dass im Jahr 10 Mona-
te gearbeitet werden könne, was nach 
Einschätzung von ExpertInnen auf 
völlig falschen Annahmen basiert. 
Nach deren Einschätzung erlaubt ers-
tens die Wetterlage nur Arbeiten wäh-
rend 7 Monaten im Jahr, und zweitens 
verzögert sich der Arbeitsbeginn üb-
licherweise um mehrere Monate, da 
Genehmigungen nur sehr schleppend 
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ausgestellt werden. Hinzu kämen ins-
besondere während der Sommermo-
nate Arbeitspausen, da die lokalen 
Aufsichtsbehörden sich nicht in der 
Lage sähen, die Arbeiten zu überwa-
chen. Ohne eine solche Überwachung 
dürfe aber nicht gegraben werden. 
Auch der Wechsel der Teams zwischen 
verschiedenen Stätten, wie er im Ret-
tungsplan vorgesehen ist, verstoße in 
der Praxis vermutlich mit den gesetz-
lichen Grundlagen. 

Zum anderen wird kritisiert, dass die 
nötige Anzahl an Ausgrabungsteams 
und an Mitgliedern der Teams unter-
schätzt wird. Außerdem wird es als un-
realistisch angesehen, dass genügend 
SpezialistInnen für die ganze Ausgra-
bungszeit verpfl ichtet werden können, 
da diese in der Regel nebenher auch 
universitäre Verpfl ichtungen haben. 

Internationale ExpertInnen würden 
üblicherweise nicht von der türkischen 
Regierung bezahlt – gleichzeitig be-
treiben diese aus grundsätzlichen Er-
wägungen kein eigenes fundraising für 
Rettungsarbeiten von durch Infrastruk-
turvorhaben bedrohten Kulturgütern, 
so z. B. auch die Deutsche Forschungs-
gemeinschaft DFG. Zudem seien 
Sachkosten wie Fahrzeuge, Unter-
kunft und Verpfl egung der Teams 
im Budget des Rettungsplans über-
haupt nicht einkalkuliert. Damit 
steht die Finanzierung des sog. ‚Ret-
tungsplans’ völlig in den Sternen.

Auch der Schwierigkeitsgrad der Aus-
grabungen, bei denen es sich größten-
teils nicht um Steingebäude, sondern 
insbesondere bei den prähistorischen 
Fundstätten um wesentlich empfi ndli-
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61 zu Standards für Ausgrabungen siehe: Ronayne 2005a.
62 für mehr Information zur Ilisu-Kampagne siehe ANNEX II.

ArchäologInnen offen-
baren eklatante Probleme 
bezüglich der Umsetzung 
der im „Rettungsplan“ 
dargestellten Maßnah-
men.



Als ein besonderes Versäumnis des 
Rettungsplans betrachten die befrag-
ten ArchäologInnen es darüber hinaus, 
dass die Auswirkungen des bewaffne-
ten Konfl ikts in der Region vollkom-
men außer Acht gelassen werden. Sie 
stellen klar heraus, dass große Teile 
des Rettungsplans unter den derzeiti-
gen Umständen gar nicht durchgeführt 
werden können. Etliche Stätten liegen 
im Garzan-Tal in den Landkreisen Be-
siri und Batman: dort ereigneten sich 
2005 mehrere Schusswechsel, so dass 
dort nicht gearbeitet werden konnte. 
Der Zutritt zum Gebiet wurde den Ar-
chäologInnen, die dort arbeiten woll-
ten, vom Militär verweigert, das für die 
Sicherheit der WissenschaftlerInnen 
zuständig war. Im Bothan-Tal in der 
Provinz Siirt wurden Universitätsan-
gehörige mehrmals auf den Straßen zu 
den Grabungsstätten beschossen. In den 
beiden genannten Tälern ist es grund-
sätzlich nicht möglich, sich abseits der 
Straßen frei zu bewegen, da die Gefahr 
besteht, beschossen zu werden oder 
auf verborgene Landminen zu treten. 
Das Verschweigen der Gefahren für 
Leib und Leben der für die Rettungsar-
beiten vorgesehenen ArchäologInnen 
stellt eine grobe Missachtung der Per-
sönlichkeitsrechte der ExpertInnen dar 
und wäre schon für sich Grund genug, 
das Projekt abzulehnen. 

f. Widerstand gegen die geplante 
Zerstörung Hasankeyfs 

Mit dem Bau des Ilisu-Staudamms 
würde die türkische Regierung sowohl 
gegen ihre eigenen Gesetze zum Erhalt 
archäologischer Kulturgüter als auch 
gegen archäologische best practice63  
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chere Materialien 
handelt, sei im Ret-
tungsplan nicht be-
rücksichtigt worden. 
Diese offensichtlich 
mangelnde Kennt-
nis der Realität vor 
Ort wirft gravie-
rende Zweifel an 
der Kompetenz der 
AutorInnen des Ret-
tungsplans auf. 

Die befragten Ex-
pertInnen heben 
auch hervor, dass 
selbst dann, wenn 
der Damm eines 
Tages wieder ab-
gerissen werden 
sollte, alle archäo-
logischen Stätten 
zerstört sein werden. 
Daher komme der 
Dokumentation des-
sen, was vernichtet 
wird, eine besonde-
re Bedeutung zu. 
Die Fristen, die im 

Rettungsplan zur Veröffentlichung 
der Forschungsergebnisse vorgesehen 
sind, seien aber um das Fünffache zu 
niedrig angesetzt. 

Die ExpertInnen kommen daher zu 
dem Schluss, dass auf der Grundlage 
des in der UVP dargestellten Rettungs-
plans nicht eine einzige Fundstätte in 
der vorgegebenen Zeit vollständig aus-
gegraben und untersucht werden kön-
ne.
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63 So wird die Weltbank OP 4.11 zum Management kultureller Güter nicht eingehalten, die sowohl detail-
      lierte Alternativpläne bezogen auf die Zerstörung der Kulturgüter fordert, als auch die Beteiligung der 
      Bevölkerung als maßgeblich betrachtet. Des weiteren werden die UNESCO Empfehlungen zur „Preserva-
      tion of Cultural Property Endangered by Public or Private Works“ ignoriert, die fordern, dass der Projekt
      beginn bei einer sonstigen Zerstörung kultureller Güter verschoben werden muss. 

Abbildung 10: Hasankeyf - Brücke und 
Festung
Foto: Heike Drillisch (WEED)

Die ExpertInnen kommen 
zu dem Schluss, dass 
nicht eine einzige Fund-
stätte in der vorgege-
benen Zeit vollständig 
ausgegraben und unter-
sucht werden könnte.



verstoßen. Ungeahnte Kulturschätze in 
Hasankeyf sowie im Umland würden 
unerforscht in den Fluten unterge-
hen. Hasankeyf, das gerade in seiner 
‚Ganzheit’ kulturelle Einzigartigkeit 
genießt, kann nicht einfach an anderer 
Stelle wieder aufgebaut werden. Ein-
zelne Monumente sollen zwar versetzt 
werden, ein „Rettungsplan“ im eigent-
lichen Sinne existiert jedoch nicht. Ins-
besondere die jüngere und mündlich 
überlieferte Geschichte fi ndet in den 
Rettungsmaßnahmen keinerlei Be-
rücksichtigung. 

Bereits 2001 hatte das Nationale Ko-
mitee des International Council on 
Monuments and Sites (ICOMOS)  die 
Bundesregierung in einem Brief aufge-
fordert, darauf hinzuwirken, dass deut-
sche Firmen nicht zur Zerstörung von 
Hasankeyf beitragen.

Aus der Türkei selbst reichten im März 
2006 der Herausgeber der Zeitschrift 
Atlas, Ozcan Yuksek, der Archäologe 
Prof. Olus Arik, die Architektin Zey-
nep Ahunbay und der Rechtsanwalt 
Dr. Murat Cano Klage sowohl vor tür-
kischen Gerichten als auch beim Euro-
päischen Menschenrechtsgerichtshof 
gegen die Zerstörung der antiken Stadt 
Hasankeyf ein. Sie fordern, dass Ha-
sankeyf nach der Europäischen Kon-
vention zum Schutz des Kulturellen 
Erbes erhalten werden müsse. Die ver-
sprochene Umsetzung der Monumente 
sei dem Kulturgut unangemessen und 
technisch nicht realisierbar, zudem 
stünden Alternativen zur Energiege-
winnung bereit, die die Überfl utung 
Hasankeyfs überfl üssig machen wür-
den. Sollten die Bürgschaften für den 
Bau des Ilisu-Staudamms gewährt wer-
den, würden neben der türkischen Re-
gierung auch Österreich und Deutsch-
land beklagt werden. 
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2.6. Umweltauswirkungen 

a. Fischsterben, Wassermangel, 
Malaria: nur einige der Folgen 
des Ilisu-Staudamms

In ökologischer Hinsicht sind durch 
den Ilisu-Staudamm massive und nicht 
revidierbare Veränderungen zu erwar-
ten. Der Stausee wird den Tigris-Strom 
auf etwa 135 km Länge in ein stehen-
des Gewässer umwandeln. Dies hat 
immense ökologische Folgen für Flora 
und Fauna sowohl im Fluss als auch in 
den umgebenden Ökosystemen. Die 
ökologischen Funktionen des Flusses 
gehen verloren. Die bisher sichtbar ge-
wordenen Auswirkungen schon gebau-
ter Staudämme im GAP-Gebiet und 
anderswo (s. Kap. 1.5) sind damit auch 
für den Ilisu-Staudamm zu erwarten. 

Eine besonders schwerwiegende Fol-
ge wird die Verschlechterung der 
Wasserqualität sein. Die Abwässer 
aus der Bewässerungslandwirtschaft, 
aus Haushalten – insbesondere in den 
Großstädten Diyarbakir, Bismil, Bat-
man und Siirt – und aus der Industrie 
werden zu einer hohen Konzentrati-
on an Nährstoffen im Stausee führen. 
Geplante Kläranlagen können diesen 
Effekt nur teilweise abschwächen. 
Durch Verrottung wird der hohe Nähr-
stoffeintrag den im Wasser enthaltenen 
Sauerstoff zu einem erheblichen Teil 
aufbrauchen. Schon wenige Meter un-
terhalb der Oberfl äche wird es daher vo-
raussichtlich zu anoxischen Bedingun-
gen – d.h. extremem Sauerstoffmangel 
– kommen. Dieser Mangel löst wieder-
um Schwermetalle, die im Sediment 
enthalten sind. Da in den Sommermo-
naten ein Temperaturunterschied von 
19 ° C zwischen der Oberfl äche des 
Sees und den tieferen Wasserschich-
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tas bilden werden. Ein Rückstau des 
Zufl usswassers ist zu erwarten. Unter-
halb des Dammes wird die Sediment-
ablagerung im Reservoir wiederum zu 
Erosion führen, die eine Abnahme der 
im Fluss lebenden Mikroorganismen 
und Fische bewirkt. Da das Flussbett 
dammabwärts tiefer ausgeschürft wird, 
wird auch der Grundwasserspiegel ab-
sinken.

Durch die Überfl utung im Ilisu- und 
Cizre-Gebiet sowie deren Folgewir-
kungen am Fluss würden auf einer 
Länge von 170 Kilometern extrem sen-
sible Ökosysteme in der zoologischen 
Übergangsregion Türkei zerstört. Da-
mit würde auch der Lebensraum von 
zum Teil vom Aussterben bedrohten 
Spezies für immer unter den Fluten 
versinken (Doga Dernegi 2006). Hier-
zu gehören z. B. die Blauracke (co-
racias garrulus), ein wunderschöner, 
hochgradig gefährdeter Rackenvogel, 
für den die Südosttürkei ein unentbehr-
liches Überwinterungsgebiet darstellt, 
und der Rötelfalke (falco naumanni), 
aber auch die Euphrat-Weichschild-
kröte, eine äußerst umweltsensible 
reine Wasserbewohnerin, die wie alle 
Weichschildkrötenarten weltweit äu-
ßerst bedroht ist. Auch für verschiede-
ne Fledermausarten stellt der Stausee 
eine Gefahr dar, da sie auf Baumhöh-
len u.ä. als Quartier angewiesen sind. 
Bei der Überfl utung großer Regionen 
muss man mit dem Verlust vieler Fle-
dermaus-Herbergen rechnen. Der von 
Kleinfi schen lebende Königsfi scher 
(ceryle rudis) wird in einem biologisch 
toten Stausee kaum noch Nahrung 
fi nden. Doga Dernegi erwähnt zudem 
eine Adlerart, verschiedene Geierar-
ten, Regenpfeifer und eine Schwalben-
art sowie diverse Fischarten und die 
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ten zu erwarten ist, wird es kaum zur 
Durchmischung des Wassers kommen. 
Nur im Winter wird die Stratifi zierung 
des Wassers ansatzweise durchbrochen 
werden und sauerstoffhaltiges Wasser 
aus den oberen Schichten in die Tiefe 
gelangen. Ein derart stratifi ziertes und 
sauerstoffarmes Wasser ist jedoch für 

Fische und ihre 
Eier nicht ge-
eignet. Es kann 
daher zum kom-
pletten Abster-
ben der in den 
tieferen Schich-
ten lebenden 
O r g a n i s m e n 
kommen.

Zusätzlich sind oberhalb des Stausees 
Bewässerungsprojekte geplant, die 
möglicherweise 6 bis 12 Prozent des 
Tigriswassers abzweigen werden. Ein 
Teil davon wird in das Reservoir zu-
rückfl ießen, was – zusammen mit Ver-
dunstung des gestauten Wassers – den 
Salzgehalt des Wassers erhöhen wird. 
Dies wird die Wasserqualität wei-
ter verschlechtern und gefährdet alle 
Menschen, die für Trinkwasser oder 
Fischfang auf den Fluss angewiesen 
sind – sowohl in unmittelbarer Nähe 
des Sees, als auch weiter fl ussabwärts 
in Syrien und im Irak.

Ein weiteres Problem ist die Sedimen-
tierung des Stausees. Die vom Tigris 
mitgebrachten Partikel werden sich fast 
vollständig an den Mündungen der Re-
servoirzufl üsse und im Stausee selbst 
ablagern. Dies wird die Vegetation und 
Fauna der Zufl üsse beeinträchtigen, 
an deren Mündungen sich breite Del-
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Das Wasser des Stau-
sees ist für Fische nicht 
geeignet. Es gefährdet 
alle Menschen, die für 
Trinkwasser oder Fis-
chfang auf den Fluss 
angewiesen sind.

Der Lebensraum vom 
Aussterben bedrohter 
Tierarten wird für immer 
unter den Fluten versink-
en.

Abbildung 11: Weidende Schafe am Tigrisufer
Foto: Heike Drillisch (WEED)



Streifenhyäne, auf deren Überleben-
schancen der Ilisu-Staudamm Auswir-
kungen haben wird. 

Der Ilisu-Damm wird auch das bis-
herige Wechselspiel von Hoch- und 
Niedrigwasser am Tigris verändern. 
Während die kleinen und mittleren 
Hochwasser im Stausee aufgefangen 
werden, könnten große Hochwasser 
umso gravierendere Auswirkungen 
haben. Andererseits wird es durch 
unterschiedliche Wasserabfl üsse auf
grund des variierenden Strombedarfs 
zu dramatischen Schwankungen des 
Wasserstands kommen. Diese können 
bis zu 7 Meter innerhalb einer Stunde 
betragen. 

Insgesamt wird der Wasserabfl uss in 
trockenen Sommermonaten auf his-
torische Tiefstände sinken. Wenn die 
Bewässerungsprojekte ober- und un-
terhalb des Ilisu-Dammes realisiert 
werden, wird in manchen Monaten 
möglicherweise überhaupt kein Was-
ser mehr die Grenze zu den Nachbar-
staaten passieren. Auch der Abfl uss 
kalten sauerstoffarmen, möglicherwei-
se schwermetallhaltigen Wassers wird 
natürlich weit reichende Folgen für die 
unterhalb des Dammes befi ndlichen 
Ökosysteme und die Wassernutzung 
für Haushalts- und Bewässerungszwe-
cke haben. Das damit verbundene zwi-
schenstaatliche Konfl iktpotential ist 
ein ernsthaftes Problem, das in die Be-
wertung des Projektes mit einfl ießen 
muss (s. Kap. 2.7).

Als einer der größten Staudämme des 
GAP hätte der Ilisu-Staudamm im 
Südosten der Türkei deutliche klima-
tische Auswirkungen. Die Verrottung 
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von Biomasse im Stausee bei gleich-
zeitiger Sauerstoffarmut wird zur Frei-
setzung von Treibhausgasen führen. 
Damit kann ein Großstaudamm wie 
Ilisu keinesfalls als „saubere“ Energie-
quelle gelten. Prof. Ilyas Yilmazer von 
der Yüzüncü Yil Universität in Van 
warnte außerdem bei der Internatio-
nalen Wasserkonferenz in Diyarbakir 
am 30. Oktober 2005 vor einer Verän-
derung des Mikroklimas. Der Vizebür-
germeister von Diyarbakir Ilhan Diken 
thematisierte bei derselben Konferenz 
die zu erwartende Zunahme von Tro-
penkrankheiten. Abhängig von der 
Jahreszeit werden z. B. bis zu 190 km² 
Uferrand freiliegen und der Malaria-
ausbreitung Vorschub leisten. Als Ge-
genmaßnahmen sind jedoch lediglich 
Bildungsprogramme für die Bevölke-
rung geplant – ein kaum ausreichendes 
Mittel. Ohne klare Gegenmaßnahmen 
wäre damit das Recht auf Gesundheit, 
wie es im ICESCR festgeschrieben ist, 
klar verletzt (Kasten 14).  

Die Aussicht, dass der neu entstehende 
See die Region ökologisch bereichern 
könnte und als Erholungsgebiet oder 
Erwerbsquelle für Fischer einen posi-
tiven Beitrag zur Entwicklung leisten 
könnte, erscheint angesichts der mas-
siven ökologischen Schäden, die mit 
der Schaffung dieses Megareservoirs 
einhergehen, als vollkommen aus der 
Luft gegriffen. 

b. Die Umweltstudien von 1999 
und 2001

Trotz seiner absehbaren massiven öko-
logischen Auswirkungen wurde der Ili-
su-Staudamm 1982 ohne die Berück-
sichtigung von Umweltauswirkungen 
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Der Wasserabfl uss wird 
auf historische Tiefstände 
sinken.

Die Aussicht, dass der 
neu entstehende See die 
Region ökologisch be-
reichern könnte, erscheint 
als völlig aus der Luft 
gegriffen.



c. Alle Jahre wieder: Die überar-
beitete Umweltverträglichkeits-
prüfung von November 2005

Für den neuen Projektanlauf kündigte 
das Betreiberkonsortium neben dem 
neuen Umsiedlungsplan auch neue, 
wesentlich verbesserte Umweltstu-
dien nach internationalen Standards 
(OECD, Weltbank) an. Diese wurden 
Ende November 2005 veröffentlicht.65 
Laut Betreiberkonsortium wurde da-
mit die früher geäußerte Kritik am 
Ilisu-Staudamm weitgehend behoben. 
Eine detaillierte Analyse der neuen 
Umweltverträglichkeitsprüfung durch 
zwei von WEED, Erklärung von Bern, 
Eca-Watch Österreich, FERN und 
The Corner House in Auftrag gege-
bene Gutachten (PWA 2006, EAWAG 
2006) kommt jedoch zu dem Schluss, 
dass internationale Normen bei weitem 
nicht eingehalten werden. Dies geben 
sogar die Autoren der überarbeiteten 
Umweltverträglichkeitsstudie (UVP 
2005) selbst zu. Wie Phil Williams & 
Associates (PWA 2006), die bereits 
die UVP von 2001 untersucht hatten, 
feststellen, wurden kaum Verände-
rungen an der UVP vorgenommen. 
Da auch das Design des Staudamms 
nicht verändert wurde, bestehen die 
2001 aufgezeigten hydrologischen und 
ökologischen Probleme des Projekts 
unverändert weiter. Ein besonderes 
Problem stellt die Tatsache dar, dass in 
der UVP versucht wird, Auswirkungen 
von 25 Jahre alten Entscheidungen zu 
analysieren und Ausgleichsmaßnah-
men vorzuschlagen, die nicht Teil des 
Projekts sind – anstelle einer Einbezie-
hung von Umweltaspekten in die Pla-
nung. Nähmen die Projektbetreiber die 
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geplant. 1993 wurden in der Türkei 
zwar Umweltstudien zur Pfl icht, ältere 
Projekte bleiben davon aber ausgenom-
men. Nach türkischem Recht könnte 
Ilisu daher ohne ökologische Folgen-
abschätzung und Ausgleichsmaßnah-
men gebaut werden. Die türkische 
Wasserbehörde DSI hatte angegeben, 
dass sie eine neue Umweltverträglich-
keitsprüfung nur durchführen werde, 
wenn diese von den beteiligten Un-
ternehmen oder Regierungen verlangt 
werde. Dies macht deutlich, dass das 
Interesse der Betreiber an der Reduzie-
rung von Umweltschäden gering ist.

Um internationale Finanzierung erhal-
ten zu können, wurden 1999 dennoch 
einige Umweltstudien erstellt. Diese 
erwiesen sich allerdings als äußerst 
mangelhaft, wie ein von der britischen 
Regierung beauftragtes Gutachten 
(ERM 1999) feststellte. Die Export-
kreditversicherungen verlangten da-
her als Voraussetzung für eine Bürg-
schaftsvergabe die Erstellung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung, die 
in der ersten Version im Jahr 2001 von 
einem internationalen Gutachterteam 
(IEG )64  vorgelegt wurde. Auch diese 
Studie war jedoch äußerst unvollstän-
dig und kam in Teilen zu nicht nach-
vollziehbaren Schlussfolgerungen. 
Eine von Nichtregierungsorganisati-
onen beauftragte Analyse von Philip 
Williams & Associates (PWA 2001) 
kritisierte insbesondere, dass die tech-
nischen Dokumente, auf denen die alte 
UVP fußt, nicht öffentlich zugänglich 
sind und somit eine detaillierte Bewer-
tung der alten UVP schwer möglich ist.
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64 Die Ilisu Engineering Group besteht aus Hydro Concepts Engineering (Schweiz) (Federführung), Hydro 
     Quebec International (Kanada), Colenco (Schweiz) und Dolsar (Türkei).
65 Updated Environmental Impact Assessment Report (UEIAR 2005), www.ilisu-wasserkraftwerk.com

Nach türkischem Recht 
könnte Ilisu ohne ökolo-
gische Folgeabschätzung 
und Ausgleichsmaßnah-
men gebaut werden.

In der neuen UVP wurden 
kaum Veränderungen 
vorgenommen.

Anstatt Umweltaspekte in 
die Planung einzubezie-
hen, analysiert die UVP 
die Auswirkungen 25 
Jahre alter Entscheidun-
gen.



UVP ernst, hätte diese zu Änderungen 
im Design führen müssen.

Schon bei der Erstellung der Studie 
selbst wurden erneut massive Fehler 
begangen: Wie die Studien von Phil 
Williams & Associates (PWA 2006) 
und des Wasserforschungsinstituts der 
Eidgenössischen Technischen Hoch-
schule (EAWAG 2006) aufzeigen, sind 
wichtige Grundlagendaten an vielen 
Stellen widersprüchlich oder fehlen 
ganz. So wird die Bedeutung des Ciz-
re-Damms für das Ilisu-Projekt z. B. in 
verschiedenen Passagen der UVP sehr 
unterschiedlich dargestellt. Eine Reihe 
gängiger Verfahren wurde nicht ange-
wandt und eine Vielzahl möglicher Im-
plikationen wurde nicht untersucht. So 
wurden weder die Auswirkungen ver-
änderter Wasserabfl üsse auf die fl uss-
abwärts lebenden Flussanrainer unter-
sucht, noch die sich verschlechternde 
Wasserqualität und daraus resultie-
rende Gesundheitsgefahren für die 
Bevölkerung quantifi ziert. Ebenso we-
nig wurden die im Falle eines Damm-
bruchs betroffenen Gebiete identifi ziert 
oder die kummulativen Wirkungen des 
Ilisu-Staudamms in Zusammenhang 
mit den anderen Dämmen des GAP un-
tersucht. Wie PWA (2006) feststellen, 
wurde nicht einmal diskutiert, welche 
Auswirkungen die ökologischen Pro-
bleme auf die Lebensdauer des Stau-
damms haben werden (s. Kasten 19). 

Außerdem erfuhr eine Delegation von 
WEED und FERN im Juli 2005 von 
einem ehemaligen Mitarbeiter des 
DSI in Diyarbakir, dass die Mehrheit 
der Flora und Fauna im Überfl utungs-
gebiet nicht untersucht und bewertet 
wurde. Auch die Analyse von Alterna-
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· Mangel an Daten und Informationen.
· Die zur Verfügung gestellten Informationen sind oft vage, unvoll-
  ständig oder widersprüchlich (z.B. zur Sedimentierung, über die 
  Bedeutung des Cizre-Dammes und den Grad der Verbindlichkeit 
  der Wasserabfl ussmenge).
· Wichtige internationale Standards werden bewusst nicht in der 
  Prüfung berücksichtigt.
· Viele Themen werden theoretisch diskutiert, es werden aber keine 
  Quantifi zierungen vorgenommen und die Folgen für das Reservoir 
  und den Fluss werden nicht verlässlich untersucht (z. B. in Bezug 
  auf die Wasserqualität, die Auswirkungen fl ussabwärts, Sedimen-
  tierung, Nährstoffeintrag und die thermische Stratifi zierung des 
  Reservoirs). 
· Übliche Verfahren werden nicht angewandt (z. B. zur Modellierung 
  von Hydrologie, zur Wasser qualität, zur Sedimentierung).
· Die Auswirkungen der ökologischen Folgen für die Lebensdauer 
  des Reservoirs werden unzureichend diskutiert, wodurch die Nut-
  zungsdauer des Ilisu-Kraftwerks vermutlich falsch einge schätzt 
  wird.
· Die Länge der Auffüllphase wird voraussichtlich um das Zwei- bis 
  Dreifache unterschätzt.
· Die Abgabe von Treibhausgasen ist voraussichtlich wesentlich 
  höher als angenommen.
· Es wird keine Analyse der Hochwasserveränderungen (dammab- 
  und -aufwärts) vorgenommen. Dadurch können angrenzende Ge-
  meinden und die Nachbarstaaten nicht auf mögliche Gefahren 
  hingewiesen werden.
· Das Ausmaß, in dem der Uferrand freiliegen wird, wird unter-
  schätzt. Das Problem, dass die im Reservoir überlebenden Fische 
  giftig sind, wird nicht behandelt. Diese Punkte zeigen, dass die 
  Gesundheitsgefahren für die Bevölkerung dramatisch vernachläs-
  sigt werden.
· Zusätzliche Auswirkungen in Zusammenhang mit dem Cizre-
  Damm werden nicht untersucht.
· Die Effekte der geplanten Bewässerungsprojekte ober- und unter-
  halb des Dammes werden nicht berechnet.
· Es fehlt eine Analyse der grenzüberschreitenden Auswirkungen; nur 
  kursorisch und beschönigend wird eine größere Verlässlichkeit des 
  Wasserabfl usses propagiert, die einer genauen Überprüfung jedoch 
  nicht standhält.
· Die Auswirkungen eines Dammbruchs – sei es durch Erdbeben 
  oder durch einen Unfall verursacht - auf die fl ussabwärts lebende 
  Bevölkerung werden nicht untersucht.
· Alternativprojekte werden völlig unzureichend analysiert.

Kasten 19: Die Mängel der neuen Umweltverträglichkeitsprüfung
von 2005



als ein integraler Bestandteil der Planung des 
GAP-Projektes. Diese Umweltprüfung würde 
die kummulativen Auswirkungen auf die Hy-
drologie, Wasserqualität und Geomorphologie 
sowohl in der Türkei und fl ussabwärts für die 
gesamte Lebensdauer des Projekts untersuchen. 
Als ein Teil dieser Prüfung würden Ausgleichs-
maßnahmen identifi ziert, die vollständig in die 
Planung und Durchführung des GAP einbe-
zogen würden. Diese Prüfung würde auch die 
Auswirkungen identifi zieren, die nicht ausge-
glichen werden können.“

Mehrere ExpertInnen und Betroffene, 
darunter der Bürgermeister von Hasan-
keyf, äußerten in Anbetracht der mas-
siven Versäumnisse bei der Erstellung 
der UVP bereits vor der Veröffentli-
chung im November 2005 die Ansicht, 
dass die alte UVP lediglich aufpoliert 
werden würde, um der Regierung und 
den Finanziers einen „Persilschein“ für 
die Bewilligung des Projekts zu liefern. 
Diese Einschätzung wird durch die un-
abhängigen Gutachten leider bestätigt. 

d. Ungenügender Referenzrah-
men für die Umweltverträglich-
keitsprüfung

Die Empfehlungen der Weltstau-
dammkommission (s. Kasten 2 und 
Kap. 2.10), die die internationale „best 
practice“ beim Staudammbau darstel-
len (Scudder 2005), werden von den 
Betreibern komplett außer Acht gelas-
sen. Als Referenzrahmen für die neue 
Umweltverträglichkeitsprüfung gibt 
das Konsortium die Standards von 
OECD und der Weltbank an. 

Die neue UVP für den Ilisu-Staudamm 
verstößt jedoch in mehrfacher Hinsicht 
gegen Weltbank-Richtlinien und damit 
gegen die Umweltleitlinien der Ex-
portkreditversicherungen.67 Insbeson-
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tivprojekten, die nach internationaler 
Gepfl ogenheit Teil einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung ist, blieb erneut 
vollkommen mangelhaft (Teil 2.9).

Die Autoren der EAWAG-Studie wei-
sen explizit darauf hin, dass es “ohne 
genaues Wissen über das Ausmaß der 
Auswirkungen schwierig [ist], ange-
messene Lösungen zur Minimierung 
der Folgen zu entwickeln.“

Zusammenfassend konstatieren PWA 
(2006), dass an vielen Stellen keine 
unparteiische Untersuchung vorge-
nommen wird, sondern versucht wird, 
Auswirkungen zu beschönigen oder 
als ausgleichbar darzustellen. Dies 
verwundert nicht weiter, bedenkt man, 
dass für die Studie fast dasselbe Team 
wie 2001 beauftragt wurde.66 Schon 
damals bestanden erhebliche Zweifel 
an der Unabhängigkeit der Gutachter. 
PWA (2006) empfehlen daher den Ex-
portkreditversicherungen und beteilig-
ten Unternehmen, dass
„vor einer Entscheidung, mit Ilisu fortzufahren, 
eine rigorose, umfassende, programmatische 
Umweltprüfung für alle GAP-Projekte im 
Einzugsgebiet des Tigris durchgeführt wird
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66 Anstelle von Colenco und Dolsar arbeitete Hydro Concepts Engineering und Hydro Quebec International 
     2005 Archéotec mit zusammen.
67 “Recommendation on Common Approaches on Environment and Offi cially Supported Export Credits” in 
     der Fassung vom 18.12.2003.

Die Operational Policy OP 4.01 in Verbindung mit den Bank 
Procedures 4.01 on Environmental Assessments der Weltbank 
legt technische Standards fest, die bei der Erstellung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung eingehalten werden müssen. Es 
werden die Kategorien und Kriterien für eine Typologisierung 
der Projekte nach ihrem Grad der ökologischen Auswirkun-
gen festgelegt, sowie die Anforderungen an eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung dargestellt. Dazu gehören unter anderem 
eine Alternativenprüfung, inklusive einer ‚no project option’, 
und die Konsultation mit Betroffenen bei der Erstellung der 
UVP.

Kasten 20: Weltbankstandards zu Umweltverträglichkeit-
sprüfungen

Die UVP sollte der Regie-
rung und den Finanziers 
einen „Persilschein“ für 
die Bewilligung des Pro-
jekts liefern, befürchtet 
der Bürgermeister von 
Hasankeyf.



dere die mangelnden Konsultationen, 
die oberfl ächliche Alternativenprüfung 
und die schwache Berücksichtigung 
kummulativer Auswirkungen stellen 
einen klaren Bruch der Weltbankvor-
gaben dar.

Die EU-Kommission hat bereits ihr 
dringliches Anliegen deutlich ge-
macht, dass die Türkei auf dem Gebiet 
der Umweltverträglichkeit aufholt. 
Dies zeigt sich an der Tatsache, dass 
die UVP-Richtlinie in das Beitrittsdo-
kument (Accession Agreement) auf-
genommen wurde: Der Vertrag über 
die Beitrittsverhandlungen (Richtlinie 
2003/398/EC) verlangt von der Tür-
kei ausdrücklich die „Anwendung 
und Durchsetzung der Richtlinie über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung“ 
(Europäischer Rat 2003, S. 49).  Die-
se Vorgabe sollte die Türkei bereits 
2003/2004 erfüllen. Die Richtlinie 
97/11/EG (Europäischer Rat 1997) 
verlangt u. a. auch, dass der betroffe-
nen Öffentlichkeit Gelegenheit gege-
ben wird, sich vor der Erteilung der 
Genehmigung zu den Ergebnissen der 
UVP zu äußern. 

Dass die Türkei bis heute davon absieht, 
die EU-Vorgaben für die Durchfüh-
rung der Umweltverträglichkeitsprü-
fung für das Ilisu-Projekt umzusetzen, 
ist höchst bedenklich. Als Begründung 
gibt die türkische Regierung an, dass 
die Planungen für den Ilisu-Staudamm 
zeitlich vor den Beitrittsverhandlun-
gen der Türkei mit der EU begonnen 
haben. Da die Vertragsabschlüsse noch 
ausstehen, ist dieses Argument jedoch 
nicht stichhaltig und verrät eher ein 
massives Desinteresse der türkischen 
Regierung an europäischen Umwelt-
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standards. Aufgrund seiner politischen 
Bedeutung im Kurdengebiet und als 
strategisches Instrument gegenüber 
den Nachbarstaaten soll der Bau des 
Staudamms offensichtlich nicht durch 
Umweltrichtlinien gefährdet werden. 

2.7. Der Ilisu-Staudamm und der 
Konfl ikt um das Wasser  

Der Ilisu-Staudamm ist der größte der 
derzeit geplanten Staudämme und von 
zentraler strategischer Bedeutung für 
die türkische Regierung. Zusätzlich ist 
auf der 65 km langen Strecke zwischen 
dem Ilisu-Staudamm und der Grenze 
zu Syrien und dann dem Irak noch ein 
weiterer Staudamm (Cizre-Staudamm) 
geplant, der der Bewässerung dienen 
soll. 

Als ein 
z e n t r a l e r 
Bestandteil 
des GAP 
berührt das 
Ilisu-Stau-
dammpro-
jekt in er-
heblichem 
Maße die In-
teressen der 
f l u s s -
abwärts gelegenen Nachbarstaa-
ten Irak und Syrien. Sollte der Ilisu-
Staudamm gebaut werden, hätte das 
erhebliche Auswirkungen auf die An-
rainerstaaten, insbesondere den Irak. 

a. Der Ilisu-Staudamm als mögli-
ches Machtinstrument  

Wie jeder Staudamm bietet auch das 
Ilisu-Projekt der türkischen Regierung 
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Abbildung 12: Die Lage des Ilisu-Staudamms

Dass die Türkei bis 
heute davon absieht, 
die EU-Vorgaben für die 
Durchführung der Um-
weltverträglichkeitsprü-
fung für das Ilisu-Projekt 
umzusetzen, ist höchst 
bedenklich.



Während er einerseits alle kleinen und 
mittleren Frühjahrshochwasser auffan-
gen wird und erst im Herbst größere 
Wassermassen abgeben wird, wird es 
andererseits je nach Elektrizitätsbedarf 
zu großen Schwankungen des Wasser-
abfl usses im Tagesverlauf kommen. 
Gleichzeitig werden große Flutwellen 
den Staudamm nach wie vor passieren, 
was zu einer erhöhten Überschwem-
mungsgefahr für die unterhalb leben-
den FlussanrainerInnen führen wird.

Vor dem Hintergrund der Wasserpro-
blematik in der Region und der geopo-
litischen Spannungen mit Syrien und 
Irak hatten die ECAs der türkischen 
Regierung zur Aufl age gemacht, dass 
mindestens 60 m³/s des Tigris aus dem 
Stausee nach Syrien und Irak abfl ießen 
müssen, falls der Damm gebaut wird 
(s. Kapitel 2.1). Zwar wurde in einer 
Presseaussendung des Konsortiums 
im November 2005 angedeutet, dass 
die Türkei eine höhere Abfl ussmenge 
zugesagt habe. Die dazu angegebenen 
Zahlen sind in der neuen UVP von 2005 
jedoch genau dieselben wie 2001. Die 
Mindestmenge orientiert sich an einer 
früheren Rekorddürre und würde nur 
so viel Wasser in den Irak und Syrien 
abfl ießen lassen wie zu Zeiten extre-
mer Dürre in den 60er Jahren. Seither 
ist die Zahl der Personen, die existen-
tiell auf das Flusswasser angewiesen ist, 
jedoch stark gewachsen. Rechnet man 
ein, dass unterhalb von Ilisu ein zusätz-
licher Staudamm für Bewässerungs-
zwecke (Cizre-Damm) geplant ist, ist 
zu befürchten, dass in trockenen Som-
mern kaum noch Wasser an der türkisch-
syrischen Grenze ankommen wird. 
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die Möglichkeit, den Unteranliegern 
die Wasserzufuhr abzuschneiden. Mit 
dem Ilisu-Staudamm würde sich die 
Kontrolle über das Wasser in erhebli-
chem Maße erhöhen: Bei einem maxi-
malen Speichervolumen des Stausees 
von 10,4 Milliarden Kubikmeter und 
einem normalen Betriebsvolumen von 
7,46 Milliarden Kubikmeter besteht 
ein Reserve-Staupotential von ca. 3 
Milliarden Kubikmetern. Angesichts 
einer jährlichen Durchfl ussmenge 
des Tigris von 15 Milliarden Kubik-
meter – wovon rund die Hälfte auf 
die kurze Regenzeit entfällt –  würde 
das Rückhaltevolumen des geplan-
ten Ilisu-Reservoirs die Türkei also 
dazu befähigen, den Wasserzufl uss in 
die beiden Anliegerstaaten für meh-
rere Monate erheblich zu verringern 
(Bosshard 1999). Damit erhielte die 
türkische Regierung ein gigantisches 
Erpressungspotential, mit dem sie ihre 
Interessen in der Region durchsetzen 
könnte. Gleiches gilt für die Möglich-
keit, durch eine zu hohe Abfl ussmenge 
Überfl utungen im irakischen oder sy-
rischen Gebiet zu verursachen. Durch 
den Bau weiterer Staudämme – wie 
z.B. dem Cizre-Staudamm – wird 
dieses Erpressungspotential noch ver-
schärft.68 

b. Reduzierung des Wasserab-
fl usses 

Auch wenn der Ilisu-Staudamm aus-
schließlich zum Zwecke der Energie-
gewinnung vorgesehen ist und nicht 
zur Bewässerung dienen soll, wird er 
die Wasserknappheit am Unterlauf des 
Tigris erhöhen und die Hydrologie69  
des Flusses gravierend verändern. 
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68 Es geht hier nicht darum, der türkischen Regierung solche Absichten zu unterstellen. Doch machtpolitisch 
     ist allein die Möglichkeit eines solchen Handelns und die Wahrnehmung dieses Potentials durch die 
     anderen Staaten relevant.
69 Hydrologie ist die Wissenschaft vom Wasser, seinen Eigenschaften und seinen Erscheinungsformen 
     auf und unter der Landoberfl äche sowie in Küstengewässern; hier u.a.: die im folgenden beschriebenen 
     Schwankungen des Wassers im Jahreszeiten-/Tagesverlauf.

Mit dem Reservevolumen 
des Ilisu-Staudamms 
erhielte die türkische 
Regierung ein gigantisch-
es Erpressungspotential.

Zwar wird eine Mind-
estabfl ussmenge zug-
esagt, es ist aber zu 
befürchten, dass in 
trockenen Sommern 
kaum noch Wasser an 
der türkisch-syrischen 
Grenze ankommt.



Berücksichtigt werden muss auch, dass 
während der Auffüllphase des Stausees 
nur geringe Wassermengen abfl ießen: 
Nach Schätzungen würde dadurch al-
lein die Hälfte der jährlichen Abfl uss-
menge des Tigris beansprucht wer-
den. Zudem ist mit einer drastischen 
Verschlechterung der Wasserqualität 
zu rechnen (s. Kapitel 2.6.), was er-
hebliche Auswirkungen auf die An-
rainerstaaten haben wird und bei einer 
Verschlechterung des Zugangs zu sau-
berem Wasser für die Menschen auch 
das Recht auf Wasser verletzen würde, 
das durch den General Comment Nr. 
15 und den ICESCR festgeschrieben 
ist (Kasten 14). 

c. Keine Konsultation mit Irak 
und Syrien 

Einer der zentralen Kritikpunkte, die 
Ende der 1990er Jahre an den Pla-
nungen zum Ilisu-Staudamm geäußert 
wurden, war die mangelnde internatio-
nale Kooperationsbereitschaft der tür-
kischen Regierung. Obwohl der Ilisu-
Staudamm die Interessen der beiden 
Anrainerstaaten, insbesondere des Irak, 
substantiell berührt, hatte die türkische 
Regierung im Vorfeld der Planungen 
weder Syrien noch den Irak offi ziell 
über ihr Vorhaben informiert. 

Auch sind keine offi ziellen Konsultati-
onen durchgeführt worden. 

Das internationale Völkergewohn-
heitsrecht –  eine der Quellen des Völ-
kerrechts – erlegt den Staaten jedoch 
Pfl ichten auf, die die Durchführung 
und Planung von Projekten beabsich-
tigen, die eine erhebliche grenzüber-
schreitende Umweltbeeinträchtigung 
für andere Staaten zur Folge haben 
können. Der türkische Staat wäre also 
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auch nach dem Völkerrecht dazu ver-
pfl ichtet gewesen, bereits mit Beginn 
der Planung des Ilisu-Staudamms die 
Unteranrainerstaaten zu konsultieren 
und offi ziell zu informieren. Damit hat 
die türkische Regierung bereits in der 
Planungsphase gegen völkerrechtliche 
Pfl ichten verstoßen (Epiney 2000, S. 
75f). Die irakische Regierung hatte vor 
dem letzten Krieg daher gedroht, den 
Fall vor ein internationales Gericht zu 
bringen.

Ein im April 2000 veröffentlichtes 
Gutachten britischer und Schweizer 
ProfessorInnen, das von Friends of the 
Earth (FoE) in Auftrag gegeben wur-
de, hat die Verletzung internationalen 
Rechts bei der Projektvorbereitung 
bestätigt. Die GutachterInnen wiesen 
darauf hin, dass sie die Durchführung 
eines ausführlichen Konsultations-
prozesses für unerlässlich halten. Die 
britische Regierung machte eine öf-
fentliche Versicherung der türkischen 
Regierung, dass die vorgeschriebenen 
Konsultationen stattgefunden haben, 
zur Voraussetzung für eine Bürg-
schaftsbewilligung.

Es gibt keinerlei Hinweis darauf, dass 
Syrien oder Irak zwischenzeitlich in 
die Planungen zum Bau des Ilisu-Stau-
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OP und BP 7.50 verlangen die Benachrichtigung und die 
Konsultation mit Anrainerstaaten über Projekte an interna-
tionalen Wasserwegen zu einem frühestmöglichen Zeit-
punkt. Es sollen feste Vereinbarungen getroffen und eine 
‚positive Antwort’ erteilt werden, bevor das Projekt realisiert 
werden kann. 

www.worldbank.org 

Kasten 21:  Weltbankstandards und die Konsultation mit 
Anrainerstaaten 

Damit hat die türkische 
Regierung bereits in der 
Planungsphase gegen 
völkerrechtliche Pfl ichten 
verstoßen.

Es gibt keinerlei Hinweis 
darauf, dass Syrien oder 
Irak in die Planungen 
einbezogen wurden.



Das Partnerschaftsabkommen über 
die Beitrittsverhandlungen mit der EU 
verpfl ichtet die Türkei zu einer „Fort-
setzung des Ausbaus der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Wasserpolitik im Einklang 
mit der Wasserrahmenrichtlinie und 
den internationalen Übereinkommen, 
denen die EG beigetreten ist“ (Europä-
ischer Rat 2003, S. 49), und zwar bis 
2003/2004. 

Auch die EU Kommission hat deutlich 
gemacht, dass die Türkei durch ihr Ge-
wicht in der Region einen entscheiden-
den Beitrag zur regionalen und interna-
tionalen Stabilität leisten kann. Doch 
die türkische Regierung vermeidet es 
nach wie vor, sich in der Wassernut-
zung rechtliche Schranken auferlegen 
zu lassen und damit womöglich ihre 
Planungen für den Ilisu-Staudamm 
ändern zu müssen. So weigert sie sich 
bis heute, drei zentrale internationale 
Konventionen zu unterschreiben, die 
sich auf die Nutzung grenzüberschrei-
tender Gewässer beziehen: 

• Die UN ECE-Konvention zur Um-
weltverträglichkeitsprüfung im grenz-
überschreitenden Rahmen von 1991 
(sog. Espoo-Konvention), die ein In-
strument der UN-Wirtschaftskom-
mission für Europa (ECE) ist, das die 
Beteiligung betroffener Staaten (und 
deren Öffentlichkeit) am Verfahren der 
Erstellung der UVP bei Vorhaben mit 
möglicherweise erheblichen grenzü-
berschreitenden Auswirkungen auf an-
dere ECE-Staaten regelt;

• Die UN-ECE-Konvention von 1992 
zum Schutz und zur Nutzung grenzü-
berschreitender Wasserläufe und inter-
nationaler Seen;
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damms einbezogen wurden oder ir-
gendwelche offi ziellen Konsultations-
gespräche stattgefunden hätten. 

Damit ignoriert die Türkei weiterhin 
zentrale völkerrechtliche Prinzipien. 
Des weiteren verstößt die türkische 
Regierung durch die Nicht-Konsulta-
tion mit den Anrainerstaaten sowohl 
gegen die Operational Policy der Welt-
bank zu Projekten an internationalen 
Wasserwegen (OP 7.50) und Durch-
führungsverordnungen bezüglich Pro-
jekten an internationalen Wasserwegen 
(BP 7.50). 

d. Internationale Kooperation 
auf dem Minimallevel  

Aufgrund der strategischen Machtpo-
sition der türkischen Regierung in der 
Wasserfrage und des geopolitischen 
Konfl iktpotentials des GAP ist auch 
die Aufforderung des Europäischen 
Parlaments an die Türkei zentral, „im 
Zusammenhang mit der weiteren Ver-
besserung der Stabilität in der Region 
und der Förderung verbesserter Bezie-
hungen zu ihren Nachbarn, den Was-
serbedarf dieser Länder zu berücksich-
tigen, insbesondere im Bezug auf das 
untere mesopotamische Sumpfl and im 
Irak und Iran, wo die Wasserströme 
durch den Bau des Atatürk-Damms 
stark verringert wurden.“ Das Europä-
ische Parlament fordert, „dass die Tür-
kei gemeinsam mit ihren Nachbarn, 
einschließlich Syrien, Arbeitsgrup-
pen ins Leben ruft, um eine gerechte 
Aufteilung der Wasserressourcen von 
Flüssen, die in der Türkei entspringen, 
zu gewährleisten“ (Europäisches Par-
lament 2004). 
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Das Partnerschaftsab-
kommen mit der EU 
verpfl ichtet die Türkei 
zu einem Ausbau der 
grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit.



• Die UN-Konvention über die nicht-
schiffbare Nutzung grenzüberschrei-
tender Wasserwege (Kasten 6). 

Die Türkei gehört bislang nicht zu den 
Unterzeichnern dieser Konventionen, 
gleichwohl sie Mitgliedsland der ECE 
ist. Da die EU jedoch die Espoo-Kon-
vention und die Konvention von 1992 
unterschrieben hat, wird die Türkei 
diese in naher Zukunft ebenfalls unter-
zeichnen müssen. 

Der türkischen Regierung sind diese 
Implikationen durchaus bewusst. Wie 
die deutsche Wochenzeitschrift „Fo-
cus“ am 10. April 2006 berichtete, be-
handelte der Nationale Sicherheitsrat 
der Türkei Wasserfragen und deren 
Relevanz als Auslöser von Kriegen. 
Das Gremium beschloss, dass der Bau 
des Ilisu-Staudamms unbedingt fertig 
gestellt sein müsse, bevor die Türkei 
im Zuge ihres EU-Beitritts an Euro-
päisches Recht gebunden werde. Da 
es sich beim Tigris um einen grenzü-
berschreitenden Fluss handelt, darf er 
nach EU-Norm nicht ohne das Einver-
ständnis der Anrainerstaaten Irak und 
Syrien aufgestaut werden. Der Be-
schluss ist also ein offenes Eingeständ-
nis, dass der Bau des Ilisu-Staudamms 
internationales Recht bricht, denn auch 
das Völkergewohnheitsrecht sieht ja 
die Information und Konsultation der 
Flussanrainer vor.

Außerdem hat die Türkei in bilatera-
len Verträgen mit den Nachbarstaaten 
Syrien und Irak dem Prinzip der Infor-
mation und Konsultation bereits zuge-
stimmt: 
 
• Das Protokoll zwischen Irak und der 
Türkei von 1946 beschreibt Rahmen-
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bedingungen und Standards bezüglich 
wechselseitiger Information und Ge-
staltung in Bezug auf Projekte an Tig-
ris und Euphrat; 

• Das Protokoll zwischen Syrien und 
der Türkei von 1987 enthält bezogen 
auf die Wassernutzung von Tigris und 
Euphrat die grundsätzliche Bereit-
schaft zur Durchführung gemeinsamer 
Projekte. 

Beide Protokolle betonen die Zusam-
menarbeit der jeweiligen Vertragspar-
teien bei Fragen rund um das Wasser, 
sind jedoch bezüglich ihrer rechtlichen 
Bindewirkung und dem Inhalt der ein-
gegangenen Verpfl ichtungen sehr vage 
und fl exibel auslegbar gehalten.70 Ob 
ein Verstoß gegen die Bestimmungen 
der Protokolle aufgrund der fehlen-
den Konsultationen und offi ziellen 
Information im Kontext der Vorberei-
tungen des Ilisu-Staudamms rechtlich 
einklagbar ist, ist daher umstritten. Da 
die Türkei einmal in die Kooperation 
mit den Nachbarstaaten eingewilligt 
hat, unterliegt sie nach allgemeiner 
Rechtsauffassung jedoch auch dem 
Geiste des Völkergewohnheitsrechts, 
das die Konsultation der Flussanlieger 
verlangt. Allerdings ist derzeit nicht 
erkennbar, dass die Türkei gewillt ist, 
bei den Planungen zum Ilisu-Stau-
damm Zugeständnisse im Bereich der 
internationalen Kooperation zu ma-
chen, die ihre mit dem Ilisu-Staudamm 
verfolgten Ziele in irgendeiner Weise 
beeinträchtigen würden. 

e. Fazit

Die Vereinten Nationen und andere 
Organisationen, die sich mit Wasser 
als Ressource beschäftigen, warnen 
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70 siehe ausführlich: Epiney 2000.

Nationaler Sicherheitsrat: 
Ilisu-Staudamm unbed-
ingt vor EU-Beitritt fertig 
stellen.



Wasserressourcen vorzubeugen und 
die Verschärfung bestehender Konfl ik-
te zu vermeiden. Der Bau des Ilisu-
Staudamms würde genau das Gegen-
teil bewirken. Die bereits bestehenden 
Konfl ikte würden durch die Schaffung 
eines neuen effektiven Machtinstru-
ments verschärft werden. Der Bau des 
Ilisu-Staudamms würde damit erheb-
liche sicherheitspolitische Risiken in 
sich bergen.71  

Der Bau des Ilisu-Staudamms wür-
de gegen völkergewohnheitsrechtlich 
verankerte  Grundsätze verstoßen: 
gegen das Verbot erheblicher grenz-
überschreitender Umweltbeeinträch-
tigungen und gegen das Gebot der 
angemessenen Nutzung gemeinsamer 
natürlicher Ressourcen, insbesondere 
Wasserressourcen. Lehnt die Türkei 
weiterhin ein kooperatives Verhalten 
und präventive Konfl iktmechanismen 
ab, ist nicht auszuschließen, dass es in 
Zukunft angesichts der drohenden glo-
balen Wasserkrise zu ernsthaften – auch 
kriegerischen – Auseinandersetzungen 
über den Zugang zum Wasser des Ti-
gris kommt. Die Verschlechterung der 
Wasserqualität und die mögliche Re-
duktion der Wasserdurchfl ussmengen 
bieten zusätzlichen Sprengstoff.

2.8. Politischer Protest gegen den 
Ilisu-Staudamm

Vor dem Hintergrund der fehlenden 
Akzeptanz für den Ilisu-Staudamm 
gibt es in der Region eine Vielzahl von 
Aktivitäten gegen den Bau des Ilisu-
Staudamms.  

In den Jahren nach der ersten Auf-
tragsvergabe an Sulzer Hydro gingen 
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seit einigen Jahren davor, dass Wasser 
in naher Zukunft eine der Hauptursa-
chen für internationale Konfl ikte sein 
wird. Die Kontrolle über internationa-
le Wasserläufe wird damit zu einer au-
ßen- und machtpolitischen Schlüssel-
ressource und ein immer wichtigerer 
Machtfaktor sein.  

Die Fähigkeit, Wasserverteilungskon-
fl ikte in friedlicher oder gewaltsamer 
Weise zu lösen, hängt entscheidend 
von der Kooperationsbereitschaft der 
beteiligten Parteien ab. Die Türkei hat 
sich jedoch in der Frage der Nutzung 
der Wasserressourcen von Euphrat und 
Tigris als wenig kooperativ erwiesen. 

Trotz der auf Druck der ECAs erfolg-
ten Zusicherung der türkischen Regie-
rung, den Weiterfl uss einer Mindest-
menge Wasser in die Nachbarländer 
zu garantieren, ist nicht auszuschlie-
ßen, dass sie im Konfl iktfall auf das 
Erpressungspotential des Staudamms 
zurückgreift. Dies hat sie bereits in 
der Vergangenheit getan und mehrfach 
gedroht, das Wasser als Waffe einzu-
setzen (s. Kapitel 1). Die Haltung der 
türkischen Regierung ist strikt auf ihre 
eigenen Interessen hin ausgerichtet. Es 
ist daher nicht zu erwarten, dass sie 
bereit ist, sich einer für alle zufrieden 
stellenden Lösung unterzuordnen. Die 
besondere Problematik im Nahen Os-
ten ist, dass die Konfl ikte ums Wasser 
durch langjährige bestehende politi-
sche Konfl ikte in der Region zusätz-
lich angefacht werden. 

Es ist absolut zentral, durch den Aus-
bau kooperativer Mechanismen auf 
internationaler Ebene potentiellen 
Konfl ikten um die Verfügbarkeit von 
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71 Bei einer Bürgschaftsvergabe wären auch die Länder Deutschland, Österreich und die Schweiz im Falle 
     einer Eskalation grenzüberschreitender Wasserkonfl ikte mit verantwortlich. Im Falle Deutschlands ist dies 
     besonders zu kritisieren, da sich die Bundesregierung im Rahmen des sog. Petersberger Prozesses auf die 
     Fahnen geschrieben hat, solche grenzüberschreitenden Wasserkonfl ikte abzubauen. 
   

Der Bau des Ilisu-Stau-
damms würde damit 
erhebliche sicherheits-
politische Risiken in sich 
bergen



die Proteste in erster Linie von den 
europäischen Gruppen aus, die auf die 
Einhaltung ökologischer und sozialer 
Standards hinwirken wollten. In der 
Türkei selbst war der Protest gegen 
den Ilisu-Staudamm angesichts der ka-
tastrophalen Menschenrechtslage sehr 
schwierig. So brach z.B. der Bürger-
meister von Hasankeyf eine Tour durch 
Europa ab, nachdem er Drohanrufe 
erhalten hatte. Nur wenige Menschen 
trauten sich, offen gegen den geplan-
ten Damm Stellung zu nehmen. Das 
repressive politische Klima bekamen 
auch Delegationsreisende aus Europa 
zu spüren, die selbst auf Schritt und 
Tritt beobachtet wurden. Es war ihnen 
kaum möglich, frei mit Projektbetrof-
fenen zu sprechen.  

Die einzige Kritik, die vor Ort über-
haupt geäußert werden konnte, war 
die Kritik an der drohenden Zerstö-
rung von Hasankeyf. So wurden trotz 
der schwierigen Situation z. B. Vertre-
ter des schwedischen Unternehmens 
Skanska bei einem Besuch in Hasan-
keyf mit Spruchbändern empfangen, 
die den Erhalt der Stadt forderten. Die 
Anwaltskammer Diyarbakirs sowie 
ein Anwalt nahmen deutlich Stellung 
zur Unzulänglichkeit der 2001 veröf-
fentlichten Umweltverträglichkeits-
prüfung für den Ilisu-Staudamm. 

Wie die letzten Delegationsreisen euro-
päischer NGOs gezeigt haben, hat sich 
die Situation mittlerweile verändert. 
Anders als vor einigen Jahren äußern 
die BewohnerInnen in der Ilisu-Regi-
on inzwischen gegenüber ‚BesucherIn-
nen’ durchaus offen ihre Meinungen.72 

In den leichter zugänglichen Dörfern 
vertraten GegnerInnen des Staudamms 
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relativ frei ihre Position gegenüber der 
letzten europäischen Delegation von 
Oktober 2005. Politisches Engagement 
wird jedoch nach wie vor sanktioniert 
und offener Protest ist sehr schwierig. 
Wie die Archäologin Maggie Ronayne 
berichtet, trauen sich die Menschen 
aus Hasankeyf noch immer nicht, of-
fen zu demonstrieren (Ronayne 2005, 
88). Die Einschüchterungs- und Re-
pressionsmethoden fi nden zudem oft 
auf subtile Weise statt und sind schwer 
nachzuweisen. Viele Menschen wagen 
daher noch immer nicht, ihre Meinung 
frei zu äußern. Das erschwert öffent-
liche Diskussionen über die Vor- und 
Nachteile des GAP oder des Ilisu-Stau-
damms.  

Für das vorhandene Klima politischer 
Repression ist das Verhalten der tür-
kischen Behörden im Kontext einer 
internationalen Wasserkonferenz, die 
am 30. Oktober 200573 in der Provinz-
hauptstadt Diyarbakir stattfand, charak-
teristisch. Zum ersten Mal trafen sich 
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72 So die Erfahrung von zwei Delegationsreisen von WEED im Oktober 2000 und im Oktober 2005. 
73 International Water Conference, organisiert von Erklärung von Bern, ECA-watch-Austria, KHRP, WEED, 
     The Corner House, in Diyarbakir.

Abbildung 13:Podium auf der  internationalen Was-
serkonferenz, Diyarbakir, 30.10.2005

Foto: Heike Drillisch (WEED)



re Initiativen werden von politischen, 
kulturellen, Umwelt-, Frauen- und 
Menschenrechtsorganisationen organi-
siert. Einige existierten schon, um auf 
die Auswirkungen von Konfl ikten zu 
reagieren, andere wurden in Oppositi-
on gegen die Dämme und zum Schutz 
des Kulturerbes des von Überfl utung 
bedrohten Tales gegründet (wie z.B. 
die Initiative zur Rettung von Hasan-
keyf, s.u.).

Anfang des Jahres 2005 formulierten 
auf kommunaler und regionaler Ebene 
agierende politische Entscheidungs-
träger, darunter die Bürgermeister von 
Batman, Gercüs, Besiri, Hasankeyf, 
Bekirhan, Balpinar und Ikiköprü, ihren 
Protest gegen den Ilisu-Staudamm und 
riefen zur Rettung der antiken Stadt 
Hasankeyf auf.

Sie wehren sich dagegen, dass die 
über 10.000 jährige Geschichte sowie 
die einzigartige Szenerie des Ortes 
für eine Technologie geopfert werden, 
deren Haltbarkeitsdatum auf 50 Jahre 
geschätzt wird. Sie forderten den am-
tierenden Ministerpräsident Tayyip 
Erdogan auf, sein im Sommer 2003 in 
Batman gegebenes Versprechen, die 
Stadt nicht dem Staudamm zu opfern, 
sondern dem Tourismus zu öffnen, ein-
zuhalten.74 Bisher verdeutlicht jedoch 
der anstehende Verlust Hasankeyfs, 
dass die spektakulären Versprechen 
aus Ankara nichts als Worthülsen sind. 
Die protestierenden politischen Vertre-
terInnen wollen daher alle wirksamen 
nationalen und internationalen rechtli-
chen Beschwerdemöglichkeiten bis in 
die letzte Instanz nutzen und ein breite 
Öffentlichkeit über das Ilisu-Projekt 
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AktivistInnen aus dem akademischen 
Umfeld und sogenannten ‚grassroots-
AktivistInnen’ von der Basis zu einem 
Meinungs- und Erfahrungsaustausch. 
Die Konferenz wurde gemeinsam von 
der europäischen Ilisu-Kampagne und 
den aktiven Gruppen in der Türkei or-
ganisiert und stellte eine Plattform für 
den internationalen Erfahrungsaus-
tausch über Staudammbauten dar.

Neben den türkischen Gruppen und 
Organisationen aus der Region waren 
die türkischen Behörden – unter ihnen 
die staatliche Wasserbehörde DSI und 
die GAP-Verwaltung – explizit einge-
laden und im Vorfeld über die Kon-
ferenz informiert worden. Dennoch 
versuchte insbesondere das DSI, die 
Konferenz zu verhindern. Allerdings 
fehlte dazu jegliche rechtliche Grund-
lage, so dass die Konferenz durchge-
führt werden konnte. Trotzdem machte 
die türkische Polizei von der gesamten 
Konferenz Filmaufnahmen – ebenfalls 
ohne rechtliche Grundlage. Auch gab 
es Einschüchterungsversuche und Dro-
hanrufe im Vorfeld der Tagung. Ein 
Angereister aus einer anderen GAP-
Region wurde unter dem Verweis auf 
angebliche Visa-Probleme festgenom-
men. Einige Projektbetroffene, die an 
der internationalen Wasserkonferenz 
teilnehmen wollten, wurden derart 
unter Druck gesetzt, dass sie ihre Teil-
nahme absagten. 

Trotz dieser schwierigen politischen 
Situation gibt es eine Vielzahl von Ver-
einen, Organisationen und Einzelper-
sonen, die sich mit dem Staudammbau 
auseinandersetzen und sich politisch 
engagieren. Einige Proteste und kleine
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74 Wörtliche Übersetzung der Aussage ungefähr: „Die Spuren der 40 Kulturen tragenden Stadt Hasankeyf 
     werden wir nicht für den Ilisu-Staudamm opfern. Wir sind entschlossen, Hasankeyf, diese Wiege der 
     Zivilisationen, für den Tourismus zu öffnen.“ 

Trotz der schwierigen 
politischen Situation 
gibt es eine Vielzahl 
von Organisationen und 
Einzelpersonen, die sich 
mit dem Staudammbau 
auseinandersetzen und 
sich politisch engagieren.



informieren, um Hasankeyf als ein 
Erbe der Menschheit für die nächsten 
Generationen zu erhalten.75 

Im Mai 2005 trafen 200 SchülerInnen 
aus Diyarbakir in Hasankeyf ein, um 
ihren Widerstand gegen das Ilisu-Pro-
jekt öffentlich zu bekunden. Bei einem 
Besuch der Denkmäler und Ruinen 
entrollten sie ein Transparent mit der 
Aussage: “Der Untergang Hasankeyfs 
bedeutet unseren Untergang.”  Weitere 
Protestaktionen sind geplant (Gündem 
2005). 

In den von aktuellen Staudammpro-
jekten (Ilisu, Zap, Munzur und Hak-
kari Staudämme) bedrohten Gebieten 
haben sich unabhängige Gruppen for-
miert, die ihren Protest organisieren, 
Informationen austauschen und ge-
meinsame Positionen erarbeiten. Im  
Juni 2005 haben sie sich in Diyarbakir 
zu einer Staudamm-Plattform zusam-
mengeschlossen, um ihre Arbeit stär-
ker zu vernetzen. 

Ende August erreichte ein aus Istan-
bul kommender Solidaritätszug Ha-
sankeyf. Die 300 Passagiere, darunter 
viele KünstlerInnen, Wissenschaftle-
rInnen und NaturschützerInnen, wa-
ren insgesamt drei Tage in der Türkei 
unterwegs und brachten ihren Protest 
gegen die Zerstörung der denkmal-
geschützten Stadt deutlich zum Aus-
druck. Der vom Umweltverein (Doga 
Dernegi) und der Zeitschrift „Atlas“ 
organisierte Solidaritätszug zeigt, dass 
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Hasankeyf über seine Stadtgrenzen 
hinaus ein wichtiges kulturelles und 
historisches Zentrum darstellt, dessen 
geplante Vernichtung in der ganzen 
Türkei Proteste auslöst.76 

Die Hasankeyf-Initiative77, in der sich 
Stadtverwaltungen, Berufsverbände 
und lokale Nichtregierungsorganisa-
tionen zusammengeschlossen haben, 
nahm Ende 2005 die Arbeit auf. Sie 
will die Flutung der antiken Stadt Ha-
sankeyf verhindern und die Öffent-
lichkeit über die ökologisch und sozial 
ungerechte Planungskonzeption und 
-umsetzung informieren, die interna-
tionale und nationale Richtlinien ver-
letzt. An einem Treffen Anfang Januar 
nahmen die Bürgermeister der größten 
Städte der Staudammregion (Diyarba-
kir, Batman, Hasankeyf, Dargecit und 
Bismil) teil. 

Am 18. und 19. Februar 2006 fand in 
Diyarbakir das Symposium „Keep Ha-
sankeyf Alive“ statt, an dem sich eine 
Vielzahl von ExpertInnen und Aktivis-
tInnen beteiligte. In zahlreichen Bei-
trägen wurde aus wissenschaftlicher 
und sozialer Perspektive eine klare Po-
sition gegen den bisherigen Planungs-
ansatz für den Ilisu-Damm bezogen 
und Lösungsansätze für den Erhalt Ha-
sankeyfs präsentiert. Die abschließen-
de Deklaration des Symposiums fasst 
die zentralen Ergebnisse und Erkennt-
nisse des Symposiums zusammen und 
enthält Alternativempfehlungen.78 
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75 Batman Belediyesi (Stadtverwaltung von Batman): Batman Sesi, Februar/März 2005, S. 10. 
76 Weitere Informationen (auf türkisch):  http://www.hasankeyfesadakat.com/.
77 An der Hasankeyf-Initiative beteiligen sich der Zusammenschluss der Gemeinden der Südosttürkei 
     GABB, TMMOB-Diyarbakir (Zusammenschluss der Architekten- und Ingenieurskammern), Lokale 
     Agenda 21, die Anwaltskammer Diyarbakir/Batman, die Stadtverwaltung von Hasankeyf, die Hasankeyfer 
     Freiwilligen-Assoziation, der Menschenrechtsverein IHD, die Vertriebenenorganisation Göc-Der, CEKÜL 
     (Stiftung zum Erhalt der Ökologischen und Kulturellen Werte), der Museumsverein, CevGön (Ökolo-
     gische Freiwilligen-Organisation) und die Verwaltungen des Stadtbezirks Yenisehir und von Diyarbakir 
     Metropolitan, der Stadt Bismil und der Stadt Dargecit.
78 Die Deklaration ist zu fi nden unter: http://www.hasankeyfgirisimi.org/en/index.htm oder http://www.
     weed-online.org/ilisu.

„Der Untergang Hasan-
keyfs bedeutet unseren 
Untergang.“

Stadtverwaltungen, 
Berufsverbände und 
lokale Nichtregierungsor-
ganisationen haben sich 
zur Hasankeyf-Initiative 
zusammengeschlossen.



2.9. Die ökonomische Fragwür-
digkeit des Ilisu-Projekts 

Für die beteiligten Unternehmen ver-
spricht der Bau des Ilisu-Staudamms 
ein lukratives Geschäft zu werden. Die 
Tatsache, dass das Konsortium nach 
Aussage des Schweizer Konzerns Al-
stom für die Erstellung der neuen Um-
weltverträglichkeitsprüfung und des 
Umsiedlungsplans 25 Millionen Euro 
beisteuerte und weitere 25 Millionen 
Euro für den Kulturgüterschutz zuge-
sagt hat, macht deutlich, welche Ge-
winne erwartet werden. 

Vieles spricht jedoch dafür, dass eine 
Kosten-Nutzen-Analyse des Stau-
damms, die alle Kosten mit einbezieht 
und die Rentabilität realistisch ein-
schätzt, jedoch gerade unter ökonomi-
schen Gesichtspunkten zu einer nega-
tiven Bewertung des Projekts gelangen 
würde.

Zum einen muss schon allein bei den 
Baukosten mit großen Steigerungen 
gerechnet werden. Beim Bau der Öl-
pipeline von Baku in Aserbaidschan 
zum türkischen Mittelmeerhafen Cey-
han, bei der wesentlich weniger Men-
schen umgesiedelt werden mussten und 
die Entschädigungen dementsprechend 
geringer ausfi elen, liegen die Kosten 
bereits 30 Prozent höher als geplant. 
Auch für Staudämme sind derartige 
Kostensteigerungen sehr typisch, wie 
bereits die Weltstaudammkommission 
belegte. Wie der Geologieexperte Ta-
hir Öngür aus Instanbul hervorhebt, 
werden in der technischen Planung 
des Dammes wesentliche Fragen aus-
geklammert. Insbesondere besteht die 
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Die Diskussionen und Ergebnisse des 
Symposiums sowie eine Vielzahl wei-
terer Bedenken wurden von Organi-
sationen und Einzelpersonen vor Ort 
auch den Exportkreditversicherungen 
Deutschlands, der Schweiz und Ös-
terreichs mitgeteilt. In den Eingaben 
wurde der Bau des Ilisu-Staudamms 
rundweg abgelehnt. Eine Reaktion der 
Exportkreditagenturen liegt bis zur 
Fertigstellung dieser Studie nicht vor.

Ein Ereignis der letzten Zeit wirkt auf 
die AktivistInnen aber befl ügelnd: 
Zwei Dämme am Munzur (ebenfalls in 
den kurdischen Gebieten), der Yusufe-
li-Damm am Coruh-Fluss in der Nähe 
Georgiens und der Yortanli-Staudamm 
am gleichnamigen Fluss, konnten vor-
erst gerichtlich gestoppt werden. Bei 
Yusefeli waren ökologische Bedenken 
gegen den Dammbau ausschlaggebend, 
in Munzur entschieden sich die Gerich-
te aufgrund des Kulturerbes. Der Yort-
anli-Staudamm wurde gestoppt, da die 
zuständige Denkmalschutzbehörde in 
Izmir am 29. Oktober 2005 einer Kla-
ge gegen die Überfl utung der antiken 
Stadt Allinoi stattgegeben hat. Die 
Aufstauung des Wassers darf so lange 
nicht erfolgen, bis die erforderlichen 
Schutzmaßnahmen für diesen antiken 
Kurort, der auch das „Baden-Baden 
der Antike“ genannt wird, abgeschlos-
sen sind. Die Kläger beriefen sich er-
folgreich auf ein Gesetz des Jahres 
2001, worunter auch diese Grabungs-
stätte offi ziell als „bewahrenswertes 
Kulturgut ersten Ranges“ gilt. Damit 
ist nach geltendem türkischen Recht 
eine derzeitige Flutung nicht gestattet. 
Auch Hasankeyf ist ein Kulturgut ers-
ten Ranges.
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AktivistInnen.



Möglichkeit, dass der Grund des Re-
servoirs wasserdurchlässig ist, was 
nur mit erheblichem Kostenaufwand 
ausgeglichen werden könnte (Öngur 
2006).

Zudem unterschätzen sowohl die Um-
weltverträglichkeitsprüfung als auch 
der Umsiedlungsplan die für ökologi-
sche und soziale Ausgleichsmaßnah-
men benötigten Gelder in erheblichem 
Maße. So muss damit gerechnet wer-
den, dass die Zahl der umzusiedeln-
den und zu entschädigenden Personen 
bedeutend höher liegt als die im RAP 
angegebenen ca. 50.000 Betroffenen 
(s. Kap 2.5). Viele Kostenfaktoren, z. 
B. für die Klärung von Landtiteln, die 
nach dem neuen Enteignungsgesetz 
vom Betreiber gezahlt werden muss, 
tauchen im RAP überhaupt nicht auf. 
Auch die Kosten für zusätzliche In-
frastruktur – von Straßenbau über 
Abwasserkanäle bis zu Bildungs- und 
Gesundheitseinrichtungen – werden 
massiv unterschätzt, da offi ziell nur 
die Personen, die eine staatliche Um-
siedlung wünschen, Anspruch auf die 
Bereitstellung dieser Dienste haben. 
Die Mehrzahl der Betroffenen, die auf-
grund der schlechten Erfahrungen bei 
früheren Dammbauten ihre Umsied-
lung selbst organisieren wollen, wird 
eigenständig in die umliegenden Städ-
te ziehen, ohne dass den zuständigen 
BürgermeisterInnen bisher irgendeine 
Unterstützung zugesagt worden wäre.

Insgesamt „externalisiert“ das Projekt 
wesentliche Faktoren und verschleiert 
somit die wahren Kosten. So nennt der 
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neue RAP als wichtigsten langfristigen 
Beitrag zur Erschließung neuer Ein-
kommensquellen für die Umgesiedelten 
Entwicklungs- und Infrastrukturpro-
jekte, die für andere Bevölkerungstei-
le konzipiert wurden, z. B. das Social 
Risk Mitigation Project (SRMP)79 oder 
mögliche Gelder aus der Global Eniv-
ronmental Facility. Damit werden in 
klassischer Weise Kosten für wichtige 
Projektbestandteile wie die Umsied-
lung ausgelagert und fl ießen nicht mehr 
in die Projektkalkulation ein.80 Auch in 
der UVP genannte Maßnahmen, um 
die negativen ökologischen Auswir-
kungen abzuschwächen, wie z.B. bes-
sere Wasserklärsysteme, werden nicht 
als integraler Bestandteil des Projekts 
konzipiert, sondern wie im Falle der 
Stadt Batman in einem getrennten Pro-
jekt mit der GTZ geplant.  

Hinzu kommt, dass Opportunitätskos-
ten (Kosten durch den entgangenen 
Nutzen) weder im neuen RAP noch 
in der UVP einkalkuliert werden. Es 
fehlen Berechnungen über den entgan-
genen Nutzen durch die Transformati-
on von landwirtschaftlich produktiver 
Fläche in Wohngebiet im Rahmen der 
Umsiedlungsprogramme. Dazu kommt, 
dass 42 Prozent der Fläche im Flu-
tungsgebiet landwirtschaftlich nutzbar 
ist. Zwei Drittel davon sind von sehr 
guter Bodenqualität, die sich jedoch 
außerhalb des Flusstales seltener fi nden 
lässt. Auch sind seit der Ankündigung 
des Projektes so gut wie keine Investi-
tionen mehr in die betroffene Region 
gefl ossen. Die dadurch entstandenen 
Ausfallkosten sind nirgendwo quanti-
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79 Im Türkischen mit dem Kürzel SRAP gekennzeeichnet. Vgl. RAP Kap. 7, S. 35ff.
80 Ganz abgesehen davon, dass diese Strategie Kosten „versteckt“, ist es völlig unangemessen, verschie-
     dene Weltbankstandards, z. B. über Staudammsicherheit und zum Schutz von Habitaten als nicht relevant 
     für die UVP zu erklären, andererseits aber Gelder aus Weltbankprojekten wie dem SRMP für das Projekt 
     zu benützen.

Die Baukosten und die für 
ökologische und soziale 
Ausgleichsmaßnahmen 
benötigten Gelder werden 
in erheblichem Maße 
unterschätzt.

Insgesamt externalisiert 
das Projekt wesentliche 
Faktoren und verschleiert 
damit die wahren Kosten.

Opportunitätskosten 
werden nicht einkalkuliert: 
Minarette ohne Mos-
cheen, eine versetzte 
Brücke ohne Fluss und 
„umgesiedelte“ Schloss-
türen ohne Schloss 
können Hasankeyf nicht 
ersetzen.



Volumen des Staubeckens innerhalb 
kurzer Zeit stark verringern werden. 
Insgesamt ist die Ausnutzung des Was-
serkraftwerks ungewiss. Andere Stau-
dammprojekte in der Region liefern 
weit weniger Strom als in der Planung 
berechnet. Besonders die fl ussaufwärts 
geplanten Bewässerungssysteme wer-
den die Energieausbeute und damit die 
Rentabilität des Ilisu-Damms negativ 
beeinfl ussen (s. a. Kap. 2.10 a). 

2.10. Alternativen zum Ilisu-
Staudamm  

Erfahrungen mit Staudammbauten 
zeigen, dass deren Vorteile häufi g ab-
sichtlich übertrieben dargestellt wer-
den. Die Ziele der Staudämme könn-
ten in vielen Fällen mithilfe anderer 
Methoden und Maßnahmen sehr viel 
effi zienter und nachhaltiger erreicht 
werden.81 Die gravierenden Folge-
kosten eines Staudammbaus werden 
dagegen häufi g unterschätzt. Eine 
umfassende Prüfung von Alternati-
ven muss daher eine Grundvoraus-
setzung für eine Entscheidung für 
oder gegen den Staudammbau sein.

a. Notwendigkeit einer umfang-
reichen Prüfung von Alternati-
ven zum Ilisu-Staudamm 

Angesichts der massiven und irrever-
siblen Schäden, die ein Großstaudamm 
nach sich zieht, ist die Alternativenprü-
fung besonders wichtig. Internationale 
Standards für die Erstellung von Um-
weltverträglichkeitsprüfungen schrei-
ben daher eine intensive Befassung mit 
möglichen Alternativprojekten vor, so 
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fi ziert. Wie Reisende nach Hasankeyf 
berichten, ist das ansatzweise Aufblü-
hen touristischer Infrastruktur der letz-
ten Jahre bereits wieder zum Erliegen 
gekommen, seit der neuerliche Pro-
jektanlauf bekannt wurde. Es ist mehr 
als fraglich, ob der geplante Touristen-
park, in dem Teile der Stadt Hasankeyf 
wieder aufgebaut werden sollen, die 
Einnahmen aufwiegen kann, die ein 
„lebendes“ Hasankeyf erzielen könnte. 
Minarette ohne Moscheen, eine ver-
setzte Brücke ohne Fluss, und „um-
gesiedelte“ Schlosstüren ohne Schloss 
- ein solcher Park kann die Stadt Ha-
sankeyf nicht ersetzen, weder für die 
Menschen in der Region noch für Tou-
risten. 
 

Auch auf der „Nutzenseite“ ist Zweifel 
anzumelden. So könnte die Lebensdau-
er des Staudammes erheblich kürzer 
sein als vom Konsortium angegeben, da 
erhebliche Sedimentablagerungen das 
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„Ein EIA [UVP, d. Verf.] sollte […] die folgenden Punkte enthalten: 
Analyse von Alternativen: Vergleicht systematisch mögliche Alterna-
tiven zum geplanten Projektstandort, -design, und -betrieb (inklusive 
der „kein Projekt“-Situation) in Beziehung zu den möglichen Umwel-
tauswirkungen; analysiert die Möglichkeit, diese Auswirkungen zu 
verringern; die Kapital- und wiederkehrenden Kosten der Alternativen, 
ihre Eignung unter den örtlichen Bedingungen sowie ihre institutionel-
len, Ausbildungs- und Überwachungserfordernisse. Quantifi ziert für 
jede der Alternativen deren Umweltauswirkungen bis zum größtmögli-
chen Ausmaß und bewertet diese wirtschaftlich, soweit möglich. Stellt 
die Gründe für die Auswahl des geplanten spezifi schen Projektdesigns 
dar, rechtfertigt empfohlene Emissionswerte und spricht Möglichkeiten 
zur Verringerung bzw. Vermeidung von Umweltverschmutzung an.“ 

Überarbeiteter Entwurf der OECD-Empfehlungen zu gemeinsamen Herangehensweisen 
bei der Berücksichtigung von Umweltaspekten bei staatlich geförderten Exportkrediten 
(„Common Approaches“). URL: http://www.agaportal.de/pdf/ca_deutsch.pdf

Kasten 22: Analyse von Alternativen in den Common Approaches

81 WCD 2000.  



auch die Umweltleitlinien der ECAs, 
die sog. „Common Approaches“ (s. 
Kasten 22).

In der neuen UVP von 2005 werden 
Alternativen dagegen nur sehr kur-
sorisch geprüft. Die Prüfung ist un-
vollständig, unsystematisch und un-
ausgewogen. So ist nach Ansicht des 
Geologen Tahir Öngur aus Istanbul die 
Alternativenprüfung auf der Grundla-
ge von Evaluierungen und Erhebungen 
erstellt worden, die bereits 50 bis 65 
Jahre zuvor mit einem viel geringeren 
Kenntnisstand und Methodenstandard 
erstellt wurden. 

Des Weiteren sind nach Meinung des 
Wissenschaftlers alternative Projektde-
signs nicht genügend evaluiert worden: 
Eine Verkleinerung des Staudammde-
signs könnte zum Beispiel die Stadt 
Hasankeyf vor der Überfl utung retten. 
Dadurch würde zwar die die Kapazi-
tät des Stromwerkes gesenkt, jedoch 
würde die Energieproduktion selbst 
nicht in gleich starkem Masse zurück-
gehen. Die Produktivität würde also  
steigen. Dazu kommt, dass die Kosten 
für das Projekt durch eine Absenkung 
der Höhe stärker sinken würden als die 
Energieproduktion. In seiner jetzigen 
Form ist der Ilisu-Damm bezogen auf 
die Energierentabilität damit der un-
produktivste aller GAP Staudämme: 
Das Projekt wird die höchsten Inves-
titionskosten pro Energieeinheit von 
allen GAP Staudämmen haben (Öngur 
2006). 

Auch ökologische Aspekte wurden 
bei der Alternativenprüfung nur selek-
tiv geprüft und soziale Auswirkungen 
überhaupt nicht berücksichtigt. Da
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durch missachtet die Alternativenprü-
fung in vielen Punkten den Annex II 
der OECD Common Approaches, die 
Erfordernisse der Operational Policy 
(OP) 4.01 der Weltbank, sowie weitere 
internationale Standards, insbesondere 
die Empfehlungen der Weltstaudamm-
kommission (WCD).

b. Energiepolitische Alternativen

Die Türkei begründet den Ilisu-Stau-
damm vor allem mit dem wachsen-
den Energiebedarf des Landes, der bei 
mehr als 7 Prozent jährlich liegt. Alle 
langfristigen Szenarien gehen davon 
aus, dass der Energieverbrauch wei-
ter ansteigen wird. 2005 lag der Pro-
Kopf-Verbrauch an Energie in der 
Türkei bei 2.100 kWh, im Osten und 
Südosten des Landes allerdings nur bei 
etwa 800 kWh. In entwickelten Staa-
ten beträgt dieser Wert 8.900 kWh, 
in den USA liegt er sogar noch darü-
ber.82 Der Weltdurchschnitt beträgt  
2.500 kWh. Allerdings droht der Tür-
kei mit Sicherheit kurzfristig keine 
Energiekrise: Im Jahr 2004 lag der Ma-
ximalverbrauch an Energie zu Stoßzei-
ten nur bei 62 Prozent der Gesamtka-
pazität.83 Derzeitige Energieprobleme 
deuten daher eher auf eine mangelhaf-
te Bewirtschaftung der Energiequellen 
hin (Tüzün 2006).

Der Ilisu-Staudamm soll 3,2 Prozent 
der türkischen Gesamtenergie liefern. 
Die energiepolitischen Argumente für 
den Bau des Staudamms sind jedoch 
nicht überzeugend – eine Vielzahl von 
Alternativen steht zur Auswahl, die 
wesentlich geringere soziale und öko-
logische Auswirkungen hätten: 
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82 Der Wert liegt bei 12.322 kWh.

Die energiepolitischen 
Argumente für den Damm 
sind nicht überzeugend: 
Es gibt Alternativen.

Der Ilisu-Staudamm ist 
bezogen auf die Ener-
gierentabilität der un-
produktivste aller GAP-
Staudämme.



• Auch auf anderem Wege lässt sich 
einem steigenden Energieverbrauch 
entgegenwirken: Laut Tüzün könnte 
allein durch eine sparsamere Beleuch-
tung in den Wohnvierteln ein ganzer 
Staudamm in der Größe von Ilisu ein-
gespart werden.

• Verstärkte Nutzung Erneuerbarer En-
ergien – Wind, Sonne, geothermische 
Quellen, Biomasse, Wasserstoff, Was-
serkraftwerke bis 10 MW: Die Türkei 
hat ein gigantisches Potenzial für die 
Nutzung regenerativer Energien jen-
seits von Großstaudämmen. Nach einer 
Vereinbarung der EU haben sich ihre 
Mitgliedsstaaten verpfl ichtet, bis zum 
Jahr 2010 12 Prozent der Gesamtener-
gie aus erneuerbaren Energieformen zu 
gewinnen. Der Anteil der erneuerbaren 
Energie in der Türkei beträgt gerade 
einmal 0,09 Prozent.87 Auch wenn die 
Betreiber des Projektes das Potenzi-
al in der neuen UVP herunterspielen, 
wird das nutzbare Solarenergie-Poten-
tial auf 113 TWh/y geschätzt, bei einer 
durchschnittlichen Strahlungsaufnah-
me von 2000 kWh/m2/y (Greenpeace 
et al. 2005). Bei entsprechendem poli-
tischen Willen wäre dies in relativ kur-
zer Zeit stark ausbaubar. Hinzu kommt 
ein Potenzial an Windenergie von bis 
zu 188.000 MW, von denen 10.000 bis 
20.000 MW kurzfristig in Betrieb ge-
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• Von AktivistInnen vor Ort wurde 
mehrfach vorgeschlagen, statt des Ili-
su-Staudamms mehrere kleine Dämme 
zu bauen. Allerdings ist bei Staudäm-
men insgesamt zu beachten, dass sie 
nicht immer verlässlich arbeiten. Bei 
niedrigen Pegeln aufgrund von Dürre-
zeiten kann es zu einer eingeschränk-
ten Leistungsfähigkeit kommen. Nach 
Angaben eines ehemaligen DSI-Mitar-
beiters84 laufen die bereits in Betrieb 
befi ndlichen Dämme schon unter ihrer 
Kapazität. Es ist also fraglich, ob der 
geplante Ilisu-Staudamm tatsächlich 
das Plansoll erzielen kann. 

• Verbesserung der Energieeffi zienz: 
Die Türkei hat unter den OECD Mit-
gliedern die niedrigste Energieeffi -
zienz: 21 Prozent des produzierten 
Stroms geht durch das marode Vertei-
lernetz verloren. „Wenn in unserem 
Land der Verlust beim Transport von 
Energie und die illegale Nutzung von 
gegenwärtig 21 Prozent auf 11 Prozent 
gesenkt wird, würde dies einem Wert 
von 3600 MW gleichkommen. Dies 
bedeutet drei Ilisu Staudämme“, urteilt 
Nedim Tüzün.85 Da seit vielen Jahren 
nicht in die Verteilungsnetze investiert 
wurde, ist der Anteil der Transport-
verluste auf jeden Fall erheblich und 
wesentlich höher als in anderen Staa-
ten.86 
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83 23.485 MW Maximalverbrauch bei 37.480 MW Gesamtkapazität (Tüzün 2006).
84 WEED/FERN Delegationsreise Juli 2005, Diyarbakir.
85 Tüzün 2006, S.4.
86 Von StaudammbefürworterInnen wird angeführt, die hohen Energieverluste seien darauf zurückzuführen, 
     dass das Stromnetz illegal angezapft wird. Eine Steigerung der Energieeffi zienz bedeute, diesen Strom-
     diebstahl zu unterbinden und der armen Bevölkerung die Bezahlung des Stroms aufzubürden. Bisher 
     werden jedoch die Werte für den Energieverlust beim Transport und die Werte für die illegale Nutzung 
     nicht voneinander getrennt aufgeführt, so dass eine differenzierte Bewertung nicht möglich ist. Die 
     türkische Regierung zeigt damit ihr Desinteresse, Effi zienzmaßnahmen als Alternative zu Kraftwerksneu-
     bauten ernsthaft anzugehen.
87 Tüzün 2006, S.3. Andere Quellen (Europa Digital, o. Datum) sprechen von 6 prozentigem Anteil an 
     erneuerbaren Energien. Üblicherweise wird Wasserkraft zu den erneuerbaren Energien dazu gerechnet; als 
     sozial verträgliche Alternativen können jedoch nur kleine Staudämme angesehen werden. Laut der 
     Internationalen Kommission für Großstaudämme (ICOLD) hat ein Großstaudamm eine Höhe über 15m 
     oder ein Speichervolumen von über 3 Mio Kubikmeter. Tüzün verwendet den Wert von 10 MW Kraft-
     werksleistung als Unterscheidungsmerkmal.



nommen werden könnten. Bisher wer-
den jedoch nur 18,9 MW genutzt; 2005 
wurden allerdings Anträge für insge-
samt 1.409 MW genehmigt. Trotzdem 
können durch eine effektive Nutzung 
der Windenergie ein Dutzend Ilisu-
Staudämme eingespart werden. Hinzu 
kommen 200 bis 500 MW brachliegen-
de geothermische Energie. Bisher gibt 
es in der Türkei nur eine Anlage, die 20 
MW produziert (Tüzün 2006). 

c. Ein innovativer Planungsan-
satz für Staudammprojekte

Sollte nach einer umfassenden Prüfung 
energiepolitischer Alternativen der 
Bau des Ilisu-Staudamms noch immer 
notwendig erscheinen – was unseren 
Informationen nach nicht wahrschein-
lich ist – so muss dieser zumindest in 
einem alternativen Planungsrahmen 
erfolgen. 

In den letzten Jahren konnten bei der 
Durchsetzung von Umweltstandards 
für Exportkreditversicherungen im 
Rahmen der OECD zwar Erfolge er-
zielt werden (s. Kasten 11). Doch auch 
die jüngsten Erfahrungen mit Stau-
dammprojekten zeigen deutlich, dass 
die bisherigen Umweltstandards der 
Exportkreditagenturen und der Welt-
bank nicht ausreichen, um die nega-
tiven Auswirkungen von Großstau-
dämmen zu vermeiden (ECA-Watch 
2005). 

Demgegenüber wurden die Empfeh-
lungen der Weltstaudammkommission 
speziell für Großstaudämme konzi-
piert und sind in mehrfacher Hinsicht 
den Weltbankrichtlinien überlegen. 
Während die WCD-Empfehlungen alle 
relevanten Aspekte von Staudamm
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bauten umfassen, gelten die Weltbank-
richtlinien für Projekte verschiedenster 
Sektoren mit möglichen ökologischen 
oder sozialen Auswirkungen und be-
stehen aus zehn verschiedenen „safe-
guard policies“, von denen jeweils 
mehrere auf ein Projekt Anwendung 
fi nden. Dies führt dazu, dass einige we-
sentliche Folgewirkungen kaum von 
den Richtlinien berücksichtigt werden, 
z. B. die Auswirkungen auf Flussdeltas 
und auf Ökonomien, die auf Flutspit-
zen unterhalb eines Dammes angewie-
sen sind.88  

Um zu gewährleisten, dass alle öko-
logischen und sozialen Risiken ange-
messen erfasst und vor allem die Rech-
te und Ansprüche aller betroffenen 
Gruppen anerkannt werden, schlägt 
die Weltstaudammkommission einen 
„Rechte-und-Risiken“-Ansatz vor: 

„Ein ‘Rechte und Risiken’ Ansatz bei der Prü-
fung von Optionen, bei der Planung und im 
Projektzyklus bietet einen effektiven Entschei-
dungsrahmen, um zu bestimmen, wer einen le-
gitimen Platz am Verhandlungstisch einnehmen 
kann und welche Fragen auf die Tagesordnung 
gesetzt werden müssen. Dieser Ansatz stärkt 
Entscheidungsfi ndungs-Prozesse, die auf Ver
handlungsergebnissen beruhen, die offen und 
transparent unter Beteiligung aller legitimen 
Akteure erzielt werden. So trägt er also zur Lö-
sung der vielfältigen und komplexen Fragen in 
Zusammenhang mit Wasser, Staudämmen und 
Entwicklung bei. Das bedeutet höhere Anforde-
rungen in den Frühstadien der Prüfung und Pro-
jektierung von Bauvorhaben, aber auch mehr 
Klarheit und Legitimität bei den anschließen-
den Schritten der Entscheidungsfi ndung und 
Durchführung.“ (WCD 2000, S. 18)

Gerade angesichts der menschen-
rechtlich und sozial prekären Situ-
ation in der Ilisu-Region reichen 
die Standards der Weltbank oder 
der OECD nicht aus, sondern es 
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88 Scudder 2005.

Die Erfahrung zeigt, dass 
die Umweltstandards der 
ECAs und der Weltbank 
nicht ausreichen, um die 
negativen Auswirkungen 
von Großstaudämmen zu 
vermeiden.



Kritik an den politischen, sozialen, 
menschenrechtlichen und umweltpo-
litischen Rahmenbedingungen in der 
Südosttürkei deutlich gemacht.

a. Mangelnde Umsetzung von 
Gesetzen und Richtlinien

Im Rahmen der Beitrittsverhandlun-
gen mit der Türkei hat die EU Ver-
säumnisse im Bereich der Menschen-
rechtspolitik und der Umweltpolitik 
klar benannt. In ihrer letzten Stellung-
nahme zum Beitrittsprozess der Türkei 
hielt die EU-Kommission fest: „Trotz 
einiger Fortschritte ist der Stand der 
Übernahme des Besitzstands im Um-
weltbereich noch niedrig“ und dass 
„der fortschreitende Verlust von Habi-
taten (Lebensraum einer Lebensart, d. 
Verf.)  [...] Anlass zur Besorgnis (bie-
tet, d. Verf.)“ (Europäische Kommis-
sion 2004a, S. 138). Der Bericht der 
Kommission unterstreicht aus diesem 
Grund, dass „alle neuen Investitionen 
mit dem umweltpolitischen acquis im 
Einklang stehen sollten.“ 

Zwar hat die türkische Regierung in 
letzter Zeit zahlreiche Gesetzesrefor-
men beschlossen und wichtige Men-
schenrechtsabkommen ratifi ziert. 

Gleichwohl bleibt noch sehr viel zu 
tun, um auf die rechtlichen Standards 
der EU zu kommen. Das zentrale Pro-
blem ist dabei vor allem die Umsetzung 
der beschlossenen Gesetze. Schon 
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müssen die WCD-Empfehlungen
zugrunde gelegt werden. Nur eine Pla-
nung des Ilisu-Staudamms, die diesen 
Ansatz befolgt, kann gewährleisten, 
dass die Rechte der betroffenen Bevöl-
kerung gewahrt werden und ökologi-
sche und soziale Folgeschäden mini-
miert werden. Die EU hat die Relevanz 
der WCD-Richtlinien bestätigt und 
diese als Referenzmarke in ihre „Lin-
king Direktive“ vom Oktober 2004 
aufgenommen.89 

2.11. Der Ilisu-Staudamm im 
Kontext der EU-Beitrittsver-
handlungen mit der Türkei

Die Türkei, die am 3. Oktober 2005 in 
offi zielle Beitrittsverhandlungen mit 
der EU eingetreten ist, ist gefordert, 
ihre Gesetze, Verwaltungsvorschriften 
und -praxen den EU-Normen anzu-
gleichen. Im Falle eines Beitritts ist 
sie zur Übernahme des “acquis com-
munautaire” (gemeinschaftlichen Be-
sitzstands) – also des Gesamtbestandes 
an Rechten und Pfl ichten, der für die 
Mitgliedsstaaten der EU verbindlich 
ist – verpfl ichtet. Der Umwelt-Acquis 
sollte sogar schon bis 2003/4 über-
nommen sein.

Alle zur Zeit verfügbaren Informa-
tionen deuten darauf hin, dass der 
Planungsprozess zum Bau des Ilisu-
Staudamms EU Normen und Stan-
dards zuwider läuft. Die EU hat in 
ihren Fortschrittsberichten bereits die 
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Gerade angesichts der 
menschenrechtlich und 
sozial prekären Situa-
tion in der Ilisu-Region 
müssen die WCD-Empfe-
hlungen zugrunde gelegt 
werden.

Es sind noch tiefgreifende 
institutionelle Reformen in 
der Türkei nötig.

89 Die Linking Directive verknüpft das EU-Emissionshandelssystems mit den Kyoto-Mechanismen („Joint 
     Implementation“ und „Clean Development Mechanism“). Sie wurde im Oktober 2004 vom Rat der Eu-
     ropäischen Union endgültig angenommen und ist seit dem 13.11.2004 in Kraft. Damit Wasserkraft-
     projekte im Europäischen Gemeinschaftssystem für den Handel mit Emissionsberechtigungen anerkannt 
     werden, müssen sie nach der „Linking Directive“ bei ihrer Planung und Durchführung die Richtlinien 
     der Weltstaudammkommission einhalten. Europäisches Parlament (2004): RICHTLINIE 2004/101/EG 
     DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 27. Oktober 2004 zur Änderung 
     der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifi katen in der 
     Gemeinschaft im Sinne der projektbezogenen Mechanismen des Kyoto-Protokolls, URL: http://www.
     europa.eu.int/comm/environment/climat/emission/pdf/dir_2004_101_de.pdf  (28.10.2005). 



2000 wurde in einer von der schweize-
rischen Exportkreditagentur in Auftrag 
gegebenen Studie bemängelt, dass zur 
Umsetzung der best practice-Richtlini-
en von Weltbank und OECD noch tief-
greifende institutionelle Reformen in 
der Türkei nötig seien (s. Kudat 2000). 
Diese Kritik  wird  sowohl durch das 
Gutachten von Dr. Cernea über den 
neuen Umsiedlungsplan als auch durch 
die EU-Fortschrittsberichte bestätigt.  

Die EU-Kommission hat zudem deut-
lich gemacht, dass die Türkei durch ihr 
Gewicht in der Region einen entschei-
denden Beitrag zur regionalen und 
internationalen Stabilität leisten kann. 
Eine kooperative Haltung gegenüber 
den Nachbarstaaten lässt die türkische 
Regierung allerdings nicht erkennen 
(s. Kap. 2.7).

Unter besonderer Bezugnahme auf 
den Südosten der Türkei äußert die 
EU-Kommission auch ihre Besorg-
nis über das Fehlen einer integrierten 
Strategie, die „zur Verringerung der 
regionalen Disparitäten und zur De-
ckung der wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Bedürfnisse der örtli-
chen Bevölkerung“ beiträgt und „der 
Schaffung der Voraussetzungen für 
die uneingeschränkte Wahrnehmung 
der Rechte und Freiheiten der Kurden“ 
dienen könnte (Europäische Kommis-
sion 2004, S. 20; S. 57). 

Auch ihre Besorgnis über anhaltende 
Misshandlungen sowie die Verfolgung 
von Menschen, die gewaltfrei ihre Mei-
nung äußern, wurde von der Kommis-
sion zum Ausdruck gebracht. Die EU 
fordert zudem von der Türkei „jenen, 
die dies wünschen, die Möglichkeit 
zu geben, in ihre Dörfer und Städte im 
Südosten zurückzukehren“ (Kap. 
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2.4 c und Kasten 4). Der Bau des Ilisu-
Staudamms würde jedoch eine weitere 
Enteignung von mehreren zehntausen-
den Menschen bedeuten, die aufgrund 
des Bürgerkriegs aus ihrer Heimat ge-
fl ohen sind (Kudat 2000, S. 12).

Auch die Aufforderung des europäi-
schen Parlaments, die antike Stadt Ha-
sankeyf als Weltkulturerbe registrieren 
zu lassen (s. Kap. 2.5 a), wurde bisher 
nicht von der türkischen Regierung 
aufgegriffen. 

Sollte das Projekt wie geplant fortge-
setzt werden, besteht die Gefahr, dass 
EU-Gesetze und andere internationale 
Richtlinien – die Europäische Men-
schenrechtskonvention inbegriffen – 
verletzt werden. Dies würde ein deut-
liches Abrücken vom acquis und den 
politischen Zielsetzungen der EU be-
deuten und einen klaren Verstoß gegen 
die abgeschlossenen Beitrittsverträge 
darstellen. 

b. Zentrale Rolle für die EU-
Kommission

Die Kommission steht in der Verant-
wortung für die Überwachung der 
Fortschritte bei der Umsetzung der 
EU-Gesetzgebung in der Türkei. Des-
halb sollte sie gegen die Haltung der 
Türkei strikte Einwände formulieren. 
Mehr noch – der Kommission kommt 
die zentrale Rolle zu, für die Einhaltung 
der EU-Standards und Gesetze beim 
Bau des Ilisu-Staudamms zu sorgen. 

Im Rahmen der EU-Beitrittsverhand-
lungen hat die EU einen wirksamen 
Hebel, um eine im menschenrechts- 
und umweltpolitischen Sinne fort-
schrittliche Politik in der Türkei voran-
zubringen. 
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Sollte das Projekt fortge-
setzt werden, besteht die 
Gefahr, dass EU-Gesetze 
und andere internatio-
nale Richtlinien – die 
Europäische Menschen-
rechtskonvention inbeg-
riffen – verletzt werden.



Projekt vorantreiben, das zwangsläufi g 
zu zahlreichen Brüchen von EU-Stan-
dards führen wird. Unter diesen Um-
ständen ist es mehr als widersprüch-
lich, dass Finanzinstitutionen aus der 
EU an der Planung und Durchführung 
eines Projekts wie dem Ilisu Staudamm 
mitwirken. 

Die EU-Mitgliedsstaaten haben sich ei-
nerseits auf gemeinsame Umwelt- und 
Menschenrechtspolitiken verpfl ichtet. 
Auf der anderen Seite besteht die Ge-
fahr, dass sie diese Verpfl ichtungen mit 
ihrer Exportförderung unterlaufen. Für 
die EU-Kommission – als Hüterin der 
EU-Verträge – bedeutet dies, dass sie 
das Vorgehen der angefragten europä-
ischen Exportkreditagenturen (ECAs) 
genau beobachten muss und darauf 
hinwirken sollte, dass die ECAs die 
Einhaltung des acquis communautaire 
zur Voraussetzung einer Bürgschafts-
bewilligung machen. 

Ein Umsiedlungsplan soll sicherstel-
len, dass die sozialen Auswirkungen 
von Projekten berücksichtigt wer-
den, bevor die Entscheidung über die 
Durchführung gefällt wird. Das glei-
che gilt für die Umweltverträglich-
keitsprüfung. Die türkische Regierung 
macht es genau andersherum: sie fällt 
erst die Entscheidung über das Pro-
jekt und stellt dann – im Nachhinein 
– die von den internationalen Finan-
zinstitutionen geforderten Berichte 
zusammen. Das Projekt wurde un-
abhängig davon beschlossen, ob es 
den Menschen vor Ort schadet, die 
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• Als Wächter des acquis hat die Kom-
mission sicherzustellen, dass der Bau 
des Ilisu-Staudamms relevante EU-
Standards erfüllt. 

• Die große Gefahr, dass der Bau des 
Ilisu-Staudamms den Konfl ikt über 
die Kontrolle der Wasserreserven im 
Nahen Osten verschärft, muss von der 
EU mit Priorität behandelt werden. Sie 
muss darauf hinwirken, dass die Türkei 
sich auf einen kooperativen Umgang 
mit den Wasserressourcen einlässt. 

c. Überwachung der Mitglieds-
staaten und europäischen Unter-
nehmen

Die derzeitige Situation ist paradox: 
die EU fordert von der türkischen Re-
gierung eine Angleichung an EU-Nor-
men und Praktiken, während Unter-
nehmen aus EU-Mitgliedsländern ein 

Am Vorgehen der türkischen Regie-
rung zeigt sich, dass der Bau des Ili-
su-Staudamms längst beschlossene 
Sache ist. Genau dies ist das Problem. 
Staudammbauten sind nur unter sehr 
spezifi schen Rahmenbedingungen als 
Instrumente einer nachhaltigen und 
sozialen Entwicklung zu betrachten. 
Diese hat die Welstaudammkommis-
sion in ihrem Abschlussbericht klar 
und im Konsens mit KritikerInnen und 
BefürworterInnen von Staudämmen 
defi niert. Genau diese Rahmenbedin-
gungen liegen im Fall des Ilisu-Stau-
damms nicht vor. 

Zum Scheitern verurteilt: Der Ilisu-Staudamm

3. Fazit 

Die EU-Mitgliedsstaaten 
haben sich auf gemein-
same Umwelt- und 
Menschenrechtspoltiken 
verpfl ichtet. Mit ihrer 
Exportförderung könnten 
sie diese Verpfl ichtungen 
unterlaufen.

Die EU-Kommis-
sion muss darauf 
hinwirken,dass die ECAs 
die Einhaltung des 
acquis communautaire 
zur Voraussetzung einer 
Bürgschaftsbewilligung 
machen.



Ökologie des Flusses massiv schädigt 
oder kulturelle Güter zerstört. 

Insofern ist nicht verwunder-
lich, dass die Umweltverträglichkeits-
prüfung und der Umsiedlungsplan 
zwar die von der türkischen Regierung 
gewünschten Ergebnisse liefern – bei 
genauer Analyse jedoch eklatante Ver-
letzungen internationaler Standards 
beinhalten und nicht gewährleisten 
können, dass die sozialen und ökologi-
schen Folgen des Projekts aufgefangen 
werden.

Insofern ist es nicht verwunderlich, 
dass entgegen den Absichtserklärun-
gen der türkischen Regierung bereits 
im Planungsprozess wichtige inter-
nationale Standards verletzt worden 
sind. Sollte der Ilisu-Staudamm gebaut 
werden, würden weitere internationale 
Vorgaben verletzt (s. ANNEX I). 

Aufgrund der mangelhaften Informa-
tionspolitik der türkischen Regierung, 
dem Fehlen von Konsultationen und 
dem Klima politischer Repression ist 
eine effektive Partizipation der Bevöl-
kerung nicht möglich. Die Menschen 
können demzufolge ihre Rechte nicht 
adäquat vertreten. Jede wirksame öf-
fentliche Kontrolle des Ilisu-Stau-
dammprojekts wird von den beteilig-
ten Unternehmen und der türkischen 
Regierung verhindert. 
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Neben den schwerwiegenden Ver-
säumnissen der türkischen Regierung 
sind jedoch auch die im Südosten der 
Türkei bestehende gesellschaftliche 
Struktur – z. B. die ungleichen Be-
sitzverhältnisse – sowie die vielen un-
schätzbaren Kulturgüter in der Region 
und das hohe Konfl iktpotential um die 
Wassernutzung im Nahen Osten die 
grundfalschen Voraussetzungen für die 
Durchführung eines Staudammprojekts 
von der Größe des Ilisu-Staudamms. 
Unter den derzeitigen sozio-ökonomi-
schen und politischen Rahmenbedin-
gungen kann der Ilisu-Staudamm kein 
‚Erfolgsprojekt’ werden, sondern wird 
als Desaster enden. Wird der Damm 
gebaut, dann ist zu erwarten, dass:
 
• sich die Lebensbedingungen von 
mehreren zehntausend Menschen dra-
matisch verschlechtern;

• Menschenrechte massiv verletzt wer-
den; 

• das Konfl iktpotential um das Wasser 
im Mittleren Osten verschärft wird; 

• einzigartige Kulturgüter zerstört wer-
den; 

• massive und unrevidierbare Umwelt-
zerstörungen verursacht werden und
 
• gegen türkisches Recht und internati-
onale Standards verstoßen wird. 

Zum Scheitern verurteilt: Der Ilisu-Staudamm

Abbildung 14: Wir fordern, dass das Panorama so bleibt: 
Felsenhaus in Hasankeyf
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Die Kosten für den Staudammbau sind 
also sehr hoch. Das Projekt darf daher 
unter den derzeit gegebenen Rahmen-
bedingungen nicht fortgeführt werden. 
Es ist zum Scheitern verurteilt. Die 
vorliegenden Umweltstudien und der 
Umsiedlungsplan weisen solche er-
heblichen Probleme auf, dass eine Ge-
nehmigung die selbst gesetzten Bench-
marks der Exportkreditagenturen 
für Großstaudämme eklatant ver-
letzen würde. Den involvierten Ex-
portkreditagenturen und den jeweili-
gen Regierungen kommt daher eine 
zentrale Rolle zu. Es liegt in ihren 
Händen, ob sie ein Projekt unterstüt-
zen, das bereits in der Planungspha-
se gegen menschenrechtliche, soziale 
und ökologische Standards verstößt. 

Erst wenn die Rahmenbedingungen für 
die Durchführung solch großer Stau-
dammprojekte geschaffen sind, sollte 
ihre Realisierung in Erwägung gezo-
gen werden. Die Planungen müssen 
dann jedoch ergebnisoffen verlaufen. 
Statt den Ilisu-Staudamm gegen den 
Willen der beteiligten Bevölkerung 
voranzutreiben, sollten die möglichen 
Alternativen zum Staudammprojekt 
umfassend geprüft und öffentlich dis-
kutiert werden, damit die Region eine 
wirkliche Perspektive für ihre politi-
sche, soziale und ökonomische Ent-
wicklung erhält.
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ANNEX I: Relevante internationale Standards und Richt-
linien für die Planung und den Bau des Ilisu-Staudamms

1. Standards der Weltbank 

OP 4.01 Betrifft Umweltverträglichkeitsprüfungen bei internationalen Projekten 

• Kumulative und indirekte Auswirkungen müssen laut OP 4.01 in die Prüfung integri-
ert werden. Obwohl durch andere Staudämme und Bewässerungsprojekte kumulative 
Effekte zu erwarten sind und durch Infrastrukturprojekte auch indirekte Folgen auftre-
ten werden, sind diese Aspekte in der Prüfung nicht berücksichtigt. 
• Es sollen grenzüberschreitende Probleme in die Prüfung einbezogen werden. Dies 
fehlt in der UVP, obwohl durch die veränderte Flusshydrologie, andere Durchfl ussmen-
gen sowie durch eine Abnahme der Wasserqualität mit erheblichen grenzüberschreiten-
den Effekten zu rechnen ist.
• Internationale Umweltabkommen sollten einbezogen werden. In der UVP ist dies 
nicht berücksichtigt worden. 
• Als Anforderungen an eine Umweltverträglichkeitsprüfung werden unter anderem 
eine Alternativenprüfung, inklusive einer ‚no project option’, und die Konsultation mit 
Betroffenen bei der Erstellung der UVP dargestellt. Doch die UVP erfüllt nach Meinung 
von Experten in keiner Weise die vorgeschriebene Alternativenprüfung.
• Auch die Partizipation der Bevölkerung und die allgemeine Informationspolitik ent-
sprechen nicht den vorgegebenen Richtlinien. So weisen die durchgeführten Interviews 
erhebliche Mängel auf, und Informationen wurden nicht in der Sprache, die in der 
Region vorherrscht (Kurdisch), veröffentlicht. 

OP 4.04 Betrifft die Umwandlung und Zerstörung von Habitaten

• Die OP legt fest, dass Projekte, die mit bedeutenden Umwandlungen oder der De-
gradierung natürlicher Lebensräume einhergehen, nicht förderungswürdig sind. Außer-
dem werden angemessene Ausgleichsmaßnahmen festgeschrieben. 
• Obwohl die UVP erwähnt, dass Lebensraum zerstört wird (insgesamt 170 km des Ti-
gris werden aufgestaut), wird nicht adäquat berücksichtigt, dass dies zu einer existenti-
ellen Gefährdung bedrohter Tierarten und zu einem generellen Verlust der Biodiversität 
führen kann. Dies widerspricht auch den Verpfl ichtungen in der Biodiversitätskonven-
tion von 1992, die sowohl die Türkei als auch die EU unterschrieben haben. 
• Auch die Gegenmaßnahmen sind unzureichend: Es wird z. B. lapidar angegeben, dass 
durch Sedimentierung oberhalb des Reservoirs neue Deltas entstünden, in denen die 
vertriebenen Vögel eine neue Heimat fi nden könnten.

OP 4.10 Betrifft die Auswirkungen auf die indigene Bevölkerung 

• Die OP schreibt vor, dass ein spezieller Plan für die indigenen Bevölkerungsgruppen 
aufgestellt werden muss.  Außerdem muss die Gruppe klar ihre Zustimmung ausdrück-
en. 
• In den Plänen zum Ilisu-Staudamm wird in keiner Weise darauf eingegangen, dass die 
Projektbetroffenen als KurdInnen besonderen Schwierigkeiten ausgesetzt sind. 
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Eine spezielle Erwähnung dieses Problems oder gar einen speziellen Plan dafür gibt es 
nicht. Eine explizite Nichtanerkennung der OP 4.10 in der UVP macht dieses Problem 
deutlich. 

OP 4.11 Betrifft das Management von kulturellen Gütern (früher OPN 11.03) 

• Es müssen Alternativmöglichkeiten für das Projekt evaluiert werden, bei denen die 
Zerstörung von kulturellen Gütern weitaus geringer ist. Die Alternativpläne in der UVP 
sind unzureichend. 
• Außerdem muss die lokale Bevölkerung bei der Erfassung der Objekte einbezogen 
werden Die archäologischen Rettungspläne beziehen die lokale Bevölkerung so gut wie 
nicht in die Planung und die Maßnahmen mit ein und verletzen damit die OP. Dadurch 
wird z.B. die heutige Kultur und Zeitgeschichte völlig ignoriert. 
• Maßnahmen zur Stärkung der institutionellen Kapazitäten für die Implementierung 
der Ausgleichsmaßnahmen müssen durchgeführt werden. Der archäologische Rettung-
splan weist aber erhebliche Schwächen auf, die laut einem ExpertInnengutachten auch 
auf Schwächen in den administrativen Abläufen zurückzuführen sind. 
• Die Zeitpläne für die Rettung archäologischer Güter in der UVP werden von 
ArchäölogInnen als völlig unrealistisch eingeschätzt.
• Sprachlich müssen die Pläne für alle zugängig sein. Die Pläne zur Rettung des Kultur-
gutes wurden aber nur auf Türkisch und nicht auf kurdisch veröffentlicht. 

OP 4.12 Betrifft unfreiwillige Umsiedlungsaktionen im Rahmen von Projekten 

• Eine Alternativenprüfung mit genauer Erfassung der Betroffenen wird vorge-
schrieben. Dies schließt auch diejenigen ein, die durch andere Tätigkeiten, die aber in 
Verbindung zum Projekt stehen, betroffen sind. Konsultationen, Beschwerdemechanis-
men, sowie eine besondere Berücksichtigung von „vulnerable persons“ werden vorge-
schrieben. Auch müssen z.B. Menschen ohne klare Landrechte Entschädigung erhalten. 
• Obwohl die OP Pläne für eine Wiederherstellung von Einkommensquellen fordert, 
kann der RAP nicht garantieren, dass der Lebensstandard für alle Betroffenen nach dem 
Projekt mindestens gleich hoch ist wie vor dem Projekt.
• Die mangelnde Alternativenprüfung im RAP verletzt die Standards, die in der OP 
vorgegeben werden.
• Die Einbeziehung der Bevölkerung bei der Erstellung der Umsiedlungspläne ist völlig 
mangelhaft, obwohl deren Bedeutung in der OP hervorgehoben wird. 
• Durch Infrastrukturbegleitprojekte betroffene Personen werden nicht berücksichtigt.
• Die Beschwerdemechanismen sind wie die gesamte institutionelle Infrastruktur man-
gelhaft.
· Menschen ohne klare Landtitel werden unzureichend berücksichtigt. 

OP 4.37 Betrifft Sicherheitsmaßnahmen bei Staudämmen

• Es müssen detaillierte Pläne darüber erstellt werden, welche Gefahren durch Unfälle 
entstehen könnten und welche Gegenmaßnahmen getroffen werden. Dies ist in der 
UVP nicht erfolgt.
• Zwar wird die Entwicklung seismischer Aktivitäten, die durch den Ilisu Staudamm 
induziert werden, nicht größer eingeschätzt als die Stärke, auf die der Staudamm ausg-
erichtet sein soll. Es besteht aber letztendlich keine Sicherheit, ob nicht trotzdem starke 
Erdbeben in der Region entstehen könnten.
• Auch andere Sicherheitsrisiken im Zusammenhang mit dem Staudamm werden nicht 
thematisiert. So wird zum Beispiel nicht beachtet, dass sich die Sicherheitslage durch 
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das Wiederauffl ammen des bewaffneten Konfl ikts in der Region extrem verschlechtert 
hat.

OP 7.50  Betrifft Projekte auf internationalen Wasserwegen

• Die OP beinhaltet, dass Anrainerstaaten so früh wie möglich weitgehend über das 
Projekt und dessen Folgen unterrichtet werden müssen. Außerdem sollen feste Verein-
barungen („agreements or arrangements“) eingegangen werden. 
• Beides geschah beim Ilisu Staudamm bis heute nicht. 

2. OECD-Richtlinien

Empfehlung zu gemeinsamen Herangehensweisen bei der Berücksichtigung 
von Umweltaspekten bei staatlich geförderten Exportkrediten („Common Ap-
proaches“)

• Art. 12.1 verweist explizit auf die Notwendigkeit der Einhaltung der Weltbank-Stan-
dards zur Aufstellung von UVPs, zu unfreiwilliger Umsiedlung und zum Management 
von kulturellen Gütern. Wie oben dargestellt, werden alle drei Richtlinien verletzt.

OECD DAC Good Practice  für Umweltverträglichkeitsprüfungen von Ent-
wicklungsprojekten von 1992 

• Umweltaspekte müssen voll in die Projektauswahl, das Design und die Implementier-
ung einfl ießen und es müssen klare Zuständigkeiten festgelegt werden. Die Versäum-
nisse in der neuen UVP zeigen jedoch, dass weder Umweltaspekte genügend eingefl os-
sen sind, noch klare Zuständigkeiten für die Bereiche festgelegt wurden. So soll zum 
Beispiel das Problem der zunehmenden Eutrophierung durch Klärwerke gelöst werden. 
Es bleibt aber völlig unklar, wer dafür zuständig ist. 
• Außerdem müssen alle Auswirkungen auf die Gesundheit der Menschen sowie soziale 
Effekte, insbesondere Geschlechteraspekte, und die Bedürfnisse „spezieller Grup-
pen“ bei den Umweltauswirkungen berücksichtigt werden. Es werden in der UVP aber 
weder die Gefahren durch drohende Krankheiten in Folge des Damms ausreichend 
dargestellt, noch wird auf geschlechterspezifi sche Probleme hinreichend eingegangen. 
• Die UVP muss eine Alternativenprüfung einschließlich einer „no project option“ 
enthalten. Diese ist aber in der neuen UVP in keiner Weise ausreichend. 

OECD DAC Richtlinie für Durchführungsorganisationen der Entwicklungshilfe 
über unfreiwillige Umsiedlung und Vertreibung bei Entwicklungshilfeprojekten 
(Guidelines for Aid Agencies on Involuntary Displacement and Resettlement in 
Development Projects)

• Es muss eine umfassende Alternativenprüfung einschließlich der „no project option“ 
gemacht werden. Diese ist aber im RAP nach der Meinung von ExpertInnen nicht 
ausreichend. 
• Die Bedürfnisse der Bevölkerung müssen in den Entscheidungsprozess einfl ießen. 
Gutachten sowie Interviews mit den Befragten zeigen, dass dies nicht angemessen 
stattfand. 
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• Es müssen genügend Ressourcen zur Verfügung gestellt werden, damit die Umgesie-
delten am Nutzen des Projekts teilhaben können. Die Pläne zur Wiederherstellung der 
Einkommen zeigen, dass dies nicht der Fall ist. 
• Mangelnde Landtitel dürfen kein Grund für eine Verweigerung von Kompensation 
sein. Im RAP werden aber Personen erwähnt, die betroffen sind, ohne ein Anrecht auf 
Entschädigung oder Umsiedlung zu haben. 

3. UNO Verträge und Konventionen 

UNESCO Konvention für den Erhalt des kulturellen und natürlichen Erbes der 
Welt

• Städte und Monumente mit “außergewöhnlichem universellem Wert” für die Men-
schheit sollten dem Kulturerbekomitee vorgeschlagen werden.
• Obwohl Hasankeyf 1981 vom Türkischen Kulturministerium zu einem Kulturden-
kmal der „ersten Kategorie“ erklärt wurde, wird Hasankeyf nicht als Weltkulturerbe 
vorgeschlagen, sondern soll durch den Ilisu-Damm zerstört werden.  
• Die EU hat die Aufnahme von Hasankeyf in die Kategorie „Weltkulturerbe“ emp-
fohlen.
• Die Türkei hat die UNESCO Konvention bereits 1983 unterschrieben. 

UN-ECE Protokoll über Strategische Umweltprüfungen (Kiev, 2003) - ‘SEA-
Protokoll’

• SEA soll die Zusammenarbeit und Konsultationen bei Projekten noch vor der UVP 
garantieren und betont die Notwendigkeit von öffentlicher Beteiligung am Entscheid-
ungsprozess.
• Das ‚SEA-Protokoll’ wurde von der Türkei nicht unterschrieben, wohl aber von 
Deutschland, Österreich und der EU.

UN-ECE-Konvention von 1992 zum Schutz und zur Nutzung grenzübersch-
reitender Wasserläufe und internationaler Seen (Wasserkonvention); dazu: 
Protokoll zu Wasser und Gesundheit

• Die Konvention soll die Maßnahmen zum Schutz und das Management von gren-
züberschreitenden Wasservorkommnissen stärken.
• Infolge des Ilisu-Staudamms droht durch Sedimentierung und Eutrophierung sowie in 
Kombination mit Bewässerungssystemen im Rahmen anderer Dämme (z.B.Cizre) nach 
ExpertInnenmeinung eine Abnahme der Wasserqualität. Dies wird auch Syrien und den 
Irak betreffen. 
• Vor allem wird durch die mangelnde Informationspolitik die allgemeine Information-
spfl icht aus Art. 14 verletzt. Diese Informationspfl icht wird von VölkerrechtlerInnen 
als Völkergewohnheitsrecht gewertet, auch wenn die Türkei dieses Abkommen nicht 
unterzeichnet hat (**). Die EU hat das Abkommen unterzeichnet.    
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UN-ECE-Konvention zur Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschre-
itenden Rahmen von 1991 (sog. Espoo-Konvention)

• Die Öffentlichkeit in den Anrainerstaaten muss informiert werden und am Prozess 
partizipieren. 
• Beides fand bis heute beim Ilisu Projekt nicht statt. 
• Von der Türkei wurde die Espoo-Konvention nicht unterschrieben (**), aber von der 
EU. 

UN-Konvention über die nicht-schiffbare Nutzung grenzüberschreitender Was-
serwege von 1997

• Enthält die Prinzipien der fairen und angemessenen Nutzung („equitable and reason-
able utilization“) grenzüberschreitender Wasserwege, der Partizipation und Konsulta-
tion zwischen den Flussanrainerstaaten. 
• Beim Ilisu-Staudamm wurden jedoch die Anrainerstaaten weder ausreichend über das 
Projekt informiert, noch in die Planung der Nutzung der Wasserreserven eingebunden. 
Die Abfl ussrechte sind unzureichend und von unklarer Verbindlichkeit.
• Von der Türkei nicht unterschrieben (**), aber von Deutschland und Österreich.

Der UN-Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte

• Art.1 sagt aus, dass in keinem Fall ein Volk seiner eigenen Existenzmittel beraubt 
werden darf. Die Maßnahmen zur Wiederherstellung der Einkommensquellen sind 
jedoch völlig mangelhaft.
• Art. 6 enthält das Recht auf Arbeit. Der Staudammbau zerstört jedoch Arbeitsmöglich-
keiten, und aufgrund der defi zitären Programme zur Wiederherstellung von Einkom-
mensquellen kann eine alternative Arbeitsmöglichkeit nicht garantiert werden. Speziell 
Frauen, die in der Landwirtschaft noch Arbeitsmöglichkeiten hatten, werden durch den 
Staudammbau keine Arbeit mehr fi nden.  
• Art. 11 legt das Recht auf ausreichende Unterbringung, sowie auf eine stetige Ver-
besserung der Lebensbedingungen fest. Dies wird durch die völlig lückenhafte Umsied-
lungspolitik verletzt. 
• Art. 12 beschreibt das Recht auf Gesundheit. Dies wird verletzt, da keine ausreichen-
den Maßnahmen gegen die drohende Zunahme von Krankheiten wie Malaria einge-
plant werden.
• General Comment No.15 beschreibt das Recht auf Wasser. Die Reduzierung des Was-
serabfl usses und die Verschlechterung der Wasserqualität lassen befürchten, dass das 
Recht der Menschen auf den Zugang zu ausreichend sauberem Trinkwasser damma-
bwärts sowie möglicherweise in den Umsiedlungsorten verletzt würde. 
• Der UN-Pakt über die WSK-Rechte wurde im Rahmen des Beitrittsprozesses zur EU 
von der Türkei unterschrieben. 

UN-Pakt über bürgerliche und politische Rechte

• Art. 25 enthält das Recht auf Partizipation an öffentlichen Angelegenheiten. Die 
genannten Mängel bei der Partizipation der betroffenen Menschen zeigen jedoch, dass 
dieses Recht bei der Durchführung des Projektes verletzt wurde. 
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• Art. 19 enthält das Recht auf freie Meinungsäußerung. Bezüglich des Ilisu-Stau-
damms ist von großer Bedeutung, dass die Rechte auf freie Meinungsäußerung und 
Versammlungsfreiheit vor dem Hintergrund der wieder aufgefl ammten gewaltsamen 
Konfl ikte in der Region faktisch stark eingeschränkt sind
• So wurden beispielsweise AktivistInnen, die an einer internationalen Wasserkonfer-
enz in Diyarbakir teilnehmen wollten, unter Druck gesetzt. Sie wurden von der Polizei 
gefi lmt, manche wurden sogar an der Teilnahme gehindert. 
• Außerdem spielt die Angst vor Repression bei den Konsultationen der Bevölkerung 
eine große Rolle. So wurden zum Beispiel Menschen für die Konsultationen auf das 
Polizeipräsidium zitiert. 

4. Verträge und Konventionen der Europäischen Union 

Vertrag von Nizza zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union, der 
Verträge zur Gründung der Europäischen Union der Verträge zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaften einiger damit zusammenhängender Rechtsakte

•  Artikel 6 beinhaltet, dass die Erfordernisse des Umweltschutzes bei der Festlegung 
und Durchführung von Gemeinschaftspolitiken und –maßnahmen einbezogen werden 
müssen. 
• Durch das nachträgliche und mangelhafte Anfertigen der UVP ist dies im Falle des 
Ilisu-Staudamms nicht gegeben. 

Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines 
Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasser-
politik (Wasserrahmenrichtlinie - 2000/60/EG vom 23. Oktober 2000)

• Nach der Richtlinie soll eine breite Öffentlichkeit - einschließlich der WassernutzerIn-
nen - in Planungen für Wasserprojekte einbezogen werden. Die mangelnde Informa-
tions- und Partizipationspolitik der türkischen Regierung verletzt dies.  
• Nach der Richtlinie soll darüber hinaus eine Begrenzung der Aufstauung von Ober-
fl ächensüßwasser stattfi nden. Der Ilisu-Staudamm läuft dem zuwider.  

• Die Richtlinie bezieht sich explizit auf die UN-Wasserkonvention von 1992 (s.o.).  

Europäische Konvention über das Archäologische Erbe von 1992

• Betont die Notwendigkeit, das archäologische Erbe als eine Quelle des europäischen 
kollektiven Gedächtnisses und als ein Instrument für historische und wissenschaftliche 
Studien zu schützen.
• Verletzung durch unzureichende archäologische Rettungspläne.

Richtlinie des Europäischen Rates über die Erhaltung der wild lebenden Vogel-
arten (79/409/EWG vom 2. April 1979)

• Durch die Zerstörung von Lebensräumen infolge des geplanten Baus des Ilisu-Stau-
damms werden speziell gefährdete Vögel bedroht werden, die durch die Richtlinie 
geschützt werden sollen. 
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Richtlinie des Europäischen Rates zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 
sowie der wild lebenden Tiere und Pfl anzen (Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie 
(FFH-RL) - 92/43/EWG vom 21. Mai 1992)

• Die FFH-Richtlinie hat zum Ziel, wildlebende Arten, deren Lebensräume und die 
europaweite Vernetzung dieser Lebensräume zu sichern und zu schützen (sog. Natura 
2000 Gebiete). 
• Durch den Ilisu-Staudamm werden aber in erheblichem Maße Habitate zerstört. 

Richtlinie des Europäischen Rates über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (UVP Richtlinie - 97/11/EG 
vom 3. März 1997 zur Änderung der Richtlinie 85/337/EWG)

• Die Richtlinie verlangt eine genaue Prüfung der Auswirkungen auf Mensch, Flora 
und Fauna, Boden, Wasser, Luft und Klima, Sachgüter und kulturelles Erbe, sowie zu 
den Wechselwirkungen dieser Bereiche. Wie bereits dargestellt, weist die UVP in allen 
Bereichen erhebliche Mängel auf. 
• Die Maßnahmen, mit denen negative Auswirkungen abgefedert werden sollen, sind 
unausgereift. 
• Die Richtlinie verlangt u. a., dass der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit gegeben 
wird, sich vor der Erteilung der Genehmigung zu den Ergebnissen der UVP zu äußern
• Die Verlängerung der Zeitfrist für Eingaben auf Türkisch wurde aber erst nach Protest 
erreicht. 
• Die Richtlinie verlangt auch die Information und Konsultation von betroffenen Nach-
barstaaten. Wie bereits erwähnt, trifft dies bei der Planung des Ilisu-Staudamms nicht 
zu. 

Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Prüfung der 
Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme (2001/42/EC vom 27. 
Juni 2001)

• Schreibt eine strategische Umweltprüfung – genauer: ein systematisches Prüfver-
fahren  - vor, mit dem die Umweltaspekte bei strategischen Planungen und dem 
Entwurf von Programmen untersucht werden. Typische Anwendungsfälle sind u.a. 
Regionalentwicklungspläne, Bauleitpläne, Verkehrskonzepte, Energiekonzepte, Touris-
musprogramme, etc..
• Eine strategische Umweltprüfung für das GAP liegt nicht vor. 

Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Beteiligung der 
Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und 
Programme (Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie - 2003/35/EG vom 26. Mai 
2003)

• Die Beteiligung der Bevölkerung an der Ausarbeitung der Pläne für den Ilisu-Stau-
damm entspricht in keiner Weise den Anforderungen der Öffentlichkeitsbeteiligung-
srichtlinie.
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Vertrag über die Beitrittsverhandlungen mit der Türkei (Richtlinie 2003/398/
EC)

• Der Vertrag verlangt von der Türkei ausdrücklich die „Anwendung und Durchsetzung 
der Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung sowie die „Fortsetzung des Aus-
baus der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit bei der Wasserpolitik im Einklang mit 
der EU Wasserrahmenrichtlinie und den Verträgen, die die Eu unterschrieben hat.“ 

5. Empfehlungen der Weltstaudammkommission (WCD) 

Das Projekt verletzt sämtliche strategische Prioriäten der Weltstaudammkom-
mission:

• Gewinnung öffentlicher Akzeptanz: Der zunehmende Widerspruch und Protest vor 
Ort sowie zahlreiche Interviews im Rahmen von fact fi nding missions in die Region 
zeigen, dass ein Großteil der Betroffenen das Projekt ablehnt. 
• Umfassende Prüfung der Optionen: Die Alternativenprüfung sowohl im RAP als auch 
in der UVP werden von ExpertInnen als nicht ausreichend bewertet. 
• Bestehende Staudämme: Weder wird evaluiert, wie die bestehenden Dämme effi -
zienter gestaltet werden könnten und ihr Wirkungsgrad verbessert werden kann, noch 
wurden die anderen Staudämme auf ihre sozialen und ökologischen Probleme evaluiert. 
• Erhalt von Flüssen und Existenzgrundlagen: Hydrologische Studien zeigen klar, dass 
der Ilisu-Staudamm zu erheblichen Veränderungen der Flusshydrologie führen wird 
und die damit verbundenen Auswirkungen für Mensch und Umwelt erheblich sind.
· Anerkennung von Ansprüchen und gerechte Teilung des Nutzens: Weder werden allen 
Betroffenen ihre Rechte zugestanden, noch wird der „Nutzen“ des Staudamms gerecht 
aufgeteilt.
• Einhaltung von Verpfl ichtungen und Vereinbarungen: Dafür wären glaubwürdige und 
funktionierende Klagemechanismen und Monitoring nötig. Berichte weisen aber darauf 
hin, dass die Struktur und die Kapazitäten der geplanten Mechanismen hierfür nicht 
ausreichen.
· Gemeinsamer Nutzen des Flusses  für Frieden, Entwicklung und Sicherheit: Das 
Aufstaupotential des Dammes erhöht das Konfl iktpotential mit Syrien und Irak, was zu 
einer Verschärfung der Sicherheitslage führen  kann.

**: Der Grundsatz der Konsultation und Information kann als Grundsatz im Völkergewohnheitsrecht ang-
esehen werden und ist damit bindend, egal ob ein Land eine der hier genannten Konventionen unterschrieben 
hat. Auch die Argumentation, dass der Grundsatz nicht gelte, da die Türkei ein „persistent objector“ sei, 
kann hier nicht angewendet werden, da sie solche Grundsätze im Rahmen von bilateralen Abkommen bereits 
anerkannt hat.



85
Zum Scheitern verurteilt: Der Ilisu-Staudamm

ANNEX II: Die Europäische Ilisu-Kampagne

► Wer wir sind: 

Wir arbeiten für Nichtregierungsorganisationen in Österreich, Belgien, Großbritannien, der Schweiz 
und Deutschland, die alle Teil der internationalen Kampagne für die Reform von Exportkreditagentu-
ren sind. 

                           

► Was wir tun: 

Wir sehen unsere Aufgaben darin, Exportkreditagenturen (ECAs) zu beobachten, auf ihre Bedeutung 
aufmerksam zu machen und auf die Einhaltung und Reform ökologischer, sozialer und menschen-
rechtlicher Standards hinzuwirken. Wir arbeiten mit Menschen zusammen, die in anderen Ländern 
von durch ECAs fi nanzierte Infrastrukturprojekte betroffen sind und unterstützen sie. Wir organisieren 
Protest und stellen kritisches Wissen bereit.   

 

► Was wir fordern: 

Wir fordern höhere Umwelt- und Sozialstandards sowie Transparenz in der Exportförderung und 
versuchen, betroffenen Menschen die Möglichkeit zu geben, ihre Anliegen und Forderungen an die 
EntscheidungsträgerInnen in den fi nanzierenden Ländern weiterzutragen. 

► Ziele der Ilisu-Kampagne sind:  

· unter den gegebenen Rahmenbedingungen die Vergabe einer öffentlichen Exportkreditversi-
cherung zu verhindern;

· die beteiligten Unternehmen dazu aufzufordern, ihrer sozialen und ökologischen Verantwor-
tung nachzukommen; 

· die Beitrittsverhandlungen zwischen der EU und der Türkei für die Einhaltung ökologischer, 
menschenrechtlicher und sozialer EU-Standards zu nutzen sowie 

· den lokalen Protest vor Ort zu unterstützen.   

► Beteiligte europäische Organisationen:

WEED Weltwirtschaft, Ökologie und Entwicklung (Berlin); FERN (Brüssel); ECA-WATCH Öster-
reich (Wien); Erklärung von Bern, (Zürich); Corner House (London); Kurdish Human Rights Project 
(London) 
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Weiterführende Links zum Thema

1. Internetseiten von Nichtregierungsorganisationen und Kampagnen 
    zum Ilisu Staudamm

World Economy, Ecology and Development, WEED.............www.weed.online.org/ilisu
Erklärung von Bern.........................................................................www.evb.ch/p48.html
ECA- Watch Österreich.........................................www.eca-watch.at → Ilisu Kampagne
FERN............................................................................................................www.fern.org
The Corner House..................................................................www.thecornerhouse.org.uk
Kurdish Human Rights Project............................................www.khrp.org/ilisu/ilusu.htm
Ilisu Dam Camign...................................................................................www.ilisu.org.uk
Initiative to keep Hasankeyf alive..........................................www.hasankeyfgirisimi.org

2. Seiten von Firmen des Betreiberkonsortiums 

Website der Betreiber über den Staudamm.....................www.ilisu-wasserkraftwerk.com
Website der türkischen Regierung zum GAP............................................www.gap.gov.tr
Andritz....................................................................................................www.andritz.com
VA Tech Hydro........................................................................….www.vatech-hydro.com
Züblin................................................................................................….www2.zueblin.de
Alstom.....................................................................................................www.alstom.com
Stucky..........................................................................................http://www.stucky.ch/en/
Colenco....................................................................................................www.colenco.ch

3. Seiten von und zu Exportkreditagenturen

WEED Hermesreform Kampagne.......www.weed-online.org/themen/hermes/index.html
Urgewald Hermesreform Seite................................www.urgewald.de/index.php?page=8
ECA Watch International....................................................................www.eca-watch.org
Euler Hermes Exportkreditgarantien, Deutschland..........www.exporttkreditgarantien.de
Schweizer ERG..................................................................................www.swiss-erg.com
OEBK Österreich...........................................................................................www.oekb.at

4. Allgemeine Informationen zu Staudämmen 

World Commission on Dams......................................................................www.dams.org
UNEP Dams and Development Project.............................................www.unep.org/dams
International Rivers Network.............................................................www.irn.org
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Expansion ohne Grenzen?
Der Handel mit Finanzdienstleistun-
gen.
 
Aus dem Inhalt: 
• Finanzdienste - Finanzkonzerne - Finanzge
   schäfte
• Globale Trends im Handel mit Finanzdienst-
   leistungen
• Kapital braucht Kontrolle

Autorinnen: Lydia Krüger, Suleika Reiners
70 Seiten, Preis: 5,00 Euro, zzgl. Versand-
kosten

Bilaterale Investitionsabkommen und 
Investitionsgarantien.
Konzept, Kritik und Perspektiven.
Aus dem Inhalt

• Rahmenbedingungen bilateraler Investi-
   tionspolitik
• Inhalt und Kritik der BITs
• Invesittionsgarantien: wer profi tiert davon? was 
   wird versichert? Kritikpunkte

Heike Drillisch, Nicola Sekler
36 Seiten, Preis 3,00 Euro, zzgl. Versand-
kostenkosten
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